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Dokumentation zur Konferenz gegen die Versöhnung mit der deutsc 


Es war ein Versuch. Mit unserer Konferenz wollten wir, ohne die gravierenden unterschiedlichen Einschätzungen 
und Analysen zum ersten deutschen Krieg seit 1945 zu negieren, herausfinden, ob sich nicht trotzdem ein Kon- 
sens wenigstens über zwei Dinge herstellen ließe: Erstens über die Feststellung, dass dieser Krieg ein entschei- 
dender Schritt auf dem Weg zur Befreiung der deutschen Nation von Auschwitz darstellt; zweitens und daraus 
iolgend darüber, dass die Feindschaft zum rotgrünen Umgang mit den Nazi-Verbrechen ein zentrales Kriterium zur 
Beurteilung der Frage sein muss, von wem hier noch etwas zu erwarten ist. (Dass nicht alle Gegner/innen des 
rotgrün-antitötalitären Menschenrechtsgeschwätzes, in dem „Auschwitz“ zur beliebigen Metapher verkommt, auch 
gegen den Krieg waren, ist für uns kein Argument, weil auch nicht alle Kriegsgegner/innen der nunmehr faktischen 
Bewäitigung der Vergangenheit etwas entgegenzusetzen hatten und haben.) 

Wenn auf der Konferenz etwas festzustellen war, dann die tiefe Kluft zwischen jenen, die, aus welchen Gründen 
auch immer, der deutschen Normalisierung nichts abgewinnen können, und jenen, die, kaum war der Krieg vorbei, 
zum linken Business as usual'zurückkehrten. Allerdings gibt es unter ersteren größere Differenzen, die hier nach- 
zuiesen sind. | | | 

Zugleich wollte die Konferenz Solidarität mit den Überlebenden einfordern, für die der erste deutsche Krieg seit 
1945 einen ebensolchen Einschnitt wie die Wiedervereinigung bedeutete: In diesem Anliegen gab es wirklich eine 
Gemeinsamkeit; die bislang unter Linken nicht selbstverständlich ist. 
Leider hat es sehr lange gedauert, bis wir alle Texte zusammen hatten - und auch so ist diese Dokumentation 
nicht vollständig, aber sie versammelt immerhin die wichtigsten’ Beiträge zu der Konferenz in überarbeiteter Form. 
Wir möchten noch einmal allen Teilnehmer/inne/n, den Referenten und den Unterstützern dafür danken, dass die 
Konferenz und die Dokumentation möglich gemacht haben: der Zeitschrift KONKRET, dem Auschwitz-Komitee in 
der BRD e.V., dem Netzwerk Selbsthilfe e.V., dem Solidaritätsfonds der Hans-Böckler-Siiftung und den etlichen 
einzelnen Spender/innen. 
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Das Schweigen über Deutschland: 
die neueste deutsche Friedensbewegung 


Auftaktdebatte mit Raul Zelik, für eine linke Strömung (felS); Hermann L. 
Gremliza, KONKRET-Herausgeber; Hans Coppi, Bund der Antifaschisten, 
(BdA); Heiner Möller, Publizist; Tjark Kunstreich, bundesweites Bündnis 
gegen IG Farben, und Jürgen Elsässer, KONKRET-Redaktion (Moderation). 


Jürgen Elsässer: Tjark Kunstreich hat in 
KONKRET einen Artikel geschrieben 
unter der Überschrift “Der deutsche 
Krieg”. Mehr oder weniger mit Bezug 
darauf hat Thomas Ebermann ın KON- 
KRET in einem Streitgespräch gekon- 
tert und hat gesagt: Wer dıe Rolle 
Deutschlands übertreibt, steht in Gefahr, 
anderen Großmächten und anderen In- 
teressen hinterher zu laufen. 

Tjark Kunstreich: Eigentlich ıstes schon 
allein deswegen ein deutscher Krieg, weil 
nun eine solche Energie entfaltet wird, 
um nachzuweisen, daß es sich nicht um 
einen deutschen Krieg gehandelt hat. 
Dieser Krieg war cine deutsche 
Katharsis, in der sich ein Verhältnis zur 
Vergangenheit durchgesetzt hat, in dem 
diese nicht mehr verleugnet werden muß, 
sondern sie von der deutschen Gesell- 
schaft, wie sie heute ist, abtrennt wird, 
um ım Namen von Auschwitz gegen Ju- 
goslawien Krieg zu führen. 

Die Frage nach den Interessen ist eine 
sehr schwierige. Ich habe verschiedene 
Papiere gelesen, in denen es um Ölpipe- 
Iınes und ähnliches ging. Ich denke tat- 
sächlich, unter dem Aspekt des deut- 
schen Krieges haben weniger ökonomi- 
sche als politische und auch militärische 
Interessen eine Rolle gespielt, was natür- 
lich nicht heißt, daß nicht andere Staaten 
noch ganz andere Interessen hatten oder 
daß es andere Interessen gab. Ich finde den 
Verweis von Oliver Tolmein, daß auch 
Großbritannien massiv an diesem Krieg 
beteiligt war und es schon deswegen kein 
deutscher Krieg gewesen sein könne, 
schon verfehlt, weil ich denke, Aufgabe 
deutscher Linker oder Linker in Deutsch- 
land ist es erst mal, die Rolle des eige- 
nen Landes zu analysieren und wahrzu- 
nehmen. Dieser unselige Verweis auf die 
Verbrechen der anderen oder auf die In- 
teressen der anderen hat mit Deutschland 
und mit der deutschen Vergangenheit zu 
tun. Dieser Krieg hat innenpolitisch die 
Normalisierung auf allen Ebenen durch- 
gesetzt. In der Antikriegsbewegung hat 
es nicht mal zu “Der Hauptfeind steht 


im eigenen Land” gereicht, statt dessen 
wurde ein ideeller Gesamtimperialist na- 
mens NATO kreiert, dabei war es sehr 
deutlich, daß die NATO nicht einheitlich 
agiert hat. 

Die Legitimation dieses Krieges mit 
Auschwitz wurde von der Antikriegs- 
bewegung kaum oder nur sehr wenig 
angegriffen. Und das ist ein weiterer 
Anhaltspunkt dafür, daß auch die Linke 
die Behauptung, Deutschland sei nun 
wieder in den Kreis der zivilisierten Na- 
tionen aufgenommen, goutiert. 

Raul Zelik: Der Versuch der Grünen, aber 
auch der breiteren liberalen Öffentlich- 
keit, diesen Krieg mit Auschwitz zu le- 
gitimieren, hat eine wesentliche innenpo- 
litische Rolle gespielt. Insofern würde ich 
das Jetzt nicht völlig verwerfen, was Tjark 
da ins Gespräch gebracht hat. Ich finde es 
innenpolitisch auch wichtig, Sachen zu 
überspitzen, damit es zur Diskussion 
kommt. Aber ich bin eben nicht einver- 
standen damit, daß man versucht, den 
Krieg zu einer deutschen Initiative zu 
konstruieren. Oliver Tolmeıin hat in der 
“Jungle World” geschrieben, es wäre ein 
bißchen blond und blauäugig, immer zu 
glauben, Deutschland wäre der Mittel- 
punkt der Welt. Meiner Ansicht nach läßt 
sich dieser Krieg nicht ausschließlich aus 
den deutschen Interessen ableiten. 
Elsässer: Unabhängig von der interpla- 
netarischen Einschätzung der deutschen 
Wichtigkeit, die man auch von außerhalb 
der Weltkugel vornehmen könnte: Tjark 
Kunstreich hat darauf hingewiesen, daß 
man unabhängig von dieser objektiven 
Einschätzung doch sagen müßte, in 
Deutschland selbst wäre die erste Pflicht 
einer Opposition, auf die deutsche Rolle 
hinzuweisen, so wie es in Großbritanni- 
en möglicherweise die erste Pflicht eı- 
ner britischen Opposition ist, auf die 
Rolle Großbritanniens hinzuweisen. 
Zelik: Aber das wurde doch durchaus 
gemacht. Ich weiß immer nicht, auch beı 
dem Titel dieser Veranstaltung, was jetzt 
die neuere deutsche Friedensbewegung 
oder Antikriegsbewegung sein soll. Aber 


ich kann auf jeden Fall sagen, daß es für 
mich oder für die politischen Aktivitä- 
ten, die ich mitverfolgen konnie, eine 
ganz wesentliche Rolle gespielt hat, daß 
dies der dritte deutsche Angriffskrieg in 
diesem Jahrhundert gegen Serbien ist. 
Deswegen bin ich mit Tjark in dieser Hin- 
sıcht einverstanden. Aber trotzdem gibt 
es einen Unterschied, ob man versucht, 
dıe Analyse daraufhin zurechtzubiegen 
und zu sagen, Deutschland hat die USA 
in den Krieg reingezogen. So was ist ein- 
fach analytisch nicht haltbar. Selbst wenn 
die Intention dieser Aussage natürlich be- 
rechtigt ist. 

Hans Coppi: Die Auseinandersetzung 
vollzog sich über die Vergangenheit, der 
sich sowohl die Kriegsgegner wie auch 
die Kriegsbefürworter bedienten. Die 
neueste deutsche Friedensbewegung ist 
für mich die deutsche Regierung aus Rot 
und Grün, die versucht, indem sie Ausch- 
witz und die Vergangenheit 
instrumentalisiert, ihr völkerrechtswid- 
riges Tun mit der Vergangenheit zu le- 
gitimieren. Deshalb fand ich es wichtig, 
daß Überlebende von Auschwitz ihre 
Stimme erhoben haben. 

Im Gegensatz zu Tjark denke ich aller- 
dings, daß diese Bundesrepublik 
Deutschland natürlich ein Bestandteil 
eines Bündnisses ist, und wenn man 
sieht, wer den Balkankrieg führte, so war 
es ja nicht nur die NATO, sondern es war 
auch die sozialistische Internationale, 
angefangen von Blair über Jospin bis hın 
zu Scharping und anderen. Es war na- 
türlich auch ein Krieg der “global 
player”, die zum Ende des Jahrhunderts 
bestimmen wollten, wie man die Men- 
schenrechte für eine bestimmte Interes- 
senlage funktionalisıeren kann. Insofern 
halte ich auch nicht so viel von solchen 
Bildern wie dem von Schröder mit Hitler- 
bart, das ist das Seitenverkehrte wie 
Milosevic = Hitler. Wir werden uns mit 
der Demagogie dieser neuen deutschen 
Friedensbewegung von Scharping und 
Fischer und anderen auseinandersetzen 
müssen, weil sie damit offensichtlich 
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auch hohe Sympaihiswerte errungen ha- 
ben. Fischer sieht ar der Spitze der Be- 
liebtheitsskala, und selbst beim Kirchen- 
tag, der früher immer von friedens- 
politischen Debatten begleitei wurde, 
wurde Scharping als willkommener Gast 
gefeiert. 

Rs gen darüfn. zu zeigen, daß diese Ver- 
gleiche und Reiätivierungen den Sprung 
in gie Normalität darstellen. Aiso das, 
womiıi Schröder und Fischer auch ange- 
treien sind: Die Beiastungen, die durch 
die deutsche Vergangenheit auf dieser 
Bundesrepublik fliegen, hinter sich zu 
lassen und sich freizuschwimmen. Der 
Krieg war die Bewährungsprobe. 
ieiner Möller: Der Krieg gegen Jugo- 
slawien ist ein deutscher Krieg gewesen, 
aber es ist nicht nur ein deutscher Krieg 
gewesen. Im Krieg hat sich das erfüllt, 
was seit 1991, seit der ersten direkten 
Intervention Deutschlands in Jugoslawi- 
en angestrebt worden war. Viele wollen 
einfach nicht zur Kenntnis nehmen, daß 
bereits in den 80er Jahren in deutschen 
Expertenkreisen darüber diskutiert wor- 
den ist, wie man, nach den absehbaren 
Turbulenzen Jugoslawiens, nach dem Tod 
Titos, eine Neuordnung auf dem Balkan 
schaffen kann. Das war die Perspektive, 
die sich schon 1991 durch die schnelle 
Anerkennung der Staaten Kroatien und 
Slowenien realisierte. Diese Aner- 
kennungsdebatte in den politischen Eli- 
ten Deutschiands ist von Anfang an mit 
der militärischen Option verbunden ge- 
wesen. Und ich glaube, daß mit der In- 
iervention jetzt in diesem Krieg diese 
militärische Option ein Stück weit auf- 
gegangen ıst. Aber diese Einschränkung 
muß man machen, denn man darf die Rol- 
ie Deutschlands auch nicht überhöhen. 
Deutschland wäre nicht in der Lage ge- 
wesen, diesen Krieg so zu führen, wie er 
geführt worden ist. Deutschland wäre 
1995 nicht, wie seinerzeit die USA, in 
der Lage gewesen, die kroatische Armee 
In kürzester Zeit aufzurüsten, damit sie 
die Serben aus der Kraijina vertreiben 
kann. Deutschland wäre nicht in der Lage 
gewesen, die bosnische Armee so aufzu- 
rüsten, daß sie gegenüber den bosnischen 
Serben territoriale Gewinne in Bosnien 
machen konnte. 

Gremliza: Deutschland hat in diesem 
Krieg seine Kriegsziele erreicht. Und wie 
sehr dieses Gefühl von unseren politi- 
schen Repräsentanten Besitz ergriffen 
hat, mag man am Ausgang der Abstim- 
mung ım Bundestag diese Woche able- 
sen, wo etwas beschlossen wurde; was 
schon sehr viele nicht mehr für möglich 
gehalten hatten: Nämlich der Bau des 
Holocaust-Mahnmals. Dieser Beschluß 


kam zustande als ein Dank der Deutschen 
dafür, daß Auschwitz ihren Krieg auf dem 
Balkan legitimiert hat. 

in der Debatte haben sich zwei Positio- 
sch formiert. Erstens die Position der 
nationalen Linken, die lautet: Opa und 
Vati sind im Seniorenheim oder unter der 
Erde, die Welt kennt ihre Verhrechen 
sowieso, versuchen wir, uns den Ballast 
der Vergangenheit mit einem lauten, aber 
siraflosen Geständnis vom Hals zu schaf- 
fen. Die zweite Position, die der entge- 
geusteht, die Position der nationalen 
Rechten, die von Gauweiler über Aug- 
stein bis Diepgen reicht, die dieses Ein- 
geständnis erstens für entwürdigend und 
zweitens nicht mehr für nötig halten. Die 
nationale Linke will Auschwitz für deut- 
sche Politik instrumentalisieren. Aus 
dem Bekenntnis zur eigenen Scham er- 
wächst ihr das Recht, andere an diesem 
hohen moralischen Anspruch zu messen. 
Die 68er haben ihre Legende, sie hätten 
den Aufstand gegen die Nazi-Eltern ge- 
wagt, zum Exportartikel entwickelt. 
Die Kampfhandlungen deutscher Solda- 
ten gegen Serben waren nichts anderes 
als die Fortsetzung des Antifaschismus 
mit anderen Mitteln. Er habe, hat Fischer 
gesagt, als er schließlich auf der 
Hardthöhe der Zeit angekommen wär, 
nicht nur “Nie wieder Krieg” gelernt, 
sondern auch “Nie wieder Auschwitz”. 
Und mit diesem Wort wollte er nach 60 
jahren der Anti-Hitier-Koalition beitre- 
ten. Der Krieg hat den ganzen Müll der 
Vergangenheit entsorgt, mit dem sich die 
Nation so lange hatte plagen müssen. 
Auschwitz ist endgültig serbisch. Der nur 
mäßige, mäßig sympathische, aber zienı- 
iich demokratisch gewählte Präsident 
eines Staates avancierte zum Despoten, 
zum Balkan-Hitier. Ihm wurden gleich 
mehrere Konzentrationslager von 
Scharping angedichtet. Scharping hat 
gesagt, wenn wir dorthin gucken, sehen 
wir in die Fratze unserer Vergangenheit. 
Je mehr Auschwitz, je mehr Völker- 
morde, je mehr Genozide die Deutschen 
beenden oder verhindern, desto eher ver- 
schwinden ihre Verbrechen im braunen 
Loch der Geschichte. 

Elsässer: Die Kriegstreiber in Deutsch- 
land haben ihr Tun sehr stark im Rück- 
griff auf den Antifaschismus legitimiert 
und haben dabei die Lehren aus der Ver- 
gangenheit bemüht. Was bedeutet das im 
Umkehrschluß für unseren Bezug auf die 
Vergangenheit, für unseren Antifaschis- 
mus und für unsere Lehren aus der Ver- 
gangenheit? Die Überlebenden haben in 
ihrer Zeitungsanzeige sehr pointiert ihre 
Kriegsgegnerschaft mit einem Bezug auf 
Auschwitz begründet und ihrerseits die 


Vergangenheit zum Thema gemacht. Ich 
finde diesen Bezug zur deutschen Vergan- 
genheit in der Begründung von Kriegs- 
gegnerschaft richtig. 

Zelik: Das für uns innerhalb der Diskus- 
sion seit Kriegsbeginn Wesentlichste war, 
warum die Grünen so eine wichtige 
Funktion dafür übernehmen, wie in der 
Zukunit politische und militärische Ein- 
grifferin der ganzen Welt legitimiert wer- 
den können. Das ist für mich der erste 
Punkt. Der zweite Punkt ist die histori- 
sche Bezugnahme. Das ist nicht für mich 
oid fashioned, aber ich würde nicht alles 
aus einer historischen Kontinuität erklä- 
ren wollen. Deswegen bin ich nicht der 
Meinung, daß es aktuell das zentrale 
Anliegen Deutschlands sei, die Balkan- 
pläne von 1914 durchzusetzen. 
Kunstreich: Der Unterschied ist der, daß 
ich das Bedürfnis nach Normalisierung 
in Deutschland als ein materielles Inter- 
esse fassen würde und nicht nur als ideo- 
logischen Trick. Der Anlaß des Offenen 
Briefs der Überlebenden war der Auftritt 
von Scharping in Auschwitz, das erste 
Mal seit 1945 mit uniformierten deut- 
schen Soldaten. Scharping hat in Ausch- 
witz gesagt, wir werden auch im Kosovo 
dafür sorgen, daß es nie wieder zu so et- 
was kommt. Das sind wesentliche Ver- 
änderungen, die gar nicht hoch genug zu 
bewerten sind und die einen Bruch dar- 
stellen mit der bisherigen Rhetorik. 
Möller: Die Rolle Deuischlands, die öko- 
nomisch eine starke ist und politisch in 
den letzten Jahren immer stärker gewor- 
den ist, auch militärisch stärker ıns Ge- 
schäft zu bringen — das unterscheidet 
Rotgrün nicht von den Konservativen 
und umgekehrt, auch wenn die Wahlpro- 
gramme manchmal etwas anderes aus. 
gesagt haben. Für mich zieht sich im 
Umgang mit der deutschen Geschichte 
eine Schleimspur von der Rede von Ri- 
chard von Weizsäcker 85 bis zu den Re- 
den von Roman Herzog bis heute. Es geht 
um den Versuch, mit der deutschen Ge. 
schichte die Gegenwart, das gegenwärti- 
ge Handeln so legitimieren zu können, 
daß die Geschichte nicht störend ist. Und 
da hat Rotgrün so was wie einen Quan- 
tensprung zustande gebracht, der auch nur 
von Rotgrün kommen konnte, weil die 
Träger dieser Politik aus einer Generati- 
on kommen, die sich von den Konserva- 
tiven in zweierlei Hinsicht unterscheidet. 
Erstens haben sie nicht die unmittelbare 
Verbindung zum zweiten Weltkrieg, und 
zweitens stehen sie nicht im Verdacht, daß 
sie eine nationalsozialistische Tradition 
mit sich herumschleppen. Aber, das muß 
man eınschränkend sagen, auch sie ste- 
hen ın ıhrem Agieren unter Beweisnot. 


Sıe müssen beweisen, daß sie, aus der 
Linken kommend - und Linke gelten in 
Fragen der nationalen Interessen von 
Großmächten grundsätzlich als unzuver- 
lässig —, die nationalen Interessen auch 
tatsächlich wahrnehmen. Diese 
Gemengelage hat Rotgrün in diesem 
Krieg zu bewältigen versucht, und aus 
Sicht der Herrschenden relativ gut bewäl- 
tigt. 

Hannes Heer, der Leiter der Wehrmacht- 
sausstellung sagt offen, um was es geht: 
Darum, Verständnis für die Täter zu ent- 
wickeln. Antifaschismus heute heißt Ver- 
Ständnis für die Täter entwickeln. Heer 
sagt, ihm sei es nach seiner linken Pha- 
se darum gegangen, sich mit seinem 
Vater zu versöhnen. Sein Vater war ein 
Nazi. Und ich sage, wer sich mit dem 
Vater so versöhnen will, der versöhnt sich 
natürlich auch mit dem Vaterland. Und 
das ist der Sinn dieser ideologischen De- 
batte und die ideologische Leistung, die 
diese ehemaligen 68er vollbringen müs- 
sen. Sie müssen das mentale Haupthin- 
dernis überwinden, die Vergangenheit 
darf bei der Verfolgung der heutigen Zie- 
le kein Hemmnis mehr sein. 

Die neue Auschwitz-Lüge ist keine Ne- 
bensächlichkeit in diesem Krieg gewe- 
sen, sondern eine wesentliche Vorausset- 
zung dafür, daß dieses Land auf interna- 
tonaler Ebene wieder agieren kann. 
Coppi: Um zum “old fashioned Antifa- 
schismus” zurückzukommen: Eines der 
bewegenden Dokumente des Jahrs 1945 
ist der Schwur der überlebenden Häft- 
linge von Buchenwald. Alles dafür zu 
unternehmen, damit die Wurzeln für sol- 
che Übel ein für allemal beseitigt wer- 
den. Und lange Zeit war Grundkonsens, 
dal? von deutschem Boden kein Krieg 
mehr ausgehen soll. Und diesen Grund- 
konsens hat Rot-Grün verlassen. 
Elsässer: In der Zeitungsanzeige der 
Überlebenden wird auf den Bruch der 
UNO-Charta durch diesen Angriffskrieg 
eingegangen. Ich zitiere einige Sätze: 
"Wer die antifaschistische, den Men- 
schenrechten verpflichtete Rolle der 
UNO nicht nutzt, sondern die UNO aus- 
schaltet und schwächt, der hat jedes 
Recht verloren, sich auf antifaschistische 
Postulate wie Nie wieder Auschwitz zu 
beziehen, zumal er damit zugleich das 
Recht auf Krieg begründet.” Zur Begrün- 
dung heißt es: “Die gegen Deutschland 
und Japan siegreichen Völker haben sich 
diese Charta 1945 gegeben, um künftige 
Geschlechter vor der Geißel des Krieges 
zu bewahren, die zweimal zu unseren 
Lebzeiten unsagbares Leid über die 
Menschheit gebracht hat’, so ein Zitat aus 
der UNO-Charta, das bekanntlich von 


deutschem Boden ausging. Die UNO- 
Mächte beschlossen, die Kräfte zu verei- 
nen, um den Weltfrieden und die interna- 
tıonale Sicherheit zu wahren.” Soweitein 
Auszug aus der Zeitungsanzeige. Zu die- 
ser Argumentation mit Bezugnahme auf 
die UNO-Charta heißt es in einem Bei- 
trag von Thomas Ebermann und Heiner 
Möller, es sei der hilfloseste aller Kriegs- 
gegnerschaftsgedanken der letzten Tage. 
Das würde ich jetzt mal gerne etwas ge- 
nauer wissen, Heiner Möller, denn ich 
habe den Eindruck, daß in der Zeitungs- 
anzeige der Überlebenden ein sehr richti- 
ger und sehr wertvoller Bezug zur deut- 
schen Vergangenheit und zur Geschichte 
der UNO hergestellt wird, und bei Euch 
sehr salopp und sehr geschichtsvergessen 
über diesen Bezug hinweggebraust wird. 
Möller: Das, was du eben zitiert hast, ist 
eine Stellungnahme wenige Tage nach 
Kriegsbeginn gewesen und bezog sich 
darauf, daß in diesem Lande aus einer 
relativ ohnmächtigen Position heraus ge- 
gen die Moralisiererei, die humanitären 
Intervention, mit dem Bruch des Völker- 
rechts argumentiert wurde. Wir haben 
darauf verwiesen, daß dieses Völkerrecht 
bereits in Veränderung begriffen ist. Diese 
Position, so wie Du sıe vorgelesen hast, 
ist für mich völlig integer. Ob sie eine 
politische ist, die heute überhaupt noch 
eine Rolle spielt, wage ıch zu bezwei- 
feln. Das Völkerrecht, dıe UNO hat be- 
reits mit Beginn des Kalten Krieges eine 
gewandelte Rolle gespielt. Nach dem 
zweiten Weltkrieg wurde die UNO in der 
realen Politik zunehmend ein Mittel in 
der Konfrontation zwischen dem Osten 
und dem Westen. Insofern hat sich in 
ihrer Realität die UNO bereits damals 
von diesem antifaschistischen Gedanken 
verabschiedet. Mit dem Zusammenbruch 
des Rates für gegenseitige Wirtschafts- 
hilfe und schließlich mit dem Zusam- 
menbruch der Sowjetunion hat eine An- 
passung des internationalen Rechts an 
die Interessen der die UNO dominieren- 
den Mächte stattgefunden. Ich habe aller- 
dings die Einschätzung zur UNO, daß sie 
das Instrument derjenigen in der Weit ist, 
die den Ton angeben, und diejenigen, die 
nichts zu sagen haben, dürfen viel 
resolutionieren, aber sie dürfen nichts 
entscheiden. 

Gremliza: Die Naivität im Umgang mit 
der UNO-Charta und dem Völkerrecht 
und das hilflose reklamieren und immer 
wieder darauf verweisen, daß es doch da 
so etwas gibt, was hier gebrochen wird, 
hat den gleichen Grund wie das hilflose 
Zitieren des Schwurs von Buchenwald. 
Es sind Versuche, Sozialdemokraten mit 
ins antifaschistische Bett zu holen. Wenn 


man es in den letzten Wochen oder Mo- 
nate nicht begriffen hat, dann wird man 
es nicht mehr lernen, daß es die SPD aus 
keinem anderen Grunde gibt als Kriegs- 
kredite zu bewilligen. Alles andere könn- 
ten die Konservativen und die Liberalen 
auch allein. 

Elsässer: Ich finde es realpolitisch im 
schlechten Sinne, daß man sagt, die heu- 
tigen UNO-Führungsmächte kümmern 
sich nicht mehr um die Charta, also was 
soll das Beharren darauf. Oder die heu- 
tige SPD ist natürlich nur die Kriegs- 
partei, was kümmern uns die Dokumen- 
te wie Schwur von Buchenwald. Das ist 
doch alles Schnee von gestern. 

Möller: ich finde es richtig, darauf hin- 
zuweisen, daß die Leute über ihr eige- 
nes Recht hinweggehen, wenn es um ihr 
Interesse geht, dann muß man das aber 
auch so sagen. Aber man muß auch sa- 
gen, daß dieses Recht bereits durch eine 
andere faktische Formulierung von Recht 
abgelöst worden ist. Ich habe nichts da- 
gegen, wenn das erwähnt wird. Äber ıch 
greife die Leute an, die glauben, daß die 
Verhältnisse von Staaten zueinander in 
der Welt sich im wesentlichen über die 
Setzung des Rechtes, was vor 50 Jahren 
mal geschrieben worden ist, definiert und 
ordnet. Mir ist viel wichtiger darauf hin- 
zuweisen, wie dieses Recht entsprechend 
der Veränderung der Macht und der 
Machtinteressen verändert wird, entwe- 
der in der Realıtät oder sogar in Buch- 
staben. 

Zelik: Ich finde es ein bißchen merk wür- 
dig, daß ihr nicht aufgesprungen seid, 
als Hans Coppi zweimal diese PDS-Ar- 
gumentation übernommen hat. Das ist 
gerade eine Argumentation eines Teiles 
dieser Antikriegsbewegung, die ich für 
sehr gefährlich halte. Sehr exemplarisch 
finde ich sieht man das an der “Jungen 
Welt” während des Krieges. Im Grunde 
genommen hat sie eben so eine verlän- 
gerte Ost-DDR-Argumentation betrie- 
ben: Wir stellen uns auf dıe Seite Serbi- 
ens, weil wir gegen die NATO sind. 
Eisässer: Man kann der “Jungen Welt” 
ja alles mögliche vorwerfen, und ich bın 
da wenig zurückhaltend, aber eine Sa- 
che würde ich ihr jetzt nicht vorhalten, 
daß sie eine gewisse Empathie mit Ser- 
bien und mit den Serben zelebriert hat. 
Eines der besten Titelbilder von Zeitun- 
gen in diesem Krieg war das Titelbild 
der “Jungen Welt” mit dem abgeschos- 
senen Tarnkappenbomber und den ser- 
bischen Frauen, die darauf rumtanzen, 
dazu die schöne Schlagzeile: “Always 
look on the bright sıde of life”. Im Un- 
terschied dazu war der absolute Tiefpunkt 


der Antikriegsbewegung die Aktıon der 
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Autonomen Ende April in Berlin bei ei- 
ner Demo, die sich von der PDS beson- 
deis radıkai abheben sollte und die darin 
gegipfeit nat, daß man die serbischen Na- 
ticnal!sten aus der Demonstration ausge- 
chlossen hat. 
Zeiik: Es war nichi so. Wir hatten im 
Vorfeld schon Diskussionen darüber, wie 
mar damit umgeht, wenn nationalisti- 
sche Fannen oder Abzeichen gezeigt 
werden. Und wir haben gesagi, daß es 
um eine Solidarität geht, die sich eben 
außerhalb von Nationalstaatlichkeit be- 
wegt. Es ging nicht darum, Leute aus- 
zuschließen, sondern mit ihnen zu dis- 
kutieren. Wenn man einen anti- 
nationalistischen Standpunkt ernst 
nimmt, dann muß man auch was gegen 
Tschetnik-Fahnen sagen, und darauf 
wurde den Leuten eben in der Diskussi- 
on gesagt, daß wir das nicht gut finden. 
Es wurde denen aber in keiner Weise 
nahegelegt, daß sie an der Demonstrati- 
on nicht teilzunehmen haben. Wenn man 
ständig nur damit argumentiert, daß es 
hier ausschließlich um Deutschland geht, 
dann verliert man auch aus den Augen, 
daß es ja auch andere Seiten dieses Kon- 
flikts gegeben hat. 
Tatsache ist nun mal auch, daß wir z.B. 
mit Leuten zu tun haben, die seit 10 oder 
I Jahren aus Albanien abhauen. Sie 
Hlüchten vor einer autoritären Regierung, 
die im Kosovo Apartheid-Politik beirie- 
ben hat. Es gibt genug Leute aus unse- 
rem Bekanntenkreis, die solche Biogra- 
phien haben, und das muß man auch 
wahrnehmen und sagen können. 
Elsässer: Ich bin der Diskussionsleiter 
und muß mich etwas zurückhalten. Aber 
einige Dinge müssen doch gesagt wer- 
den, egal, wie man den Ablauf der Demo 
einschätzt. Nach der Intervention von 
Leuten wie dir war die Demonstration 
serbenfrei. Punkt eins. Zweiter Punkt: 
Wer Serbien als Apartheid-Regime be- 
zeichnet, der hat zuviel “taz” gelesen. 
(Zwischenrufe) 
Zelik: Bei Kriegsausbruch bin ich nicht 
in Deutschland gewesen und habe mich 
auch nicht mit der “taz” auseinanderge- 
setzt, sondern mit der radikalen Opposi- 
ion ın Italien. Und den Begriff Apart- 
heid-Politik kenne ich aus diesem Kon- 
text. 
Elsässer: Das ist dümmste deutsche 
Krıegspropaganda, Serbien als Apart- 
heid-Regime oder als Faschismus 
runterzumachen. Und das, was du und 
deinesgleichen in diesem Krieg vertreten 
haben, das ist der Antinationalismus des 
dummen Kerls, der wesentliche Kriegs- 
gründe geliefert hat. (empörte Zwischen- 
rufe) 


Ich habe den Eindruck, daß das Fehlen 
jeglicher Empathie mit den Serben und 
die vorschnelle Zuweisung, Leute, die 
seit 30 Jahren in diesem Lande leben, 
seien serbische Nationalisten und 
Tschetniks, daß diese Kälte gegenüber 
den Nachfahren der Opfer des deutschen 
Faschismus die Sache ist, die hier den 
Antifaschismus und auch das Engage- 
ment gegen den Krieg in die Grütze rei- 
tet. Dieses dumme Gerede von den 
Tschetniks kommt von Leuten, die sich 
mit der Sache nicht beschäftigt haben. 
Wer war denn in Jugoslawien vom April 
1941 bis zum Juni 1941 die einzige Kraft, 
die Widerstand gegen die deutschen Fa- 
schisten organisiert hat? In diesen drei 
Monaten haben die Tito-Partisanen still- 
gehalten, weil sie sich an den Hitler-Sta- 
lin-Pakt gehalten haben. In dieser Zeit 
waren es die Tschetniks, die Widerstand 
geleistet haben. Und wer sich ein biB- 
chen auskennt, der sollte wissen, 
Tschetniks sind keine serbische Natio- 
nalisten, sondern Monarchisten. 

Zelik: Jürgen Elsässer entdeckt seine 
Sympathie für Monarchie in Großbritan- 
nien und Serbien, das ist großartig. 
Kunstreich: Die Frage ist doch, muß man 
sich überhaupt auf irgendwen beziehen, 
um eine konsistente Kriegsgegnerschaft 
zu entwickein. In der Tat waren die 
Tschetniks die, die als erste die Gewehre 
in die Hand genommen haben gegen die 
deutsche Besatzung. Das waren nicht al- 
tes fortschrittliche Leute, die gegen die 
deutsche Besatzung gekämpft haben. 
Die einzige wirkliche Parallele zum 
Golfkrieg ist tatsächlich die Indifferenz 
gegenüber den Überlebenden der deut- 
schen Barbarei. Die Indifferenz ange- 
sichts der Überlebenden, die in Israel 91 
mit Gasmasken in den Kellern gesessen 
haben, hat sich jetzt im J ugoslawienkrieg 
wieder gezeigt. 

Man muß überhaupt kein Sympathisant 
von Milosevic sein, man muß überhaupt 
nichts an dieser Politik gut finden, man 
kann Milosevic meinetwegen auch als 
Faschisten bezeichnen, was er meines 
Erachtens nicht ist. Aber man darf nie 
vergessen, daß man hier in diesem Land 
von einer bestimmten Position aus argu- 
mentiert, und das, so gerne man das auch 
verdrängen möchte, spricht immer wie- 
der aus allem raus, was dann kommt. Und 
das finde ich selbstentlarvend. 

Möller: Die Parteilichkeit ın diesem Kon- 
flikt, die mußte und muß sich meines Er- 
achtens deswegen ergeben, weil Deutsch- 
land aus ganz eindeutigen Interessen Ju- 
goslawien überfallen hat, weil man un- 
terstellen muß, daß Rache genommen 
wird für das, was 1945 passiert ist. Die 


Leute, die in dieser Situation Diskussio- 
nen darüber führen, welche Serben sie 
zulassen und welche nicht, die haben den 
öffentlichen Konsens reproduziert. Sie 
haben Gehorsam gegenüber ihrer Obrig- 
keit geleistet und müssen das selbstver- 
ständlich politisch begründen. Als Linker 
kann man ja nicht sagen, ich gehorche In- 
nenminister Schily und Verteidigungsmi- 
nister Rudolf Scharping, sondern man 
sucht sich einen guten Grund: Ich bin 
antinational. Nur daß dieser gute Grund 
ausgerechnet an dieser Stelle der falsche 
wird. 

Ein Einwand gegen Jürgen Elsässer und 
andere: Man soll nicht die Umkehrung 
machen und verkennen, wie weit eine 
Entmenschlichung des Menschen durch 
die Verhältnisse, die der Weltmarkt und 
die ihn dominierenden Staaten und Insti- 
tutionen den Menschen aufzwingt, bereits 
vorangeschritten ist. Und selbstverständ- 
lich steht Milosevic auch dafür und 
selbstverständlich wirst du dich immer 
wieder irren, wenn du versuchst zu sa- 
gen, die Greuel, die der Westen den Ju- 
goslawen vorwirft, gibt es nicht. Du darfst 
immer nur sagen, die Zahl der Greuel 
die der Westen den Jugoslawen vorwirft. 
gibt es nicht. Aber daß sie stattfinden, das 
ist für mich eine notwendige Folge der 
Ethnisierung und Nationalisierung so]- 
cher politischen Prozesse. 

Elsässer: Natürlich werden serbische 
Verbrechen begangen, es gibt serbische 
faschistische Banden usw. Das würde ich 
nie abstreiten. Aber mir geht es schon 
darum, Sympathie auch für die Existenz 
Jugoslawiens, selbst in den Grenzen von 
heute zu erwecken. und zwar aus zwe; 
Gründen. Der eine Grund ist, daß ich fin- 
de, Jugoslawien ist auch heute und auch 
trotz Milosevic immer noch eine multi- 
ethnische Gesellschaft, im Unterschied 
zum ethnisch reinen Kroatien und eth- 
nisch reinen Albanien und zum ethnisch 
reinen Slowenien. Das heißt, es gibt im- 
mer noch das französische Staatsbürger- 
recht in Jugoslawien, das jedem dort 
Geborenen, egal welcher Herkunft, die 
vollen staatsbürgerlichen Rechte garan- 
tiert. Man kann nicht alie Nationalismen 
über einen Kamm scheren, sondern muß 
sehr wohl unterscheiden zwischen einem 
politischen Nationalismus in der Tradi- 
tion der französischen Revolution, wie 
er heute in Jugoslawien immer noch gilt, 
und einem Blutsnationalismus, wie ihn 
etwa die Kosovaren und Kroaten vertre- 
ten. 

Der zweite Grund: Mit eurer Argumen- 
tation hätte man auch 1938 dem Aus- 
einanderbrechen der Tschechoslowakei 
achselzuckend und rein analysierend ge- 


genübertreten müssen. Denn auch die 
Tschechoslowakei 1938 war natürlich 
ein ungerechter Staat, ein Staat, wo es ver- 
schiedene Nationalismen gab, den sude- 
tendeutschen, den tschechischen, den 
slowakischen, und wo die sich gegensei- 
tig aufgeschaukelt hatten. Trotzdem hat 
man noch damals mit Recht gesagt, bei 
allen Spannungen, die es da gibt, ver- 
dient dieser Staat Tschechoslowakei oder 
auch der Staat Polen, wo es ähnliche Pro- 
bleme gab, der schon vor 1939 semi- 
faschistisch war, verdienen diese Staa- 
ten, verteidigt zu werden. 

Zwischenruf: Von wem? 

Elsässer: Von den Linken. Das war auch 
damals der Standpunkt der Komintern. 
Möller: Ich habe mich selbstverständlich 
für den Erhalt des Staates Jugoslawien 
eingesetzt. Das kannst du in KONKRET 
nachlesen. Ich habe aber auch die Un- 
terscheidung gemacht, daß ich diese Art 
von Parteilichkeit, wie du sie einklagst, 
nämlich die besseren Menschen gegen 
die schlechteren abzusetzen in diesem 
Konflikt, nicht mitmachen werde, son- 
dern daß ich immer nach den politischen 
Prozessen versuche zu beurteilen, wie ich 
Mich in diesem Konflikt verhalte. 
Zelik: Ich würde auch gern noch was zu 
dieser Logik sagen: Der Feind meines 
Feindes ist mein Freund. Ich glaube, daß 
das schon bei der Betrachtung des 
Bosnienkrieges ganz fatal gewesen ist 
und bei anderen Linken in Europa, z.B. 
ın Itälien, viel weniger ausgeprägt war. 
Diese Positionierung für die serbische 
Seite, die Jürgen Elsässer ja damals noch 
in der “Jungen Welt” betrieben hat, hat 
einfach ausgeblendet, daß es da ja durch- 
aus andere Kräfte gab, die multi-ethni- 
sche, wenn man diesen Begriff überhaupt 
verwenden will oder darf, Konzepte viel 
stärker vertreten haben. Z.B. in der Stadt 
Tuzla gab es während dieses Bürgerkriegs 
über ein Jahr lang eine von den Gewerk- 
schaften getragene, von serbischen, 
muslimischen und kroatischen Leuten 
gemeinsam getragene Verteidigung die- 
ser Stadt gegen die nationalisierten Trup- 
pen, die versucht haben, sich dieses Ter- 
rain um Tuzla einzuverleiben. Und ich 
glaube, daß eine Solidarität, die inter- 
nationalistisch oder noch besser anatio- 
nal argumentiert, sich beziehen muß auf 
solche Oppositionsbewegungen von un- 
ten. Das ist vielleicht komplizierter und 
man muß genauer hinschauen, aber es ist 
letzlich das einzige, was einer linken Po- 
sition gerecht wird. 

Gremliza: Es geht nicht so sehr darum, 
Partei zu ergreifen, sondern erst mal dar- 
um, zu verstehen, was sıch eigentlich ab- 
spielt. Dann fällt es einem vielleicht et- 


was leichter, Partei zu ergreifen. Oder es 
wird auch unangenehmer, weil die Par- 
tei, die man nicht zu ergreifen hat, ist 
die deutsche. Ich habe vorhin gesagt, was 
die nationale Linke denn in dieser Aus- 
einandersetzung für eine Rolle gespielt 
hat, und ich bin ich nicht mehr dazu ge- 
kommen zu sagen, was die nationale 
Rechte dazu sagt. 

Wir hatten ja eine wirklich große Anti- 
kriegsbewegung in diesem Krieg, das 
war die publizistisch mächtigere, die 
angeführt wurde von Augstein, Gau- 
weiler, Dregger, Schönhuber, sie haben 
alle vehement gegen den Krieg Stellung 
genommen. Zum Teil wurden auch Kla- 
gen eingereicht wegen Bruch des Völ- 
kerrechts und wegen Führung eines An- 
griffskriegs. Ich lese ein Zitat vor und 
Ihr könnt ja raten, wo das herkommt. Da 
schreibt einer: “Es wäre einem sehr viel 
wohler zumute, wenn Deutschland aus 
moralischen Gründen an einem Einsatz 
teilnähme, ohne mit ihm zugleich auch 
wieder Hitler besiegen zu wollen. 
Milosevic ist nicht Hitler und der Kosovo 
ist nicht Auschwitz.” Das schreibt der 
Herausgeber der größten deutschen Ta- 
geszeitung, die an der Anfeuerung die- 
ses Krieges über ein Jahrzehnt lang die 
größtmögliche Rolle gespielt hat, näm- 
lich Frank Schirrmacher in der “Frank- 
furter Allgemeinen”. Wohlgemerkt, die- 
se deutsche Friedensbewegung von 
rechts hat nichts gegen diesen Krieg, 
sondern gegen Fischers Kriegs- 
begründung. Wenn nämlich Deutschland 
Hitler besiegen will, kämpft es ja in ge- 
wisser Weise doch wieder gegen sich sel- 
ver und seine nationale Geschichte. Und 
diesen Kampf zu beenden, also Ausch- 
witz für nichts mehr zur Begründung 
dienen zu lassen, das ist das nationale 
Interesse der Rechten. Dann erst, kann 
Deutschland seinen nationalen Interessen 
folgend frei wählen, wann und wo es 
Krieg führen will. 

Deutschland als Weltmacht, die es mit 
der größeren anderen, den USA aufneh- 
men will, muß genauso souverän sein wie 
die, ihre Geschäfte auch mit Pinochets 
dieser Welt zu treiben, und erst recht, 
wenn sie Chatami heißen, und einen 
Feind auch dann mit Krieg zu überzie- 
hen, wenn nicht einmal Enzensberger es 
gelingt, aus ihm einen Hitler zu machen. 
Deutschland muß Krieg führen können 
ohne die Rechtfertigung, daß er der an- 
tifaschistischen Sache dient. Das Recht, 
überhaupt Krieg führen zu können, das 
haben dem neuen Deutschland Fischer, 
Scharping, Schröder erstritten. Die näch- 
ste Regierung kann nach diesem halben 
Schritt, der noch mit Auschwitz legiti- 


miert werden mußte, den ganzen tun. 
Kunstreich: Jürgen, wenn du zum Bei- 
spiel sagst, das französische Staatsbür- 
gerrecht ist das fortschrittlichere, und es 
gälte, diese zivilisatorische Leistung zu 
verteidigen gegen die Durchsetzung des 
völkischen Prinzips, bleibt das Problem, 
daß das Völkische nicht vor der Zivili- 
sation kam, sondern Produkt eben die- 
ser Zivilisation ist. Die völkische Ideo- 
logie ist die Reaktion auf das, was mit 
der Zivilisation kommt und Kapitalismus 
heißt. Die Schwierigkeiten mit der deut- 
schen Rolle gibt es immer dann, wenn 
man einer Sonderwegstheorie anhängt, 
die Deutschland als verspätete Nation 
darstellt und die nicht sieht, daß das Völ- 
kische in nicht wenigen geschichtlichen 
Prozessen die Avantgarde war. Die 
Avantgarde der Zerstörung. 

Und das ist eben auch das, was ich ın dem 
Brief der Überlebenden gelesen habe: Die 
Idee, daß es nach der Erfahrung völkı- 
scher Barbarei eine zumindest halbwegs 
vernünftige Organisation des Verhältnis- 
ses zwischen den Staaten geben könnte, 
scheint zwar heute, weil die Zeit der 
Block-Konfrontation vorbei ist, völlig 
irreal, aber auf der anderen Seite ist das 
natürlich die Konsequenz aus der Erfah- 
rung derer, die diese völkische Barbarei 
überlebt haben. Das ist kein Rechtsstand- 
punkt, sondern ein politischer Standpunkt, 
der sich gegen die Rückkehr des völkı- 
schen Prinzips wendet. 


Der 
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Eröffnunasrede zur Konferenz gegen die 
Versöhnung mit der deutschen Vergangenheit 


Liebe Freundinnen uid Freunde, 

es freut mich sehr, hier als Wehrmachts- 
deserteur über uns, unsere Verfolgung 
und unseren Kampf um die Rehabilitie- 
rung sprechen zu dürfen. Mein Anlie- 
gen istes aber auch, hier über Krieg und 
Frieden zu sprechen. 

Auf Hitlers Weisung “Der Soldat kann 
sterben, der Deserteur muß sterben” wur- 
den wır Deserteure, Wehrkraftzersetzer 
und Kriegsdienstverweigerer mit über 
30.000 Todesurteilen und mehreren 
10.000 Zuchthausstrafen verfolgt. Über 
20.000 Todesurteile wurden vollstreckt. 
Überlebt haben das Grauen in den KZs 
und Strafbataillonen keine 4.000 von 
uns. Heute sind wir vielleicht noch 200, 
und bis vor einem Jahr waren wir alle 
noch vorbestraft. 

Ich bin 1940 Soldat geworden. Mein 
Freund Kurt Oldenburg und ich deser- 
terten 1942, weil wir Hitlers Krieg nicht 
mehr mitmachen wollten. Wir wurden 
an der Grenze verhaftet und in Bordeaux 
zum lode verurteilt. Wie ich heute aus 
mciner Akte weiß, wurde das Urteil sıe- 
ben Wochen später in zwölf Jahre Zucht- 
haus umgewandelt — was ich aber nicht 
eriuhr. Ich lag zehn Monate in der Todes- 
zelle — Tag und Nacht an den Händen 
und Füßen gefesselt. Jeden Morgen früh, 
wenn die Wachen wechselten, dachte ich: 
"Jerzt holen sie dich!”, und wenn sie an 
der /elle vorbei waren, dann war ich 
wieder für einen Tag gerettet. Es war ein 
Grauen, das mich heute noch trauma- 
tisch verfolgt. 

Genuält haben sie uns so, weil wir zu- 
sammen mit Geiseln einen Ausbruch 
geplant hatten. Es waren ca. 90 Männer, 
einige von ıhnen noch Kinder. Eines 
lages wurden die Angehörigen der Gei- 
sel n auf den Gefängnishof gebracht, und 
wir, die zum Tode verurteilten Deut- 
schen. mußten zur Abschreckung dabei 
sein, Und da sah ich Frauen und Mütter, 
die ihre Männer und Kinder in den Arm 
nahmen, sie schrien und wollten sie nicht 
loslassen. Ich sah Soldaten der Wehr- 
macht, die sie brutal auseinanderrissen 
- und die Geiseln wurden brutal umge- 
bracht. Von da an habe ich den Krieg 
und den Faschismus gehaßt. 

Über mehrere KZs kam ich nach Tor- 
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gau, ins Fort Zinna, dem zentralen Ort 
unserer Verfolgung. Hier verhängte das 
1943 nach Torgau verlegte Reichs- 
kriegsgericht allein über 1.000 Todesur- 
teile. Als Folge einer Diphtherie mit 
schweren Lähmungen mußte ich 18 
Monate lang das Elend in, der Festung 
Fort Zinna miterleben, auch die Erschie- 
Bungen im Wallgraben. Als ich gerade 
wieder etwas laufen konnte, kam ich zum 
Strafbataillon, und diese Strafbataillone 
wurden nur noch an der zusammenbre- 
chenden Ostfront dort eingesetzt, wO mit 
der militärischen Vernichtungspolitik, 
der sogenannien “verbrannten Erde”, 
alles niedergemacht worden war — gan- 
ze Dörfer mit ihren Einwohnern. Dort 
wurden wir schwach bewaffnet rein- 
geschmissen, um mit unserem Leben den 
deutschen Rückzug zu decken. Fasi kei- 
ner von uns hat das überlebt, auch mein 
Freund Kurt nicht. 

Ich selbst bin verwundet worden und kam 
nach Brünn in ein Lazarett. Eın tsche- 
chischer dienstverpflichteter Arzt behan- 
delte dort meine Verwundung SO, dass 
sie nicht heilte. Das hieß damals Selbst- 
verstümmelung. Ich erlebte auch einen 
jungen Mann, der zurück zum Straf- 
bataillon sollte. Er schüttete sich eine 
Schüssel mit kochendem Wasser über 
den nackten Leib, um so der Rückkehr 
ins Strafbataillon zu entgehen. Verlor bei 
uns jemand ein Bein oder einen Arm, 
beglückwünschten wir Ihn, weil er nun 
hoffen konnte, doch noch lebend nach 
Hause zu kommen. 

Nach der Befreiung waren die meisten 
von uns Überlebenden körperlich und 
seelisch zerbrochen, und doch hofften wir 
auf eine bessere Zukunft. Wir wurden 
aber weiterhin nur als Feiglinge und 
Vaterlandsverräter beschimpft und be- 
droht, bis wir es selbst glaubten. Erst 
Anfang der 1980er Jahre mit der Frie- 
densbewegung bekamen wir unsere er- 
sten Verbündeten. Der Kampf um unse- 
re öffentliche Anerkennung und Reha- 
bilitierung begann Mitte der 1980er Jah- 
re mit dem Aufstellen von Denkmälern 
für Deserteure, die ın vielen Städten hef- 
tige Diskussionen hervorriefen. Im Ok- 
tober 1990 konnten wir endlich unsere 
Bundesvereinigung gründen. Wir, das 
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waren 37 alte Menschen, fast alle ge- 
brechlich und arm geblieben — kaum ei- 
ner hatte Anschluss an die Gesellschaft 
gefunden. Seitdem kämpfen wir für un- 
sere Rehabilitierung, für die Aufhebung 
unserer Urteile — für unsere späte Wür- 
de. 

Immer wieder sind wir ın den zuständi- 
gen Ausschüssen und im Plenum des 
Bundestages gescheitert, bis der Bundes- 
tag endlich am 15. Mai 1997 ın einem 
Beschluss zu unserer Rehabilitierung 
erklärt: “Der Zweite Weltkrieg war ein 
Angriffs- und Vernichtungskrieg, ein 
vom nationalsozialistischen Deutschland 
verschuldetes Verbrechen.” 

Die mitbeschlossene einmalige symbo- 
lische Entschädigung von 7.500,00 DM 
wurde einigen Betroffenen und allen 
Angehörigen durch einen den 
Bundestagsbeschluß verfälschten Erlaß 
Dr. Waigels vorenthalten: Wer vor dem 
|. September 1939 verurteilt worden war, 
der hatte keinen Anspruch auf diese syın- 
holische Entschädigung. Am meisten 
von dieser Regelung betroffen waren die 
Zeugen Jehovas. Ebenfalls ausgeschlos- 
sen wurden Kommunisten, wenn sie 
auch nach Mai 1949 versuchten, die frei- 
heitliche demokratische Grundordnung 
zu untergraben, sowie alle Angehörigen 
der Betroffenen, obwohl das eigentlich 
ein Bestandteil der Entschädigungs- 
regelung war. Waigel hat die Regelung 
jedoch so ausgelegt, dass nur diejenigen 
etwas erhalten, die noch selber ihren 
Anspruch geltend machen können. Tat- 
sache ist, dass die Angehörigen von 
Männern, die zehntausendfach ermordet 
oder hingerichtet wurden und nie eine 
Kriegswitwenrente bekommen haben 
ganz anders behandelt werden als die 
Witwen von SS- oder Wehrmachts- 
soldaten. 

Auch die von uns erkämpfte und vom 
Bundestag am 28. Mai. 1998 beschlos- 
sene gesetzliche Aufhebung aller NS- 
Unrechtsurteile ist für uns Deserteure 
nicht befriedigend, denn obwohl die 
meisten aller Todesurteile der gesamten 
NS-Justiz gegen uns gefällt wurden, 
wurden unsere Urteile — anders als die 
anderen NS-Unrechtsurteile — nicht ex- 
plizit aufgehoben. Wir wenigen noch le- 


benden meist gebrechlichen Männer müß- . 


ten uns zur Aufhebung unserer Urteile 
einer Einzelfallprüfung durch die zustän- 
dıge Staatsanwaltschaft unterziehen. Das 
werden wir nicht hinnehmen — auch nicht 
vor der deutschen Geschichte. Die neue 
Bundesregierung beschloß in ihrer Ko- 
alitionsvereinbarung, das Gesetz zur Auf- 
hebung der NS-Unrechtsurteile und die 
Entschädigungsregelung für unsere Be- 
troffenen zu verbessern. Wir haben sie 
inzwischen mehrfach an ihre Zusage er- 
innert. : 

Unser Kampf ist darum so schwer, weil 
die Richter, welche uns damals verurteilt 
hatten, über den Krieg hinaus Karriere 
machten. Diese “Blutsrichter”, so wer- 
den sie inzwischen in einem Urteil des 
Bundesgerichtshofs bezeichnet, haben 
die Nachkriegsrechtsprechung entschei- 
dend mitgeprägt. Hätten sie uns rehabi- 
litiert, hätten sie sich selbst als Mord- 
gehilfen anklagen müssen. Auch im 
Bundestag wollten uns unsere Gegner 
nicht rehabilitieren, u. a., weil damit 
angeblich alle Soldaten der Wehrmacht 
ins Unrecht gesetzt werden würden. Und 
so hat auch die Bundeswehr mit ihrer 
Traditionsbindung zur Wehrmacht un- 
sere Rchabilitierung immer verhindert. 
Dabei sollten wir Deserteure der Wehr- 
macht Ja Vorbilder für die Bundeswehr 
sein, denn wollte sie einen Krieg wie die 
Wehrmacht führen, so wären alle Soida- 
ten der Bundeswehr von der Verfassung 
her unter Zwang, zu desertieren, denn 
verbrecherische Kriege und ihre Befol- 
gung stehen heute unter Strafe. Und wir 
könnten ja auch aus unserer Geschichte 
lernen, daß die Soldaten immer dazu 
mißbraucht wurden - und sie haben sich 
auch mißbrauchen lassen - ‚alles zu zer- 
stören: fremde Länder, das eigene Land 
und meist auch sich selbst. Nie hat einer 
hinterher sagen können, was der, den er 
umbrachte, ihm denn getan hat. 

Im Zweiten Weltkrieg kam noch hinzu, 
daß hinter der Front nur solange millio- 
nenfach in den Vernichtungslagern ge- 
mordet werden konnte, wie die Fronten 
verteidigt wurden, d.h. solange die “sol- 
datischen Pflichten” erfüllt wurden. So- 
wohl die Soldaten als auch die Bevölke- 
rung waren 1914 und 1939 in der gro- 
ben Mehrheit zutiefst davon überzeugt, 
für cine gute Sache zu kämpfen. Aus die- 
ser Geschichte zu lernen heißt für mich, 
sich zu fragen, ob die Soldaten nur frü- 
her mißbraucht wurden, oder vielleicht 
auch noch heute. 

Nun habe ich die Diktatur erlebt und er- 
litten, und mir ist Demokratie ein hohes, 
verteidigungswürdiges Gut. Ich glaube 
aber, was heute verteidigt wird, nehmen 


wir oft gar.nicht mehr wahr: Da sind ein 
paar Länder — es sind unsere Länder -, 
die über 70% der Schätze und Ressour- 
cen unserer Erde verpulvern und sie da- 
mit zerstören, die die armen Länder aus- 
beuten und dort noch ihren Giftmüll ab- 
laden«»Sie sind die Nutznießer dieser un- 
menschlichen Weltwirtschaftsordnung, 
bei der jeden Tag — auch heute — über 
30.000 Menschen qualvoll verhungern. 

Bei diesen Verbrechen an der Erde und 
an den Menschen will die NATO ausge- 
rechnet mit Bomben Menschenleben ret- 
ten. Zerbombt wurde auch das Völker- 
recht, angeblich weil die Verfolgung der 
Kosovo-Albaner nicht mehr hinzuneh- 


men war. Und dies, obwohl die ganz gro- 


ße Mehrheit der Parlamentarischen Ver- 
sammlung der OSZE vor der Bombar- 
dierung festgestellt hatte, daß die Ser- 
ben das I. Rambouillet-Abkommen kor- 
rekt eingehalten haben - nicht aber die 
UCK und die NATO-Länder. Auch Fi- 
schers Auswärtiges Amt hatte bis zum 
Beginn der Bombardierung den Verwal- 
tungsgerichten, welche über die Asylan- 
träge der Kosovo-Albaner zu entschei- 
den hatten, bescheinigt. daß “keine Ver- 
folgung durch die serbisch uominierte 
Staatsmacht wegen der Volks- 
zugehörigkeit der Kosovo-Albaner droh- 
te.” — Das heißt doch wohl, daß die grau- 
same massenhafte Verfolgung und Ver- 
treibung der Kosovo-Albaner durch die 
Serben erst von der NATO herbeige- 
bombt wurde. Aber auch den Serben ist 
unsägliches Leid zugefügt worden — ob- 
wohl doch nur Milosevic getroffen wer- 
den sollte: Die stärkste Militärmacht al- 
ler Zeiten hat ein kleines Land in Schutt 
und Asche gebombit. Es ıst so, als ob ein 
Riese einen Zwerg zertritt. 

Mit dabei war Deutschland an vorderster 
Front und dies, obwohl es zweimal in 
diesem Jahrhundert Serbien überfallen 
hat und dabei im Zweiter Weltkrieg Völ- 
kermord an den Serben beging, bei dem 
viele 100.000 Männer, Frauen und Kin- 
der umgebracht wurden. Keiner der Ver- 
antwortlichen wurde je in der Bundesre- 
publik für diese unvorstellbaren Massa- 
ker bestraft. Statt dessen wurden jetzt 
wieder serbische Menschen durch deut- 
sche Soldaten umgebracht, diesmal mit 
Fischers und Scharpings Schlachtruf: 
“Nie wieder Auschwitz!” Welch eine 
Schamlosigkeit und welch eine Heuche- 
lei! Denn wenn das NATO-Land Türkei 
3.000 kurdische Dörfer zerstört, über 3 
Millionen Kurden vertreibt und 
10.000fache Morde an ıhnen begeht, so 
bekommt es bei diesem Völkermord auch 
noch deutsche Waffen geliefert. Offen- 
sichtlich ist in der NATO Völkermord 


erlaubt. 

Was wäre wohl, wenn sich Russland nun 
anmaßen würde, analog zum NATO- 
Bombenkrieg die Türkei wegen ihrer 
Verbrechen am kurdischen Volk in Schutt 
und Asche zu bomben? 

Doch bei den herkömmlichen Kriegen - 
so grausam sie auch sind - soll es nicht 
mehr bleiben: Vor zwei Jahren haben die 
USA eine neue Atomwaffenstrategie be- 
schlossen, die es ıhr erlaubt, zur Ab- 
schreckung Atomwaffen einzusetzen 
ohne angegriffen zu sein. — laut 
Strategieplanung gegen Schurken- 
staaten, Drittweltländer und zum Schutz 
vitaler Interessen der USA ım Ausland. 
75 US-Bischöfe haben im vergangen Jahr 
in einer leidenschaftlichen Protester- 
klärung diese US-Atomwaffenstrategie 


als ein Verbrechen gegen die Erde und 


die Menschen gebrandmarkt. Dennoch 
werden die übrigen NATO-Staaten die- 
ser neuen Atomwaffenstrategie wahr- 
scheinlich im Herbst zustimmen. 

Wenn diese Strategie umgesetzt wird, 
wenn Länder ausgelöscht werden kön- 
nen, nur weil die wirtschaftlichen Inter- 
essen der USA bedroht sind, dann ist das 
ein Verbrechen, was die Menschheit noch 
nicht erlebt hat. Stellen wir uns einmal 
vor, die armen Länder dieser Erde, die 
wir Jahrhunderte lang ausgebeutet ha- 
ben, wären heute militärisch stärker als 
wir: Sie hätten Atomwaffen und wir hät- 
ten keine und sie würden uns mit diesen 
Waffen bedrohen — welche Angst würde 
uns wohl befalien? 

Aber wir sind nun die Herren der Welt — 
zu unserem Wohle und zum Elend der 
übrigen Menschheit. 

Wie soll es da denn Frieden geben? Wır 
können doch nicht erwarten, daß die 
Elenden und Hungernden auch noch 
gewaltfrei verhungern. Wir aber, in die- 
sem reichen Land, von niemandem be- 
droht und mit unserer Geschichte — wır 
sind aufgerufen zu gewaltfreiem Han- 
deln. Es ist doch ein Wahnsinn: Wenn 
ich einen Menschen umbringe, dann bin 
ich ein Mörder, und wenn es mir befoh- 
len wird, dann bin ich ein Held und be- 
komme einen Orden. 

Sich dem zu verweigern — sich niemals 
mehr von denen da oben mißbrauchen 
zu lassen, andere Menschen und sich 
selber umzubringen - das ist auch heute 
eine Hoffnung für das Leben und den 
Frieden. 
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“... gegen eine neue Art der Auschwitz- 
Lüge”, ist der Offene Brief von 14 Über- 
lebenden der Shoah an die Minister 
Scharping und Fischer überschrieben. 
Der Brief wendet sich gegen den An- 
grilfskrieg gegen Jugoslawien und die 
Begründung des Krieges durch die 
Bundesregierung: “Sich als Begründung 
für einen solchen Krieg auf Auschwitz 
zu berufen, ist infam.” 

Die Unterzeichnenden erklären weiter: 
“Wir Überlebenden von Auschwitz und 
anderen Massenvernichtungslagern ver- 
urteilen den Mißbrauch, den Sie und 
andere Politiker mit den Toten von 
Auschwitz, mitdem von Hitlerfaschisten 
im Namen der deutschen Herrenmen- 
schen vorbereiteten und begangenen 
Völkermord an Juden, Sinti und Roma 
und Slawen betreiben. Was Sie tun, ist 
eine aus Argumentationsnot für ihre ver- 
nängnisvolle Politik geborene 
Verharmlosung des in der bisherigen 
Menschheitsgeschichte einmaligen Ver- 
brechens.” Diese Kritik wollte in der 
deutschen Debatte über den Krieg kaum 
jemand hören. Einer größeren Öffent- 
lichkeit konnte der Brief überhaupt erst 
als Anzeige in der Frankfurter Rund- 
schau zugänglich gemacht werden. 

Für uns als bundesweites Bündnis gegen 
IG Farben ist der Brief eine Aufforde- 
rung, die Öffentliche Auseinandersetzung 
über diese neue Art der Auschwitzlüge 
zu führen. Seit über zehn Jahren kämpft 
das Bündnis gegen IG Farben für die so- 
fortige Entschädigung aller überleben- 
den Opfer und ihrer Angehörigen und for- 
dert die endgültige Liquidation des Kon- 
zerns. 

Die Zusammenarbeit und Solidarität mit 
den Überlebenden ist der gemeinsame 


‚ Ausgangspunkt der Arbeit des Bündnis- 


ses. Solidarität bedeutet für uns, sich mit 
dem Standpunkt der Überlebenden aus- 
einanderzusetzen und eine eigene Hal- 
tung zu dieser Gesellschaft zu entwik- 
kein. Zu einer Gesellschaft, die vor 1945 
die deutschen Verbrechen vorbereitet, 
geiragen und ausgeführt hat und die nach 
1945 als Bundesrepublik zu diesen Ver- 
brechen schwieg und damit auch zu den 


widergutgemacht. 


Beitrag des bundesweiten Bündnisses gegen IG Farben. 
Vom Marburger Bündnis gegen iG Farben 
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Ermordeten und den wenigen Überleben- 
den. 

In der Zwischenzeit schweigt man im 
nun wiedervereinigten Deutschland nicht 
mehr, sondern mißbraucht die Ermorde- 
ten von Auschwitz, um einen Krieg zu 
legitimieren, wie es in dem Brief der 
Überlebenden benannt wird. 

Mit dieser neuen Qualität der Versöh- 
nung mit der Vergangenheit, die man 
wohl tatsächlich “Vergangenheitsbewälti- 
gung” nennen kann, wollen wir uns auf 
dieser Konferenz auseinanderseizten. 
Das Bündnis gegen IG Farben hat sich in 
seiner Arbeit auf diesen Konzern konzen- 
triert, weil er beispielhaft für das Zusam- 
menspiel von deutscher Wirtschaft und 
nationalsozialistischem Deutschland 
steht und zugleich Ausdruck der deut- 
schen Kontinuitäten nach 1945 ist. 

IG Farben war maßgeblich an der Pla- 
nung und Durchführung des Vernich- 
tungskrieges und der nationalsozialisti- 
schen Verbrechen beteiligt und schlug 
aus ihrer mörderischen Zusammenarbeit 
mit dem nationalsozialistischen deut- 
schen Staat riesige Profite. Die Eröfi- 
nungsbilanzen der Nachfolgefirmen 
Bayer, BASF und Hoechst nach der Zer- 
schlagung von IG Farben verdeutlichen, 
wie sehr das sogenannte Wirtschaftswun- 
der des neuen westdeutschen Staates auf 
dem Vermögen aufbaute, daß aus den 
Opfern der NS-Vernichtungpolitik her- 
ausgepreßt worden war. 

In der Geschichte der Rechtsnachfolge- 
rin von IG Farben - IG Farben ın Ab- 
wicklung - spiegelt sich westdeutsche 
Nachkriegsgeschichte: Auf die Ansprü- 
che der Überlebenden, und damit auch 
auf ihre Geschichte, wurde in diesem 
Land immer mit massiven Angriffen auf 
die Überlebenden reagiert. 

Spätestens seit dem Postulat der soge- 
nannten Berliner Republik und dem Re- 
gierungsantritt von Rotgrün wird diese 
aggressive Haltung gegenüber den Über- 
lebenden scheinbar von einem Eingehen 
auf Entschädigungsforderungen abge- 
löst. Dies geschieht jedoch keineswegs 
im Bewußtsein der deutschen Verbre- 
chen, geschweige denn aus Achtung vor 


den Überlebenden und ihren Forderungen, 
sondern, wie Bundeskanzler Schröder 
dekretierte, zum Schutz der deutschen 
Wirtschaft. 

Die deutsche Grundhaltung seit 1945, 
daß es keine Rechtsansprüche der Opfer 
auf Entschädigung geben darf und daß 
die Täter und Täterinnen beziehungswei- 
se ihre Erben entscheiden, wer wieviel 
Entschädigung bekommt, bleibt unver- 
ändert bestehen. Die neue Qualität der 
Entschädigungsdebatte unter Rotgrün 
manifestiert-sich in der Dreistigkeit, mit 
der Almosen als Entschädi- 
gungszahlungen verkauft werden. Die 
Überlebenden spielen in der Initiative der 
Bundesregierung und der Unternehmen 
zur Gründung eines Fonds keine Rolle. 
Die Entschädigung stellt hier keine so- 
genannte Wiedergutmachung für die 
Opfer dar, sondern für die deutschen 
Wirtschaft und deren Ansehen im Aus- 
land. Die Unternehmen fordern Rechts- 
sicherheit vor weiteren Klagen auf Ent- 
schädigung, vor allem vor 
Sammelklagen aus dem Ausland. Den 
Überlebenden sollen so ihre individuel- 
len Rechte abgesprochen werden. 

Auch die IG Farben hat diese qualitative 
Veränderung nachvollzogen. Auch IG 
Farben plant eine sogenannte Stiftungs- 
lösung, die die Entschädigungs- 
forderungen scheinbar aufgreift - in die- 
sem Fall, um die Abwicklung der Firma 
weiter hinauszuzögern. Um die Überle- 
benden geht es hier ebenfalls keineswegs. 
Die alte Abwehrhaltung gegenüber 
Entschädigungsforderungen, der Klein- 
krieg um jede Mark der seit Jahrzehnten 
gegen die Überlebenden geführt wurde, 
wurde auch hier durch die Ankündigung 
von Almosen abgelöst. 

Vor dieser veränderten Situation steht 
seither auch unsere Arbeit als bundes- 
weites Bündnis gegen IG Farben. 

Mit dem deutschen Krieg und der 
Legitimationsrhetorik der Bundesregic- 
rung, die sich auf Auschwitz beruft, hat 
diese Situation eine weitere Wendung 
bekommen. 

Seit dem Oktober letzten Jahres regie- 
ren diejenigen, die sich als 68er Genera- 


tion selbst bescheinigen, Deutschland 
“gründlich zivilisiert” zu haben. Das 
deutsche Streben nach Normalität, das 
ın erster Linie eine Bewältigung der Ver- 
gangenheit bedeutet, erhält mit den Lin- 
ken an der Macht eine neue Qualität. Der 
Mythos der 68er, gegen die Generation 
der Täter und Täterinnen und die 
Kontinuitäten zwischen dem nationalso- 
zialistischen Deutschland und der 
bundesrepublikanischen Nachkriegs- 
gesellschaft gekämpft zu haben, erleich- 
tert es ihnen, ihre eigene Form des 
Schlußstrichs unter die deutschen Ver- 
brechen zu ziehen. Diejenigen, die sich 
ın ihrer politischen Biographie mit 
Auschwitz nur am Rande beschäftigt 
haben, berufen sich heute darauf gelernt 
zu haben, was “Nie wieder Auschwitz” 
heißt. Ihre Geschichte als deutsche Lin- 
ke soll ihnen das Recht geben zu defi- 
nieren, was Auschwitz ist, und damit das 
Recht zu sagen, wo es heute zu verorten 
sei. So konstruieren sie Analogien zwi- 
schen den deutschen Verbrechen und 
dem Bürgerkrieg im Kosovo und kön- 
nen gleichzeitig die Kontinuität deut- 
scher Machipolitik auf dem Balkan ver- 
decken. 

Mit dem Anspruch, Deutschland gründ- 
lich zivilisiert zu haben, wird noch ein 
weiteres Motiv bedient - das der Einglie- 
derung in die Reihe der westlichen Zivi- 
Iısationen. Als ein Vertreter der westli- 
chen Zivilisation stelit sich Deutschland 
in Gegensatz zur Barbarei. Damit wird 
zwar die Barbarei der deutschen Verbre- 
chen eingestanden, gleichzeitig wird die- 
se aber von der eigenen Gesellschaft ab- 
getrennt. Statt dessen wird die Barbarei 
zum Beispiel in Serbien verortet. An- 
knüpfend an das tradierte antiserbische 
Ressentiment, bekämpft Deutschland auf 
dem Balkan seine eigene Vergangenheit. 
Es handelt sich hier um den Versuch, den 
Alleinanspruch über die Deutung der 
deutschen Geschichte zu erlangen, die 
Definitionsmacht über das, was Ausch- 
witz gewesen ist und was daraus folgt. 
Und diese Deutung der deutschen Ge- 
schichte beinhaltet ein ums andere Mal, 
daß Deutschland heute eine normale 
Nation sei. 

Dabei verweist gerade dieses Streben 
danach, eine normale Nation zu sein, 
darauf, daß normal in diesem Land 
nichts ist. 

Deutsche Normalität ist, wenn eine Aus- 
stellung über die Verbrechen der Wehr- 
macht nicht der Aufklärung, sondern der 
deutschen Wiedergutwerdung dient, 
nicht dazu, die Verbrechen sichtbar zu 
machen, sondern dem Frieden mit den 
Mördern. 


Deutsche Normalität sind vor allem die 
‚ rassistischen, antiziganistischen und 


antisemitischen Übergriffe und Morde 
der letzten Jahre. 


Wie:.die neue Bundesregierung Deutsch- 
land zur normalen Nation machen möch- 
te, zeigt sich mit ganzer Deutlichkeit in 
Schröders Metapher vom “Selbstbewußt- 
sein einer erwachsenen Nation”. Damit 


wird die neue Verantwortung hervorge- 


hoben, auf die Deutschland beharrt. 
Spätestens seit 1989/90 gilt das Postulat 
der normalen Nation. Unter Rotgrün 
wurde daraus die selbstbewußte Nation, 
die normale Nation mit besonderer Ver- 
antwortung. 

Dabei handelt es sich um ein Postulat, 
das zwar auf die Verbrechen des Natio- 
nalsozialismus verweist, aber mit der 
Weigerung fortfährt, deren Opfer wahr- 
zunehmen. Das Hervorheben der deut- 
schen Verantwortung dient vielmehr der 
Durchsetzung nationaler Interessen. Und 
von diesen Interessen ist das Vordringli- 
che: die Versöhnung mit der deutschen 
Vergangenheit. 

Dem dient auch die Trivialisierung der 
deutschen Verbrechen. Auschwitz wird 
in eine frühe Phase der kindlichen Un- 
zurechnungsfähigkeit Deutschlands ver- 
lagert: Das Bild des “Erwachsenseins” 
beinhaltet schon den Anspruch, als nor- 
male Großmacht nun auch militärisch 
agıeren zu können. Einem Erwachsenen 
muß schließlich eine entsprechende Rol- 
le zugebilligt werden. Erst recht wenn 
er aus einer besonderen Verantwortung 
heraus handelt. 

Aus dieser Position heraus definieren die 
Deutschen, daß Auschwitz heute im 
Kosovo zu finden sei. Krieg zu führen 
wird wieder Teil deutscher Normalität. 
Auschwitz wird als Metapher für Gewalt 
und Kriegsverbrechen beliebig einsetz- 
bar und damit zur Verhandlungssache. 
Indem vom konkreten Ort des Verbre- 
chen abstrahiert wırd, verliert dieses 
auch den Bezug zu Deutschland. Der 
Antisemitismus wird mit der Verlage- 
rung von Auschwitz an einen beliebigen 
Krisenherd genauso negiert, wie die 
deutsche Volksgemeinschaft unangeta- 
stet bleibt. Die implizit betriebene Gleich- 
setzung des Holocaust mit “Vertreibung” 
erfüllt dabei einen zusätzlichen Zweck. 
Die systematische Ermordung der euro- 
päischen Juden und Jüdinnen, der Sinti 
und Roma und der Slawen wird zu einer 
Vertreibung umdefiniert. Damit wird die 
Parallele zu den sogenannten deutschen 
Vertriebenen gezogen. 

Im analogiegeladenen deutschen Blick 
wird alles gleich: Milosevic ist Hitler, das 


Kosovo das Auschwitz von heute, die 
Kosovo-Albaner sind mal die Verfolgten 
des Nationalsozialismus und mal die 
Deutschen, Deutschland heute entspricht 
dann den Alliierten. Die Grenze zwi- 
schen Opfern und Tätern wird so ver- 
wischt, und Auschwitz soll zum Verbre- 
chen unter anderen werden. 

Die Legitimation des deutschen Angriffs- 
krieges folgt so einer Rhetorik, die 
Deutschland an die deutschen Verbre- 
chen rückbindet und zugleich davon ab- 
trennt. Zum einen wird die Verantwor- 
tung aus den deutschen Verbrechen her- 
geleitet, zum anderen der Zusammen- 
hang zwischen diesen Verbrechen und 
der heutigen Nachkriegsgeseilschaft ne- 
giert. 

Während in der Entschädigungsdebatte 
dem Ausland noch die sich läuternde 
Natıon vorgeführt werden sollte, die sich 
wenigstens pro forma zu den deutschen 
Verbrechen zu verhalten bereit ist, war 
das kriegführende Deutschland Aus- 
druck der bereits geläuterten Nation. 
Zeitgleich mit der Einstellung der Bom- 
bardements auf Jugoslawien gingen 16 
deutschen Unternehmen mit ihrem Vor- 
schlag für eine Entschädigungsstiftung 
an die Öffentlichkeit. Sie taten das of- 
fensichtlich mit gestärktem Selbstver- 
trauen. Die Kriterien dafür, wem, wie- 
viel Entschädigung zugestanden werden 
soll, waren festgelegt, während eine ge- 
naue Geldsumme für die Stiftung nicht 
genannt wurde. Selbstverständlich fand 
der Gang an die Öffentlichkeit ohne Ab- 
sprache mit den Vertretern der Überleben- 
den statt. Es scheint, als habe der Krieg 
auch ın Bezug auf Ent- 
schädigungsdebatte den deutschen An- 
spruch auf das Definitionsrecht gestärkt. 
Ein Kriegsziel war zumindest schon zu 
Beginn des Krieges erreicht: die 
Relativierung und Trivialisierung deut- 
scher Verbrechen und die Wiedererlan- 
gung des Selbstbestimmungsrechts über 
die deutsche Geschichte. 

Deutschland wiedergutgemacht, der 
Titel dieser Konferenz meint genau das: 
Die Wiedergutmachung Deutschlands 
mittels der bloßen Behauptung, aus der 
Vergangenheit gelernt zu haben, den 
Abschluß der Entschädigungsdebatte 
durch die Vergabe von Almosen, die 
Trivialisierung von Auschwitz durch die 
militärische Versöhnung mit der Vergan- 
genheit. 

Dagegen wendet sich unsere Konferenz. 
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Esther Bejarano: Ich habe es eigentlich 
nicht für möglich gehalten und war un- 
heimlich erstaunt, daß Deutschland wie- 
der Krieg führt. Und ich bin entsetzt dar- 
über, und darum haben wir ja auch als 
Auschwitz-Komitee lautstark dagegen 
protestiert. Ich bin froh darüber, daß je- 
der weiß, daß das Auschwitz-Komitee 
gegen diesen schrecklichen Krieg ist. 
Daß Deutschland sich da nicht anders 
verhalten hat, indem man zum Beispiel 
gesagt hat, mit uns nicht, das ist meine 
größte Enttäuschung überhaupt. Ich 
kann nicht viel sagen. Ich singe lieber. 


Kurt Goldstein: Besonders empört hat 
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wich, mit welcher Kaltschnäuzigkeit und 
demagrogischen Unverschämtheit — ich 
weiß nicht recht die Worte -, der Fischer 
die Geschichte geradezu auf den Kopf 
gesteilt hat. Wir, die Interbrigadisten, wir 
liwben ın Spanien unten gelegen. Über 
uns waren die Bomber von Legion Con- 
dar. Jetzt sind auf einmal die Bomber, 
die das jugoslawische Volk bombardie- 
ren. so edle Menschen wie jene sowjeti- 
schen Flieger, die am 7. November 1936 
als erste die Junkers über Madrid in die 
Flucht gejagt und in den Orkus runter 
gefeuert haben. 

Zu einer der Anekdoten, die mich durchs 
Leben begleiten, gehört jenes 
Beisammensitzen mit den Eitern einer 
Freundin, die ich in Madrid hatte: Ihr 
Vater war ein Schneidermeister, der mir 
erzählte, wie er am 7. November 1936 
an der Puerta de] Sol war, einem zentra- 
len Platz in Madrid. Und da wir Deut- 
schen —- hören Sie gut, ich sage “wir 
Deutschen” - es im allgemeinen mit 
Pünktlichkeit, Ordnung, Disziplin hal- 
ten, sınd auch die Junkers über Madrid 
ordentlich und pünktlich und diszipli- 
niert Jeden Tag zweimal gekommen: Ein- 
mal zur Mittagszeit und einmal am spä- 
ten Nachmittag gegen 18 Uhr. Es war 
an der Zeit, sie sahen die Junkers kom- 
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men und sie flüchteten alle in den Ein- 
gang von der U-Bahn-Station. Und dann 
passierte eigentlich, was täglich passier- 
te. Die Junkers kamen, und es kamen 
Jagdflieger der republikanischen Regie- 
rung, das waren ein paar alte Jäger. Wenn 
sie angreifen, werden sie von den Junkers 
abgeschossen, und dann kommen die 
Bomben. Nachdem der Luftkampf statt- 
gefunden hat, mußte man tief unter die 
Erde gehen, damit man von den Bom- 
ben nichts abbekam. 

Und an diesem Tag sahen sie zum Him- 
mel, erzählte mir mein Schneidermeister, 
und wie jedes Mal fielen die republika- 
nischen Jagdflugzeuge gewissermaßen 
vom Himmel runter. An diesem 7. No- 
vember 1936 fingen sie sich jedoch im 
Flug und stiegen wieder steil hoch, be- 
feuerten die Junkers, die Feuer fingen und 
abstürzten. Das geschah mit der ersten 
Junkersstaffel und wiederholte sich, als 
die zweite Staffei kam, bis die restiichen 
Junkers flüchteten. Das ist der Tag der 
Wende im Luftkrieg über Madrid gewe- 
sen. 

30 Jahre später, 1986, in der Nach-Fran- 
co-Zeit, machten wir das erste Treffen 
der Interbrigadisten aus aller Herren 
Länder in Spanien. Als Sprecher der 
Interbrigadisten hatte ich dort zu spre- 
chen und erzählte diese Geschichte vom 
7. November 36, um zu begründen, war- 
um wir der Sowjetunion für die Hilfe, die 
sie der spanischen Republik durch Ma- 
schinengewehre, Kanonen, Panzer und 
Flugzeuge gegeben habe, so dankbar 
waren. Und da kommt so ein kleiner 
Mann auf mich zu, die Brust voll sowjeti- 
scher Orden, ein sowjetischer General, 
und sagt: Ich bin einer von den dreien, 
die da 1936 mit den sowjetischen Migs 
aufgestiegen sind. 

Ich will Ihnen mal sagen, liebe Freun- 
dinnen und Freunde, warum ich Ihnen 
das hier heute erzähle. Erstens zeigt die- 
ses Beispiel plastisch, wie ungeheuerlich 


diese unverschämte Lüge von Fischer ist. 

Und zweitens zeigt es uns auch einige 

Dinge aus der Geschichte, die wir bei al- 

ler kritischen Auseinandersetzung mit 

unserer Geschichte nicht vergessen soll- 

ten. 

Es gab in der ersten Zeit nach dem Er- 

sten Weltkrieg eine tiefe Abneigung, ei- 

nen Haß zwischen deutschen Sozialde- 

mokraten und deuischen Kommunisten. 

Das ist bei mir auch mit einer Anekdote 

verbunden. Ich saß mal in Italien mit 

Genossen des italienischen ZK zusam- 

men, und die agitierten mich als DDR- 

Vertreter. Wir sollten doch dem Bundes- 
kanzler Schmidt in seinen gesamtdeut- 

schen Bestrebungen entgegenkommen,. 

Und da sagte einer der jüngeren Jtalie- 
ner: Wir kommen gerade von einer Ple- 

narsitzung des italienischen ZK, wo der 
Genosse Vittorio, ein alter Kommunist 

auch ein Interbrigadist, uns gesagt he 
wenn wir mit den deutschen Genossen 
diskutieren, müssen wir immer wissen, 
wenn wir über das Verhältnis von deut- 
schen Sozialdemokraten und Kommuni- 
sten reden, geht bei den deutschen Kom- 
munisten immer ein rotes Flämmchen im 
Hinterkopf an. 

Damals, nach dem ersten Weltkrieg, hat 
ein deutscher Sozialdemokrat namens 
Noske gesagt, einer muß der Bluthund 
sein, der gegen die Linken vorgeht und 
sie niederkatetschen läßt. Als ich diesen 
Herrn Scharping in Auschwitz am Block 
11 — ich sage Ihnen gleich, was für mich 
ehemaligen Auschwitzer der Block 11 ist 
-stehen sah, und dieser Mensch gesagt 
hat, wir stehen hier, weil wir wissen, was 
Auschwitz war, und weil wir bald ins 
Kosovo gehen, um dort ein neues Ausch- 
witz zu verhindern, glauben Sie mir: da 
ist mir die Galle hochgekommen. 

Und ich habe mich gleich hingesetzt und 
an den Präsidenten des Internationalen 
Auschwitz-Komitees (IAK) in Wien, Dr. 
Kurt Hacker, einen österreichischen Ka- 


meraden, geschrieben. Er hat 1934 im 
Rahmen des österreichischen Schutz- 
bundes zum ersten Mal die Waffe in die 
Hand genommen gegen den faschisti- 
schen Putsch in Österreich; er hat mit 
dem Schutzbund den Karl Marx-Hof und 
Florisdorf gegen die damaligen Faschi- 
sten verteidigt. Ich habe gesehrieben, daß 
wir als Präsidium des IAK’ gegen diese 
Anmaßungen des Herrn Scharping pro- 
testieren müssen. Und das haben wir 
auch gemacht. Das Präsidium des IAK 
hat mit Empörung diese Erkfärung des 
Herrn Scharping, daß wir in den Kosovo 
gehen wollen, um dort ein neues Ausch- 
witz zu verhindern, zurückgewiesen. 
Und aus denselben Motivationen habe 
ich auch diesen Brief, um den es hier 
heute gcht, unterschrieben. 

Und wissen Sie, der Block 11, wo dieser 
Scharping sich hingestellt hat, ist durch 
zwei Dinge für ewig in die Weltgeschich- 
te der Schandmale eingegangen. Dort 
steht zwischen dem Block 10 und 11 die 
Schwarze Mauer, die Erschießungsmauer, 
wo die Kameraden erschossen worden 
sind, nachdem sie in den Zellen dort in 
Block I1, dem sogenannten Strafblock, 
gepeinigt worden waren. Da sind hunder- 
ie Kameradinnen und Kameraden er- 
schossen worden an der Schwarzen Wand. 
Es gibt keinen Besuch in Auschwitz von 
Delegationen, die nicht an den Block 11 
gehen und dort ihren Kranz niederlegen. 
Da hat sich Herr Scharping hingestellt, 
um diese ungeheuerliche Bemerkung zu 
machen, die Ankündigung ihres verbre- 
cherischen Aggressionskriegs im Kosovo. 
In Block 11 sind 1941 im September die 
ersten 600 Kriegsgefangenen, sowjeti- 
sche Kriegsgefangene, mit Zyklon B ver- 
giftet worden. Tun Sie mir einen Gefal- 
len, das Wort Holocaut hat sich zwar ein- 
gebürgert, aber was in Auschwitz war, 
war kein Holocaust. Holocaust ist eine 
Selbstopferung aus religiösen Motiven. 
In Auschwitz hat sich kein Jude und kein 
anderer, kein Pole, kein Sinto, kein So- 
wjetbürger aus religiösen Motiven selbst 
umgebracht. In Auschwitz sind Juden, 
Sinti und Roma, Slawen und viele ande- 
re von den Nazis ermordet worden. Es 
gibt keine Art, wie Menschen aus dem 
Leben ın den Tod befördert werden kön- 
nen, die nicht in Auschwitz von den Ver- 
brechern praktiziert worden ist. Und in 
Auschwitz sind also an diesem Septem- 
bertag des Jahres 1941 die ersten 600 
sowjetischen Kriegsgefangenen ermordet 
worden. Und das ist das Ende eines lan- 
gen Prozesses gewesen, der Anfang der 
Todesfabrik Auschwitz. Denn die Nazis 
haben auch hier wieder mit wissenschaft- 
licher Akribie geforscht, wie man unbe- 


schränkte Massen von Menschen auf die 
schnellste Art mit dem geringsten mate- 
riellen Aufwand auf dem geringsten 
Raum, möglichst ohne Spuren zu hin- 
terlassen, umbringen könnte. 

Ein gewisser Ingenieur Rau hat den Last- 
wager erfunden, in dem man den Lade- 
raum luftdicht abschließt, dann die Ab- 
gase in den Laderaum leitet, den Lade- 
raum voll Menschen macht, stundenlang 
mit ihnen rumfährt, bis die tot sind und 
sie abkippt, und dann muß man weiter- 
sehen, wıe man die entsorgt. Das hat sich 
als eine Möglichkeit erwiesen, größere 
Gruppen von Menschen umzubringen. 
Aber die Lösung des Problems war es für 
die Nazis nicht. Darum haben sie an an- 
deren Orten, in Majdanek, Treblinka und 
Belzec, große Schiffsdieselmotoren ge- 
nommen, haben solche Blockhäuser ge- 
baut, auch luftdicht und haben die Ab- 
gase von den Schiffsdieselmotoren ein- 
geleitet. Im Prinzip dasselbe. Aber das 
war auch nicht die Lösung für das, was 
sie vorhatten. 

Und dann kam der Versuch mit Zyklon 
B von der Fırma Degesch in Auschwitz. 
Das war der erste großen Schritt zur 
Todesfabrik. Jetzt mußten die Abläufe 
und die Technologie entwickelt werden, 
wie man Menschen in die Gaskammern 
sperrt, sie rauszerrt, Ihnen die Ringe von 
den Fingern und die Goldzähne aus dem 
Mund reıßt, wıe man sie in die Krema- 
torien bringt und verbrennt — das Grund- 
modell der Todesfabrik Auschwitz. Von 
1941 an haben sıe die ausgebaut. Da gab 
es erst das Krematorium I - die Gaskam- 
mer I mit dem Krematorium I daran -, 
dann haben sie ganz schnell weitere Kre- 
matorien und Gaskammern gebaut. 
Und als sie mit dem Bauen fertig waren 
— das Dokument liegt vor — meldeten sie 
dem Reichssicherheitshauptami nach 
Berlin, daß sie jetzt täglich die Kapazi- 
tät von viertausendeinhundertsoundso- 
viel Menschen “entsorgen” könnten. 
Wer sich das überlegt, der kommt mit 
gesundem Menschenverstand ganz 
schnell darauf, daß Auschwitz etwas 
anderes war als Kosovo. Es ıst nıchts zu 
verniedlichen am Kosovo. Das ist auch 
gestern abend und heute morgen hier 
schon gesagt worden. Ich kann die For- 
mulierung Deutschland, das Volk der 
Mörder, nicht hinnehmen, weil ıch dann 
nicht weıß, wo ich hingehöre. Ich bin 
doch ein Auschwitzer, ich bın doch ein 
Opfer. Die Mörder sind aus Deutschland 
gekommen, aber das deutsche Volk war 
nicht ein Volk der Mörder. Es gab in 
Deutschland auch die nıchtyjüdischen 
Deutschen, die ıhren Kopf riskiert haben, 
Frauen und Männer, um gegen den Fa- 


schismus zu kämpfen, nicht nur um Ju- 
den zu retten, sondern um das ganze deut- 
sche Volk vor der verbrecherischen Poli- 
tık des Hitlerfaschismus zu retten, haben 
Hunderte, Tausende, deutsche Frauen und 
Männer, nicht nur Kommunisten, auch 
Sozialdemokraten, auch Humanisten, 
Katholiken, Protestanten,. Leute aller 
Couleur Kopf und Kragen riskiert, um 
gegen den Faschismus zu kämpfen, lei- 
der viel zu wenige. Aber es ist nicht rich- 
tig, das deutsche Volk zum Volk der Mör- 
der zu machen. Ich betrachte mich als ei- 
nen Auschwitzer, der sich der ganzen 
deutschen Geschichte stellt, ich bin ein 
Deutscher, die Schulabgangsurkunde 
meines Urgroßvaters hängt in Gröbzig ın 
der Synagoge am Schulhaus, meine Fa- 
milie lebt schon lange in Deutschland, ıch 
bin Deutscher. Ich trage die deutsche Ge- 
schichte mit, so wie alle von uns. Ob uns 
das paßt oder nicht. 

Den Antinationalismus, den mancher von 
uns Linken, die da meinen, seit Ausch- 
witz gibt es keine deutsche Nation mehr, 
vertritt, den verstehe ich gar nicht. Wir 
leben hier, das ist unsere Sprache, das ist 
unsere Kultur, wir sind Teil dieses Staats- 
volkes und wir haben die Geschichte zu 
verantworten und haben die ganze Ver- 
antwortung dafür, daß endlich diese Ge- 
schichte, diese Phase deutscher Geschich- 
te, wo Deutschland ein Verbrechen nach 
dem anderen in diesem Jahrhundert ın 
sein Geschichtsbuch geschrieben hat, be- 
endet wird. Ich meine, dafür lohnt es sıch 
zu überlegen, was können wir dazu alle 
zusammen, alle Linken und Haiblınken 
und manchmal vielleicht auch sogar 
Halbrechte zusammen tun, um dieses Ziel 
zu erreichen. 

Das sind für mich Überlegungen oder 
Lehren aus einem langen Leben. Mit 14 
Jahren bin ich in die sozialistische Ar- 
beiterbewegung eingetreten. Das ist jetzt 
71 Jahre her und ich will bis zum Ende, 
möglichst noch viele, viele Jahre aktiv 
mitwirken, aber ich möchte, daß wir zu- 
sammen wirken und dem Auditorium 
nicht solche Streitabende liefern, wie das 
einige gestern abend gemacht haben, 
sondern ich wäre dafür, daß wır uns zu- 
sammenfinden und suchen, welche ge- 
meinsame Programmatik können wir alle 
Linken, ganz gleich, welche Vergangen- 
heit wir haben, für die Zukunft erarbeı- 
ten, damit wir endlich die Ziele errei- 
chen. 

Ja, ich gehöre zu den Naivlingen, die 
1945 am 19. April auf dem Appellplatz 
in Buchenwald gestanden haben und den 
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unser Zıe!” — damais geschworen haben. 
Und als die nühen Herren vorn Bundes- 
tag vor wenigen Wochen, art: 19. Aprii 
1994, 54 Jahre später, hier nach Berlin 
gekömmen sind, um den Reichsiag ZU 
eröffnen, dä haben wir Buchenwalder 
Überlebende uns mit den Buchenwald- 
Losungen hinzestellt und haben die Her- 
ren Bundestagsabgeordneten gezwün- 
gen, daran vorbeizugehen und darüber 
sächzudenken, was sie ım Bundestag 
beschlossen haben. 

Wer so lange Im antifaschistischen 
Kampf Teilnehmer war, wer das nicht 
nur mit Worten, sondern auch in der Il- 
legalität nach 33 und in Spanien im 
Schützengraben unter Beweis gestellt 
hat, wer in Auschwitz unter diesen Be- 
dingungen Sabotage mitorganisiert hat 
—- wer so ım Antifaschismus gelebt hat 
und weiterleben will, der, meine ich, hat 
die Pflicht, und daraus ergibt sich auch 
das Recht, zu sagen, wir müssen endlich 
die Wege des gemeinsamen Handelns für 
ein solches Ziel finden. Und wir müssen 
iernen, miteinander zu leben, und die 
Differenzen, die wir haben, kamerad- 
schaftlich zu debattieren, damit wir nicht 
eine linke Strömung, sondern damit wir 
eine linke Sirömung werden, die ein Ziel 
ansteuert. 

Und das Ziel ist, endlich eine neue Pha- 
se deutscher Geschichte einzuleiten. 


Peter Gingoid: Wir haben als erste rea- 
giert, das hat Kürt Goldstein schon ge- 
schildert, als Scharping in Auschwitz 
war und gesagt hat, damit so was nicht 
wieder kommt, müssen deutsche Solda- 
ten in den Kosovo. Und die’Reaktion war 
eine Erklärung, die das Auschwitz-Ko- 
mitee veröffentlicht hat. Diese Erklärung 
ist in der Öffentlichkeit überhaupt nicht 
zur Kenntnis genommen worden. 

Dann begann der Krieg und Kurt Gold- 
stein und ich haben diesen Offenen Brief 
formuliert, der an den Außenminister 
und den Verteidigungsminister gefaxt 
worden ist und dann auszugsweise im 
“Neuen Deutschland” und in vollem 
Wortlaut in der “u.z.”, der Wochenzei- 
tung der DKP, erschien, dann war es aus. 
Kein Mensch hat diesen Brief überhaupt 
zur Kenntnis genommen. Aber er war 
im Internet, und durch das Internet kam 
er irgend jemanden zur Kenntnis. Da 
kam ein Anruf, der Brief müßte der brei- 
ten Öffentlichkeit zugänglich gemacht 
werden und in einer großen Tageszeitung 
als Anzeige veröffentlicht werden. 

Als ich mich dann erkundigt habe, ob die- 
ser Brief in der “Frankfurter Rundschau” 
überhaupt veröffentlicht werden könne, 
und von der Rechtsabteilung kam, daßes 
keine Bedenken gebe, wurde mir auch der 
Betrag genannt, was eine ganze Seite ko- 
sten würde. 38.000 Mark. Und dieser 
Kontakt, den ich da gefunden habe, sag- 
te, ich habe einen Freundeskreis hinter 
mir, die stellen das Geld zur Verfügung. 
Und am nächsten Tag war es telegrafisch 
überwiesen auf das Konto, und so konn- 
te die Anzeige erscheinen. 

Wir haben uns nicht vorstellen können, 
ich sage es mal ganz offen: ich war di- 
rekt überwältigt, welche Reaktion diese 
Anzeige ausgelöst hat. Seit dem 23. 
April, als die Anzeige erschien, stand das 
Telefon nicht mehr still, ein Fax nach dem 
anderen kam und auch Berge von Brıe- 
fen. 


Zuerst möchte ich Ludwig Baumann nen- 

nen. Er war einer der ersten, der mich an- 

gerufen hat. Er sagte, ich stehe jeden Tag 

aufder Mahnwache in Bremen, er hat die- 

sen Brief fotokopiert und verteilt. Die 

meisten, die angerufen haben, haben ge- 

sagt, wir wollen es mit unterstützen, wir 

wollen es mit unterschreiben und wir 

wollen auch.etwas tun, was können wir 

eigentlich machen. Und dann habe ich er- 

fahren, daß dieser Brief dann bei vielen 

Demonstrationen ın Bonn, in Kassel, in 

Stuttgart, weiß Gott wo, auch hier in Ber- 

lin, fotokopiert und verteilt worden ist. 

Er kam zehntausendfach unter die Men- 

schen. Das war das Allerwichtigste, 

Mit der richtigen Idee können Menschen 

mobilisiert werden, auch gegen den 

Krieg, auch wenn ein großer Teil, vie]. 

leicht die Mehrheit der deutschen Bevöl- 

kerung, durch die Manipulation den Krieg 

als gerechten Krieg empfunden und es 

richtig gefunden hat, daß wir teilnehmen 

Aber viele, viele, viele Menschen Waren 
empört und wollten etwas tun. 

Ich bin ganz gerührt vom Vortrag von 
Ludwig Baumann. Wie er geschildert hat 

was es bedeutet hat, damals zu desertie- 
ren. Ich gehörte zu denen, die in der Re- 
sistance in Frankreich mit Hilfe der fran- 
zösischen Partisanen Appelle an die An- 
gehörige der Wehrmacht gerichtet haben 

Schluß zu machen mit dem Krieg, zu Mar 
zu kommen, zu desertieren, Wir haben 
auch einige erreicht, die desertiert sind 

Ich möchte mal grundsätzlich was dazu 
sagen. Es hat viel mehr Mut und Coura- 
ge gekostet, Schluß zu machen mit die- 
sem Krieg, ganz gleich aus welchen Mo- 
tiven heraus, und nicht mehr mitmachen 
zu wollen, als verbrecherische Befehle zu 
befolgen. Ich habe jeden, von dem ich er- 
fahren habe, daß er desertiert ist, beinah 
gesegnet. Das war für uns eine enorme 
Sache. Und daher möchte ich meine Be- 
wunderung gerade für das, was Ludwie 
Baumann gesagt hat, zum Ausdruck Be 
gen. 
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Der Titel meines Referats stammt nicht 
von mir, er wurde mir von den Veran- 
staltern vorgeschlagen. Und ich fand ihn 
nach längerem Überlegen eigentlich sehr 
gut, da er eine Ambivalenz zum Aus- 
druck bringt, die einem in diesem Krieg 
und in dem ihm folgenden Frieden über- 
all begseenet. 

Auf der einen Seite psychologische 
Kriegführung - Betonung auf Führung: 
das heißt bewußte Planung, Propagan- 
da, die zur Verfeinerung auf psychologi- 
sche Methoden zurückgreift: “Manipu- 
lation”. Hier wird von einer politischen 
Führung ausgegangen, die eine Bevöl- 
kerung für den Kriegszustand präpariert; 
die Bevölkerung selbst erscheint als 
Schwungmasse des Staats, auf deren DSy- 
chologische Verfassung jedoch Rücksicht 
genommen werden muß. 

Auf der anderen Seite Ressentiments — 
Betonung auf Sentiments: auf Gefühle, 
auf das Unbewußte, darauf, daß das Ich 
- wie Freud sagt - nicht Herr ist im eige- 
nen Haus. Und dies bedeutet unter ande- 
rem, daß auch die Führung geführt wird, 
daß sie wie die Bevölkerung, von der die 
Macht in der Demokratie verfassungs- 
mäßig ausgeht, nicht Herr ist im eige- 
nen Haus, oder beide nur insoweit als 
Herr gelten können, als sie sich völlig 
mit dem Haus identisch machen. Es ist 
offenkundig etwas Verborgenes, Ver- 
drängtes, das hier Macht ausübt. 


Coca Cola und Pepsi 

In den 90er Jahren findet eine erstaunli- 
che Auslagerung, ein Outsourcing von 
Propaganda statt: Kroatien, Bosnien- 
Herzegowina und zuletzt die Albaner 
engagierten eine amerikanische Public 
Relation-Firma, um die politische Öffent- 
lichkeit in den USA, die ursprünglich 
proserbisch und gegen die Aufteilung 
Jugoslawiens eingestellt war, gegen die 
Serben und Milosevic einzustimmen. Ab 
August 199] begann die Firma Ruder 
Finn Global Public Affairs im Auftrag 
der kroatischen Regierung zu arbeiten, 
im April 1992 wurde der unabhängige 
Staat Kroatien von den Vereinigten Staa- 
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ten anerkannt. Die Public relation Firma 
verpflichtete sich in dem Vertrag mit 
Kroatien, sie werde für diesen Staat 
lobbyistisch tätig sein, in bezug auf “An- 
erkennung, Sanktionen und Embargos ... 
Briefings für Beamte ... und Vorberei- 
tung von speziellem Hintergrundmaterial 
... Bereitstellung von Presseerklärungen, 
Beratungsstellen für Medien und 
Pressekonverenzen, Leserbriefen und 
reaktiven sowie proaktiven Artikeln, 
Briefings für Journalisten, Kolumnisten 
und Kommentatoren ...” Darüberhinaus 
arrangierte die Firma etwa auch Reisen 
für Kongreßabgeordnete nach Kroatien 
und ähnliches mehr. Die Kosten der TV- 
Werbekampagnen in verschiedenen ka- 
nadıschen und US-amerikanischen Fern- 
sehanstaiten haben zeitweilig jene von 
Coca Cola und Pepsi zusammengenom- 
men übertroffen. Dies und weitere De- 
tails hat Mira Beham in ihrem Buch 
Kriegstronmeln - Medien, Krieg und 
Politik (3. Aufl. München 1996) festge- 
halten. 

Der Unterschied aber zu Coca Cola ist 
vor allem der, daß nier die Serben — also 
nach dieser Logik etwa Pepsi — nicht 
imstande waren, rechtzeitig eine Werbe- 
agentur zu engagieren: sie wollten es 
dann, als es bereits zu spät war und die 
allgemeinen Boykottmaßnahmen eine 
solche Geschäftsverbindung unmöglich 
machten. Wer zu spät kommt, den be- 
straft das Leben. Der Chef von Ruder 
Finn, James Harff, drückt das so aus: 
“Die Schnelligkeit ist entscheidend. So- 
bald irgendeine Information für uns vor- 
teilhaft ist, sehen wir uns verpflichtet, 
sie sofort in die öffentliche Meinung ein- 
zupflanzen. Denn wir wissen genau, daß 
die erste Nachricht von Bedeutung ist. 
Ein Dementi hat keine Wirkung mehr 
... Die Aufgabe war komplex, niemand 
hat verstanden, was eigentlich in Jugo- 
slawien passierte und, um offen zu sein, 
die Mehrheit der Amerikaner fragte sich, 
in welchem afrıkanischen Land sıch 
Bosnien befindet; aber mit einem 
Schachzug konnten wir die Sache verein- 
fachen und sie darstellen als Geschichte 


von den guten und den bösen Jungs.” 
Dieser Schachzug - auf den der Werbe- 
fachmann besonders stolz ist — bestand 
darin, jüdische Kreise in Amerika gleich- 
sam als Werbeträger und Multiplikatoren 
zu gewinnen: “Das war eine wirklich 
schwere Partie, und von daher war die 
Aufgabe auch außerordentlich gefähr- 
lich.” Und James Harff verweist dabei auf 
die bekannten antisemitischen Äußerun- 
gen Tudjmans - der sich schon als Hısto- 
riker mit einer “kroatischen Auschwitz- 
lüge” einen Namen gemacht hatte - und 
im Hinblick auf Bosnien auf den ıslami- 
schen Fundamentalismus von 
Izetbegovic: “Da haben wir ım Flug zu- 
gegriffen und drei jüdische Organisatio- 
nen überlistet ... Wir haben ıhnen vorge- 
schlagen, einen Beitrag in der New York 
Times zu veröffentlichen und cine Pro- 
testkundgebung vor dem Sitz der Verein- 
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ten Nationen zu organisieren. Das hai 
hervorragend funktioniert ... In der öffent- 
lichen Meinung konnten wir aul einen 
Schlag die Serben mit den Nazis gleich- 
setzen. .... Sofort stellte sich eine bemerk- 
bare Veränderung des Sprachgebrauchs in 
den Medien ein, begleitet von der Ver- 
wendung solcher Begriffe, dıe eine star- 
ke emotionale Aufladung hatten, wıe 
etwa ethnische Säuberung, Konzentrati- 
onslager usw., und all das evozierte ei- 
nen Vergleich mit Nazi-Deutschland, 
Gaskammern und Auschwitz. Die emo- 
tionale Aufladung war so mächtig, daß 
esniemand wagte, dem zu widersprechen, 
um nicht eines Revisionismus bezichtigt 
zu werden.” (Jaques Merlino: Les verites 
yougoslaves ne sont pas touts bonnes @ 
dire. Paris 1993, zit.n. Beham, Kriegs- 
trommeln) | 

Die Gleichsetzung mit dem Holocaust, 
die Anspielungen auf Völkermord und 
Konzentrationslager riefen sofort mäch- 
tige Bilder und Gefühle hervor. Und ge- 
wiß nur auf diese Weise konnte es gelin- 
gen, die historischen Fronten des Zwei- 
ten Weltkriegs endgültig zu verwischen, 
die Serben und Juden einmal gegen 
Deutschland einte. 
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Reizizeitsgebot 

Noch bevor die Märketingsirategien je- 
zer Public relation Firma Erfolg zeiüg- 
ten unu Slö®cnien Und Kroatien als in- 
abhängige Staaten von den Vereinigten 
Staaten anerkannt wurden, hatte be- 
kanntlich bereits das wiedervereinigte 
und icuerwachte Deutschland diese An- 
erkennung erklärt (23. Dezember i39i) 
— als erstes Land überhaupt, und nicht 
nur das: Gegen den Rai der Briten und 
Franzosen und gegen den damäis noch 
vorhandenen Druck der USA nötigte es 
form!ich die Europäische Gemeinschaft 
und die UNO zur Anerkennungspolitik 
gegenüber den abgesprungenen Teil- 
republiken. Genau besehen aber war 
Deutschland nicht ganz allein: Als er- 
ster und am lautesten schrie der Wiener 
Ballhausplatz nach sofortiger Anerken- 
nung, unterstützt vom Österreichischen 
Fernsehen und den österreichischen 
Presseorganen, sowie vor allem den 
österreichischen Grünen. Die Aner- 
kennungspolitik am Beginn der 
neunziger Jahre war unter anderem auch 
die erste große gemeinsame deutsch- 
österreichische Aktion seit 1945. Mit ihr 
wurde die internationale Anerkennung 
der beiden Staaten initiiert und der Bür- 
ger- und Bandenkrieg in einen interna- 
tonalen Konflikt verwandelt, der es 
letztlich Deutschland erlaubte, wieder 
am Balkan zu operieren und seine 
Machtbasis zu verbreitern. 
von wem ging diese deutsch-österreichi- 
sche Anerkennungspolitik aus? Von den 
Medien? Oder von den beiden Außen- 
nanıstern? Von der “Wirtschaft”? Jeden- 
lalls hat es kaum irgendwo in der Öf- 
tentlichkeit Deutschlands und Öster- 
reichs eine wirkliche Kontroverse dar- 
über gegeben. Mira Beham schreibt zu- 
recht "Das so umfassende Schweigen, 
das sich über Deutschland gesenkt hat, 
wirkt gespenstisch ...” Die Autorin führt 
das Gespenstische dieser Vorgänge vor 
allcın auf Geheimdienstaktivitäten zu- 
rück. denen natürlich per se etwas Ge- 
spenstisches anhaftet: So weiß man, daß 
der BND seit den achtziger Jahren in 
Zusammenarbeit mit dem kroatischen 
Geheimdienst systematisch auf die Ver- 
schärfung der Konflikte mit Belgrad hin- 
gearbeitet hat. Das Gespenstische, das in 
der deutschen Politik der neunziger Jah- 
re ımmer deutlicher hervortritt, beruht 
aber nicht zuletzt auf einer anderen Art 
von Geheimdienst, einer Art, bei der je- 
der Staatsbürger unbewußt als sein’eige- 
ner privater Staatspolizist agiert, und die 
Zentrale dieses Geheimdienstes liegt in 
der Vergangenheit. 


Die Vorgäzge zur Vorbereitung des 
Kosovo-Kriegs zeigen ähnliche Verlaufs- 
formen, wenngleich hier alies bereits et- 
was verschwommener erscheint und zur 
Rekonstruktion Spekulationen unabding- 
bar sind: Jürgen Elsässer (konkrei 5/ 
1999) hat den ehemaligen israelischen 
Außenminister Scharon zitiert, der dar- 
über klagte, daß die USA sich von den 
uropäischen Staaten in eine “entsetzli- 
he Operation hineinziehen” haben las- 
sen. Und in tiiesem Sinn läßt sich die 
Politik von Rühe gegenüber Holbrooke 
und von Fischer gegenüber Albright auf 
durchaus schlüssige Weise interpretie- 
ren; die Deutschen haben den Krieg vor- 
bereitet und die Kosovo-Krise durch 
Unterstützung der UCK scharf gemacht. 
Die Amerikaner zogen spätestens in der 
Endphase der Rambouillet-Verhandlun- 
gen die Initiative wieder an sich. Die 
ganze Entwicklung seit Anfang der 
neunziger Jahre kann mit gutem Recht 
als eine Reihe von diplomatischen Coups 
und geheimdienstlichen Schurken- 
stücken betrachtet werden, aber sie läßt 
sich darauf nicht reduzieren. 
Noch erstaunlicher und gespenstischer 
als die schweigende Zustimmung zur 
deutsch-österreichischen Anerkennungs- 
politik vom Anfang der 90er Jahre ist das 
Schweigen über den Einsatz im KosovO- 
Krieg. Während die deutsche Friedens- 
bewegung in den 8Der Jahren, als 
Deutschland ohnehin an keinem Krieg 
sich beteiligen konnte, Hunderttausende 
mobiliserte, bleiben nun, wenN Deutsch- 
land Krieg führt und ın anderen Ländern 
seine Soldaten einmarschieren läßt, grö- 
Bere Protestkundgebungen Aus. 
Der Unterschied zwischen der Poiitik der 
Nachfolgestaaten des Dritten Reichs und 
der der USA liegt eben nicht nur darın, 
daß die einen den anderen zuvorgekom- 
men sind oder die einen die anderen 
mithineingezogen haben. Das schnelle- 
re Tempo und die aktıvere Rolle sind vor 
allem Ausdruck einer anderen ideologi- 
schen Konstellation, oder vielleicht ge- 
nauer ausgedrückt: eines anderer Ver- 
hältnisses von Bewußtsein und Unbe- 
wußtem: In Deutschland und Österreich 
bedurfte es offenkundig kaum einer Pu- 
blic relation Firma, die Briefings für 
Beamte, Journalisten, Kolumnisten und 
Kommentatoren und Vorbereitung von 
speziellem Hintergrundmaterial organl- 
sierte, um die Herrn Genscher und Mock, 
die Sozialdemokraten, Liberalen, Kon- 
servativen und Grünen, die Journalisten 
der Presse und des Fernsehens auf die 
antiserbische Politik einzustimmen; hier 
brauchte es keine TV-Werbekampagne, 
um die Bevölkerung für diese Politik zu 
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gewinnen. Hier schaltete man sich selbst 
gleich; hier fanden fast alle mit traum- 
wandlerischer Sicherheit ihre Bestim- 
mung, so als müßten sie nicht Selbst- 
zensur betreiben, da Selbstzensur hier als 
eigentliche Selbstverwirklichung betrie- 
ben wird. Hier genügen offenbar gemein- 
nützi ge Vereine wie die "Geselischaft für 
bedrohte Völker”, Parteien wie die Grü- 
nen und Zeitungen wie die taz, um zu 
fördern, zu bündeln und zu organisieren 
was ohnehin vorhanden ist. Und en 
liegt das Gespenstische. 
So unterscheiden sıch die Formen der 
psychologischen Kriegführung etwa zwi- 
schen jenem gemeinnützigen Verein, der 
1970 gegründet worden ist, und der ka- 
pitalistischen Public relation Firma: statt 
Werbespots Mahnwachen; statt der offe- 
nen Aussagen über Marktstrategien, wie 
sie von James Harff zitiert wurden, völ- 
kische Weltanschauung von Tilman 
Zülch, dem Gründer der “Gesellschaft 
für bedrohte Völker”; die Aktionen wer 
den nicht völlständig den Gesetzen des 
Warenverkehrs überlassen, sondern mit 
tels nationaler Selbstaufopferung gespon 
sert: ihre Kosten werden neben 
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Von der Nibelungentreue zur Nat 
partnerschaft und zurück u 
Auf diese Kontinuitäten, die Deutschland 
und Österreich seit der Nibelun Be 
des Ersten Weltkriegs - unter dem Motio 
Serbien muß sterbien” — verbinden. ist 
bereits hingewiesen worden. Vieles de 
psychologischen Kriegführung im 
Kosovo-Krieg, aber auch schon im Bos- 
nien-Konflikt, erinnert tatsächlich an den 


Beginn des Ersten Weltkriegs: vor allem 
eben jene automatische Bereitschaft der 
liberalen und linken Öffentlichkeit, sich 
gleichzuschalten. Aus seinem Staunen 
über diesen nationalen Automatismus hat 
Karl Kraus bekanntlich ein Drama ge- 
macht, “dessen Umfang nach irdischem 
Zeitmaß etwa zehn Abende umfassen 
würde”, und das eigentlich “einem Mars- 


theater zugedacht” ist. Was für ein Stau- 


nen. Die erstaunlichsten Szenen dieses 
Weltkriegsdramas sind allerdings nicht 
die, worin die Presse und die Journali- 
sten als Drahtzicher einer Verschwörung 
ımagıiniert werden, die das Volk verfüh- 
ren und in den Krieg heizen, sondern jene, 
die schlaglichtartig zeigen, wie die ver- 
schiedenen Gruppen der Bevölkerung 
ganz von allein bereit sind, sich freiwil- 
lig mit dem Staat identisch zu machen. 


Wie sagt doch der Wiener, der von einer. 
Parkbank seine Rede hält: “Mir führn ei- 


nen heilinger Verteilungskrieg führn mir 
.. Und darum sage ich auch - es ist die 
Pflicht eines jedermann, der ein Mitbür- 
gerscin will, stantape Schulter an Schul- 
ter sein Scherflein beizutragen. Dement- 
sprechend! Da heißt es sich ein Beispiel 
nehmen, jawohl! Und darum sage ich 
auch — ein jeder von euch soll 
zusammenstehn wie ein Mann. Daß sie’s 
nur hören die Feind, es is ein heilinger 
Verteilungskrieg, was mir führn. Wiar ein 
Phönix stehma da, den s’nicht 
durchbrechn wern, dementsprechend, mir 
san mir...” Die schwere Zunge des Wie- 
ners, der nicht nur vom Patriotismus be- 
rauscht ist, enthüllt unfreiwillig, daß es 
sich bei dem beschworenen Verteidi- 
gungskrieg um einen Verteilungskrieg 
handelt. Tatsächlich war dieser Krieg vor 
allem von der Linken und der Arbeiter- 
bewegung als Verteidigung imaginiert 
worden: Verteidigung der eigenen deut- 
schen Kultur, der selbst erkämpften, so- 
zialen Errungenschaften. Mit der Beru- 
fung auf den eigenen sozialen und kultu- 
rellen Standard und den sozialen Fort- 
schritt - heute wird das alles unter dem 
Begriff Menschenrechte zusammengefaßt 
und damit noch stärker von den realen 
Machtverhältnissen abstrahiert - ließ sich 
ım Ersten Weltkrieg der Burgfrieden her- 
stellen und der Angriff auf den Osten le- 
gitimieren, der als Hort von Reaktion und 
Barbarei identifiziert wurde. 

Aber der Schluß vom Ersten Weltkrieg 
auf die heutigen Kriege in Jugoslawien 
ist dennoch ein Kurzschluß: Zwischen 
beiden liegt der Nationalsozialismus, und 
er ist der eigentliche Referenzpunkt für 
das, was vor sich geht. Die Gesellschaft 
ın den Nachfolgestaaten des Dritten 
Reichs bewegt sich - wie Joachim Bruhn 


(Was deutsch ist, Freiburg 1994) sagt - 
auf dem Boden der Resultate, die der 
Nationalsozialismus geschaffen hat. Zu 
diesen Resultaten gehört eine besonders 
innige Beziehung zum Staat, gestiftet 
durch das kollektiv beschwiegene Fun- 
dament von Massenmord und Vernich- 
tungskrieg, die eben nach 1945 nirgend- 
wo revolutionär geahndet wurden - auch 
im Osten Deutschlands nicht und schon 
gar nicht in Österreich. In diesem Ver- 
brechen hat sich die Bevölkerung mit 
dem Staat in einer Weise vereinigt, die 
eine Satire selbst im Stil von Karl Kraus 
unmöglich macht. Diese lücken- und 
gnadenlose Vereinigung, die jede 
Totalitarismustheorie Lügen straft, lebt 
öffentlich und privat im Beschweigen 
ebenso wie im Gedenken fort und kon- 
stituiert das Bewußtsein der Staatsbür- 
ger. 

Während die amerikanische Public 
relation Firma ihre Hunderten von Wer- 
bespots gegen Serbien im Fernsehen aus- 
strahlen läßt, organisiert darum die deut- 
sche Gesellschaft für bedrohte Völker 
ihre Hunderten Mahnwachen mit beson- 
derer Vorliebe in den KZ-Gedenkstätten. 
Die stillgelegten Massenvernichtungsan- 
lagen werden hierzulande zunehmend als 
das nationale Massenmedium genutzt. 
Auch heute ist es also etwas Eigenes, 
Selbstgeschaffenes, auf das sich die na- 
tionale Einheit im Krieg bezieht — aber 
es ist etwas Negatives: Auschwitz dient 
zur Legitimation dafür, daß Deutschland 
sıch wieder an einem Krieg beteiligt, 
seine Machtsteilung innerhalb Europas 
und damit auch gegenüber den Vereinig- 
ien Staaten ausbaut. 


Ressentiment ist nicht Ressentiment 

Doch der Begriff der Legitimation trifft 
die Sache nicht, oder nicht ganz. Er trifft 
wieder nur den bewußten Anteil, die Sei- 
te der Intrige, der geplanten Aktion, der 
bewußt eingesetzten Propaganda. Es 
handelt sich aber im selben Maß um ei- 
nen inneren Zwang. Wenn Außenmini- 
ster Fischer, Kriegsminister Scharping 
und die deutschen und österreichischen 
Journalisten ununterbrochen davon ge- 
sprochen haben, daß die Serbische 
Sonderpolizei die SS und Milosevic Hit- 
ler sei und im Kosovo der Holocaust statt- 
finde, so ist dies zum einen Teil eine be- 
wußte Argumentationsstrategie - also 
reine Propagandamaßnahme und psycho- 
logische Kriegführung, wie sie ebenso in 
den Vereinigten Staaten oder in England 
und Frankreich stattfinden: Auschwitz als 
Metapher, beliebig gewordenes Argument 
für einen Kriegseinsatz, der einer augen- 
blicklichen Staatsräson entsprechen mag. 


Wenn zwei dasselbe tun, ist es aber nicht 
dasselbe. Sprechen Fischer, Scharping, die 
deutsche Bild-Zeitung wie die Österrei- 
chische Kronen-Zeitung von Hitler und 
Auschwitz, SS und Holocaust, ist es et- 
was anderes als wenn Clinton, Blair und 
Le Monde dies tun: Die deutschen und 
österreichischen Politiker und Journali- 
sten spekulieren nicht nur - psychologisch 
kriegführend - auf Ressentiments der 
Deutschen und Österreicher, sie sind sel- 
ber besessen davon, gehorchen einer Pro- 
jektion, der sie nicht Herr sind. Die seit 
den siebziger und achtziger Jahren von 
K-Gruppen und Friedensbewegung glei- 
chermaßen eingeübte Gleichsetzung der 
Nato-Partner unter dem Begriff des Im- 
perialismus oder schlimmer noch ihre 
Subsumtion unter den US-Imperialis- 
mus, verfehlt gerade diesen zwanghaf- 
ten Charakter, wie er der Kriegsführung 
bei den Erben des Dritten Reichs zu- 
kommt und zum unbewußten nationalen 
Surplus der deutschen Aggression ge- 
hört. Darin liegt nicht zuletzt die beson- 
dere Gefahr, die von den Nachfolgestaa- 
ten des Dritten Reichs ausgeht. Kenn- 
zeichnend für diese politisch funktiona- 
le Zwangsneurose ist übrigens auch, daß 
Fischer, sobald der Krieg beendet ist, 
sofort mit der Verdrängung beginnt, und 
ernsthaft behauptet - in der Zeir vom 
17.6.1999 -, jene Gleichsetzung nıe ge- 
macht zu haben. Mit dieser dynamischen 
Innerlichkeit mußte er rasch zum belieb- 
testen Politiker Deutschlands avanzieren. 
Der Antiamerikanismus des Kalten 
Kriegs und der Friedensbewegung der 
achtziger Jahre, der auf der Seite vieler 
Kriegsgegner einfach fortgesetzt wird, 
verdeckt zunehmend die spezifisch deut- 
schen Interessen innerhalb des Westens 
- Handkes Imagination einer Weit- 
verschwörung der “Internationalen”, dıe 
“nie ein Land im Sinn gehabt”, gegen 
die “kleinen Völker” ist dafür 
paradigmatisch - und’ nähert sich im 
schlimmsten Fall der extremen Rechten 
an, die eben auch “kein Blut deutscher 


Soldaten” im Kosovo vergießen möchte. 


Ist es Dummheit, Bequemlichkeit oder 
ein heimlicher nationaler Konsens, eın 


stilles Hoffen auf eine rein europäische W 
Kriegsunion, wodurch die linken Nato- 


Gegner nicht wahrhaben woilen, wie 
sehr die Nato sich verändert? Warum 
wird ignoriert oder nur am Rande regi- 
striert, daß die Nato es den Deutschen 
erlaubt, politische und militärische Macht 
zu akkumulieren; daß sıe ihrem ursprüng- 
lichen Auftrag, der da lautete: “Germans 
down”, mehr und mehr untreu wırd’ 

In seinem Buch Jenseits von Schuld und 
Sühne (2.Aufl. Stuttgart 1980) hat Jean 
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Ameiy sich und seinem deutschen Publi- 
kuin seine Ressentiments auf bemerkens- 
werte Weise bewußt geinacht: er versteht 
sie als die “subjektive Verfassung des 
Opfers”: “Hartnäckig trug ich Deutsch- 
iand seine zwölf Jahre Hitier nach, trug 
sie hinein in das industrielle ldyll des neu- 
en Europas und die majestätischen Hal- 
ien des Abendlandes ... Ich hegte meine 
Ressentiments. und da ich sie nicht los- 
werden kann, nech mag, muß ich mıt ih- 
nen leben und bin gehalten, sie jenen zu 
erhellen, gegen die sie sich richten.” Ge- 
nau das können die Deutschen und Öster- 
reicher nicht — sie hegen ihre Ressenti- 
ments, aber sıe können sie niemandem — 
am wenigstens sich selbst - erhellen, so- 
lange sıe sich positiv auf ihr Deutsch- und 
Österreichischsein beziehen. Denn ihr 
Ressentiment ist ein reaktiver Groll, der 
daher rührt, als Täter entlarvt worden zu 
sein. Ihre subjektive Verfassung als Op- 
fer ist Schuldumkehr. Damit ist das Res- 
sentiment von jeher der Stachei für ıhre 
wirtschaftlichen Leistungen nach 1945 


gewesen - und neuerdings eben auch für 
die Leistungen der Außenpolitik. 

Es ist also kein Zufall, daß Kroatien, 
Bosnien-Herzegowina und zuletzt die 
Albaner eine amerikanische Public Re- 
iation-Firma engagieren mußten, um die 
politische ©f£entlichkeit in den USA ge- 
gen die Serben und Milosevic einzustim- 
men, während in Deutschland und Öster- 
reich die Einstimmung auf die Kriegs- 
zie!e kaum notwendig war. Immer mehr 
bewährt sich die vergangene nationalso- 
zialistische Volks- und Verbrechens- 
gemeinschaft unbewußt als Referenz- 
punkt aktueller Politik. Die immer stär- 
ker schwankende Politik der USA jedoch 
hinterläßt zunehmend den Eindruck von 
Orientierungslosigkeit. Das verheißt 
nichts Gutes. 

Der Projektionsmechanismus, mit dem 
Deutschland in aller verfolgenden Un- 
schuld als kriegführende Macht in Aktı- 
on tritt, ist es, der die ganze Situation so 
gespenstisch erscheinen läßt, Das Phä- 
nomen ähnelt tatsächlich dem des 


Philosemitismus: im Dunkeln bleibt, was 
sich hinter dem guten Willen, hinter der 
zur Schau getragenen Moral der Men- 
schenrechte verbirgt, wie groß die Ge- 
fahr eigentlich ist, von wem konkret sie 
ausgeht. Systematisch all das mit Ausch- 
witz zu identifizieren, durch dessen Be- 
kämpfung sich Machtzuwachs erringen 
läßt, ist zur neuen deutschen Ideologie 
geworden. Und hier kann auch das Erbe 
der Kritischen Theorie ohne Schwierig- 
keit vereinnahmt werden: immerzu wäh- 
rend des Kosovo-Kriegs ist Adornos Dik- 
tum paraphrasiert worden, “alles einzu- 
richten, daß Auschwitz nicht sich wie- 
derhole.” 

Im Jahre 1945 schrieb Adorno aber auch 
folgendes — und damit ist eigentlich al- 
les auf den Punkt gebracht, was ich sa- 
gen wollte: “Ein Deutscher” — und hier 
ist der Österreicher zu subsummieren - 
“istein Mensch, der keine Lüge ausspre- 
chen kann, ohne sie selbst zu glauben.” 


Vom Täter zum Wohltäter 


“Ein Schlußstrich würde das Eingeständ- 
nis der Katastrophe bedeuten, das wür- 
de das Eingeständnis bedeuten, daß wir 
keinerlei Perspektive haben, daß die Ka- 
tastrophe endgültig ıst. Denn wenn es 
uns nıcht gelingt, aus der Vergangenheit 
fir heute und für die Zukunft Schlußfol- 
grungen zu ziehen, dann haben wir kei- 
re Zukunft.” — Dieses Zitat stammt aus 
ıner Radiosendung vom 14. Mai 1999. 
‘dam König, der dies sagte, ist als IG 
Farben-Zwangsarbeiter in Auschwitz- 
Monowitz gewesen. Er ist mit anderen 
zusammen Unterzeichner des Offenen 
Brieles der Überlebenden, der Anlass zu 
dieser Konferenz war. 
Das Bündnis gegen IG Farben, für das 
ıch hier rede, kämpft seit über zehn Jah- 
ren mit der Forderung nach Auflösung 


Die Abwehr von Entschädigungsforderungen ist auch eine 


deutsche Kontinuität. 


Referat von Philipp Schink, Bündnis gegen IG Farben 


der IG Farben und Verwendung des Ka- 
pitals zur Entschädigung ehemaliger 
Zwangsarbeiter/innen gegen den 
Schlussstrich. Dass wir unsere Aktıvitä- 
ten gegen die IG Farben mit Beginn des 
Bombardements Jugoslawiens vorerst 
ausgesetzt haben, hat seine Gründe in 
den veränderten Ausgangsbedingungen, 
mit denen eine dem Antifaschismus ver- 
pflichtete Kritik der deutsche Zustände 
— von denen der Bestand der IG Farben 
Ausdruck ist — seitdem konfrontiert ist. 


Die Geschichte der Entschädigung der 


Opfer Nazi-Deutschlands ist älter als die 
der BRD. Die ersten Entschädigungs- 
gesetze und -initiativen waren keine 
deutschen Projekte. Im Gegenteil: Sie 
wurden von der amerikanischen Militär- 
regierung erlassen. So ermöglichte z.B. 


das 1947 erlassene Rückerstattungs- 
gesetz erste Entschädigungen für geraub- 
tes Jüdisches Eigentum. Kleinere Geset- 
zesinitiativen folgten, bis es sechs Jahre 
später zu dem ersten größeren, vom Bun- 
destag angenommenen Abkommen be- 
züglich einer Entschädigung kam, dem 
“Luxemburger Abkommen”. Dieses Ab- 
kommen, vom Deutschen Bundestag 
widerwillig im März 1953 angenommen, 
legte u.a. erste sogenannte Wiedergutma- 
chungen für Israel fest und war sowohl 
dort als auch in Deutschland heftig um- 
stritten; wenn auch aus völlig unter- 
schiedlichen Gründen. 

Dieses Abkommen war das Ergebnis ei- 
nes langen, harten Kampfes, den Vertre- 
ter des jüdischen Weltkongresses, der 
Conference on Jewish Material Claims 


against Germany (Claims Conference) 
und Israels gegen die deutsche Regierung 
führten. Am Ende dieses Kampfes stand 
die Vereinbarung, dass die BRD 3 Milli- 
arden DM an den israelischen Staat so- 
wie 500 Millionen DM an die Claims 
Conference zahlen musste. Deutschland 
bewosg allein strategisches Interesse so- 
wie massiver Zwang zu der Annahme des 
Abkommens. Nur dieser Mischung aus 
eigenen Interessen und externem Druck 
ist es zu verdanken, wenn in der Ge- 
schichte der BRD überhaupt Entschädi- 
gungen gezahlt wurden. Nicht im An- 
satz wurden bei Verhandlungen oder gar 
in Verträgen Einsicht in die Urheber- 
schaft der NS-Verbiechen eingestanden. 
Im Gegenteil, das Auftreten Deutsch- 
lands bei diesen und weiteren Verhand- 
lungen zeugte von einem ungebrochenen 
Antisemitismus, welcher sich nur, da er 
seiner militärischen Mittel beraubt war, 
bändigen licß. Am 21.März 1953 began- 
nen die offiziellen Verhandlungen im 
niederländischen Den Haag. Als Ort war 
von den Deutschen der chemalige Amts- 
sitz des Reichskommissars für die besetz- 
ten Niederlande, Arthur Seyss-Inquart, 
bestinmt. Auf Druck des Bundesfinanz- 
ministers Fritz Schäffer, sowie Adenau- 
ers finanzpolitischem Berater Hermann 
Josef Abs war der Verhandlungsspiei- 
raum von Anfang an minimal. 


Schäffer wurde 1945 von der US - ame- 
rikanıschen Militäradministration als 
erster bayerischer Ministerpräsident ein- 
gesetzt, als jedoch bekannt wurde, dass 
dieser schon 1922 als antisemitischer 
Heizredner aufgetreten war und seine 
Regierung überwiegend aus alten Nazis 
bestand, wurde er seines Postens entho- 
ben. Die US - Militärregierung warf ihm 
vor, In seinem gesamten politischen Le- 
ben ein Sympathisant und Förderer des 
Nationalsozialismus gewesen zu sein und 
das Entnazifizierungsprogramm obstru- 
ıert zu haben. In einem 1947 von ihm 
selbst eingeleiteten Verfahren wurde er 
von diesen Beschuldigungen - wer hätte 
das erwartet - freigesprochen. 1949 wur- 
de er dann Finanzminister im ersten 
Kabinett Adenauer und blieb bis 1957 
in diesem Amt. Danach war er bis zu 
seiner Pensionierung Bundesjustizmini- 
ster. Hermann Josef Abs war während der 
Nazızeit Vorstandsmitglied der Deut- 
schen Bank. saß seit Anfang Februar 
1941 ım Aufsichtsrat der IG Auschwitz, 
als mıt dem Bau des IG Farbenwerkes in 
Monowitz die Ausdehnung des KZ 
Auschwitz begann. Schon vorher hatte 
er sich bei der “Arisierung” von Banken 
und Firmen jüdischer Besitzer einen 


Namen gemacht. Bei den Verhandlungen 
wollte Abs Israel mit der Stiftung eines 
Krankenhauses abfinden. Schäffer war 
grundsätzlich gegen Verhandlungen mit 
Israel, da es sich seiner Auffassung nach 
als unmöglich erweisen würde, “die hoch 
gespannten Erwartungen des Welt- 
Judentums zu erfüllen”. Diese antisemi- 
tischen Äußerungen waren im Ausland 
Anlass heftiger Reaktionen, in Deutsch- 
land hingegen wurden sie begrüßt. 
Israel befand sich zu dieser Zeit in einer 
finanziell schwierigen Lage. Diese Situa- 
tion wurde von Deutschland ausgenutzt, 
die Verhandlungsstrategie stand fest: 
Man bot lächerlich geringe Summen zur 
Entschädigung an, wobei dieses Unter- 
fangen von heftigsten antisemitischen 
Ausfällen begleitet wurde. 

Am 25. März 1952 wies der Bundesfi- 
nanzminister Schäffer alle Oberfinanz- 
direktionen an, die seit 1945 “von Juden 
begangenen Devisenzuwiderhandlun- 
gen” und die von Juden seit der Wäh- 
rungsreform von 1948 bewirkten “Ver- 
kürzungen der Zoll- und Verbrauchssteu- 
ern” zu berechnen. Gemeint waren damit 
sogenannte Schwarzmarktgeschäfte in 
den “Displaced Persons” - Lagern, in de- 
nen u.a. der Shoah entkommene Juden 
und Jüdinnen untergebracht worden wa- 
ren. Am 12.Mai 1952 verkündete Schäf- 
fer, dass die Untersuchung erbracht habe, 
“dass die Juden ... einen Gesamischaden 
von 10 Milliarden DM verursacht haben.” 
Wer damit in wessen Schuld stehe, sei zur 
genüge ersichtlich. Die Verhandlungen 
kamen schließlich zu dem oben genann- 
ten Ergebnis, was vor diesem Hinter- 
grund ein Erfolg war. Die sogenannte 
Wiedergutrnachung war eine lästige, von 
den Siegern verordnete Verpflichtung. 
Daneben stand das manifeste Interesse 
Westdeutschlands in den Kreis westlicher 
Staaten, so z.B. auch in die NATO, auf- 
genommen zu werden. 

Bei einer Beurteilung der Entschä- 
digungsdebatte Anfang der 1950er Jahre 
sollte man sich hüten, den Deutschen 
Bundestag, der das Abkommen schließ- 
lich ratifizierte, als repräsentativ für die 
westdeutsche Gesellschaft zu begreifen. 
In dieser Beziehung, gerade auch, da stra- 
tegische Absichten eine große Rolle spiel- 
ten, warer der Restbevölkerung weit vor- 
aus. Der Bundestag fungierte somit als 
das dürftige Gewissen einer Nation, wel- 
che keines hatte. Nach dem “Luxembur- 
ger Abkommen” folgten noch eine Reihe 
weiterer kleinerer und größerer Gesetze 
bezüglich einer etwaigen Entschädigung 
von Opfern des deutschen Faschismus. 
Mit dem Bundesentschädigungsgesetz 
vom Juni 1956 nahm der westdeutsche 


Staat dann die bis heute weichenstellende 
Abrechnung mit diesem deutschen Fa- 
schismus vor. 

Die bis dahin geltende Gesetzgebung war 
so konzipiert, dass sie es Ämtern und 
Gerichten ermöglichte unter allen mög- 
lichen Vorwänden Anträge auf Entschä- 
dıgung abzulehnen oder zu verschlep- 
pen. Zudem verlangten die deutschen 
Behörden unzumutbares von den 
AntragstellerInnen: Von einem’'siebzehn- 
jährigen Mädchen z.B., welches als ein- 
zige ihrer Familie Auschwitz überlebt 
hatte, wurde verlangt mindestens zwei 
Zeugen anzuführen, die die Lagerhaft der 
damals siebenjährigen bestätigen sollten; 
ein Mann, der lange in Schutzhaft war, 
wurde aufgefordert, die Namen der 
Gefängnisbeamten zu ermitteln, usw. 
usf.. Weigerten sich die Opfer solchen 
Aufforderungen nachzukommen, oder 
konnten sie Verlangtes nicht erbringen, 
wurden ıhre Anträge abgelehnt. So er- 
gab sich ein Muster, das bis heute Be- 
stand hat: Im Land der Täter, vor Trıbu- 
nalen der Täter müssen die der Vernich- 
tung Entronnenen Beweise dafür liefern, 
dass sie auch wirklich entronnen sind, 
und wer die Täter sind. So zeugt dieses 
Procedere von dem Verhältnis, das die 
Deutschen zu den Überlebenden hatten: 
auf der einen Seite bedauerte man nicht, 
was man ihnen angetan hatte, auf der 
anderen Seite unterstelite man ihnen 
pauschal, sie seien Betrüger. Dieses Ver- 
halten der Deutschen !ässt eigentlich nur 
die Schlüsse zu, dass hier entweder die 
Existenz von Auschwitz bestritten wur- 
de, oder aber, was wahrscheinlicher ıst. 
man nicht glauben wolite, dass es trotz 
der deutschen Perfektion Überlebende 
gegeben hatte. 


Diese Verzögerungstaktik kam für dıe 
älteren Verfolgten einer Ablehnung 
gleich. Viele starben während der Bear- 
beitung ihrer Anträge. Das auf dieser 
Entwicklung basierende Bundes- 
entschädigungsgesetz von 1956 doku- 
mentiert hinsichtlich des Willens, die 
überlebenden Opfer nicht zu entschädi- 
gen, keine wesentliche Änderung, brach- 
te aber trotzdem einige geringfügige Ver- 
besserungen. 

So wurden beispielsweise die Wohnsitz- 
und Stichtagsvoraussetzungen geringfü- 
gig erweitert sowie die Höchsigrenze für 
Leistungen bei Schäden an Eigentum 
und Vermögen erhöht. 

Als Zeichen des guten Willens wurde 
folgende Präambel dem Gesetz vorange- 
stellt: “In Anerkennung der Tatsache, daß 


Personen, die aus Gründen politischer 


Gegnerschaft gegen den Nationalsozialiıs- 
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mus oder sus Gründen der Rasse, des 
Haudens öucr der Weltanschauung un- 
ter der nationalsozialisuischen Gewalt- 
hherrschaft verfoigi worden sind, Unrecht 
eschehen ist, (...), nat der Bundestag (...) 
das nachstehende Gesetz beschiössen.” 
Das war alles, was sich das “Gewissen 
der Nation” abrıngen konnte: den Ver- 
folgten, den Abermillioneri von Deutsch- 
jand Ermordeten war Unrechi geszhe- 
hen, mehr nicht. Unrecht, wie es eben 
so oft und mannigfaltig in der Welt ge- 
schieht. 
Demnach knauserte man auch nicht beı 
der Entschädigung, es herrschte schließ- 
lich Wirtschaftswunder: Wenn Überle- 
bende mühsam nachweisen konnten, daß 
sie einen sogenannten Freiheitsschaden 
erlitten hatten, bekamen sie für jeden 
Monat Freiheitsentzug 150 DM, 5 DM 
pro Tag. 
Foiscnde Gruppen wurden von Anfang 
an aus dem Bundesentschädigungsgesetz 
ausgeschlossen: Diejenigen, die im Aus- 
land von den deutschen Mordkomman- 
dos heimgesucht worden waren, und, da 
sie in ihren Heimatländern geblieben 
waren, nicht die im Gesetz vorgesehe- 
nen Wohnsitzvoraussetzungen erfüllten. 
D.h. alle französischen, belgischen, hol- 
Jändıschen, dänischen, norwegischen, 
griechischen, jugoslawischen, italieni- 
schen, polnischen, tschechischen, rumä- 
nıschen und russischen Juden und Jüdin- 
nen. Die Angehörigen der Widerstands- 
bewegungen in den jeweiligen Ländern, 
Polen und Russen, insbesondere russi- 
sche Kriegsgefangene, welche als soge- 
nannte Untermenschen auch Opfer der 
NS-Ausrottungspolitik wurden. Des- 
weiteren die Zwangsarbeiter und 
Zwangsarbeiterinnen allgemein, die 
Zwangssterilisierten, die sogenannten 
Gemeinschaftsfremden, die Kommuni- 
stinnen und Kommunisten, die Sinti und 
Roma sowie Schwule und Lesben. 


Die Zwangsarbeiter/innen wurden nur 
dann nach dem Bundesentschädigungs- 
gesetz entschädigt, wenn sie auf dem 
Territorium des deutschen Reichs von 
1937 lebten. Denen, auf die diese Bestim- 
mung nicht zutraf, also fast allen, wurde 
unter Hinweis auf das Londoner 
Schuldenabkommen beschieden, sie wür- 
den nichts bekommen, da es sich um 
Reparationsforderungen handele und 
deren endgültige Regelung bis zum 
Abschluss eines Friedensvertrags noch 
aussiche. 

Roma und Sınti, welche nach den Krite- 
rıcn des BEG zum Kreis der Anspruchs- 
berechtigten zählten, wurden weiterhin zu 
Krıminellen erklärt. Der Bundesgerichts- 


hof kam Anfang 1956 zu dem Ergebnis, 
dass bei ihnen von einer rassistischen 
Verfolgung erst ab 1943 - der Deporta- 
tion nach Auschwitz — auszugehen sei. 
Die Verfolgung in den Jahren zuvor, hät- 
te ihrz Gründe in den “asozialen Eigen- 
schaften der Zigeuner” gehabt. Zudem 
könne angenommen werden, daß die De- 
portationen 1940 — 1943 nur eingeleitet 
worden seien, “um allgemein die Mög- 
iichkeit der Spionage zu unterbinden.” 


Nach 8 7 des Gesetzes erhielten die Über- 
lebenden, die bei ihrem Antrag “vorsätz- 
lich oder grob fahrlässig unrichtige oder 
irreführende Angaben” machten, eben- 
falls keine Entschädigung. Dankbar grif- 
fen Ämter und Gerichte diese Möglich- 
keit auf und wandten den Paragraphen 
selbst bei kleinen Ungereimtheiten, etwa 
leichten chronologischen Unstimmigkei- 
ten, an. Der amerikanische Rechtsanwalt 
Milton Kestenberg nannte deswegen den 
$ 7 treffenderweise einen “Straf- 
paragraphen”. es 
Eine der größten Härten des Bundes- 
entschädigungsgesetzes waren jedoch 
seine Ausschlussfristen. Zunächst 
mussten alle Anträge des am 29. Juni 
1956 verabschiedeten Gesetzes bis zum 
i. Oktober 1957 eingereicht werden. 
Später wurde diese Frist generöser Wei- 
se um sechs Monate verlängert. Viele NS 
- Verfolgten haben niemals einen Antrag 
auf Entschädigung gestellt, durch die 
kurzen Antragsfrisien wurde ihnen das 
unmöglich gemacht. Sei es, dass sie nie 
über die Fristen in Kenntnis gesetzt wor- 
den sind, sei es, weıl sie eine Retrau- 
matisierung fürchteten. Nach eine Unter- 
suchung des Psychiaters Paul Matussek 
war ein Hauptmotiv der Nicht-Antragstel- 
ler/innen die Furcht vor einem Wieder- 
aufbrechen der zugefügten Wunden. Zu- 
dem hielten einige von ihnen es an sich 
für bedenklich, Geld von den Deutschen 
anzunehmen, da man ihnen damit nur er- 
mögliche, den NS von sich zu schieben. 
Das Verfahren allein würde bedeuten, 
sich auf die ehemaligen Verfolger einzu- 
lassen und bei der eventuellen Bewilli- 
gung einer möglichen Rente auf sie an- 
gewiesen zu sein. 
Bis zu der Einführung des Bundes- 
entschädigungsgesetzes bestand die Ar- 
gumentation zur Verhirderung von Ent- 
schädigungszahlungen bei Zwangsarbeit 
darin, den AntragstellerInnen mitzutei- 
len, sie kämen zu früh: Die Entschädi- 
gung der ehemaligen Zwangsarbeiter/ 
innen müsse laut Londoner Schuldenab- 
kommen vom 27. Februar 1953 ein Frie- 
densvertrag regeln, bis dahin sehe man 
keine Verpflichtung zu Zahlungen. Dass 


es diesen Friedensvertrag, der die Ansprü- 
che ehemaliger Zwangsarbeiter/innen re- 
geln würde, nie gab und geben wird, ist 
spätestens nach dem Niedergang der DDR 
und dem Bruch des “Vier plus Zwei”- 
Vertrages durch die rotgrüne Regierung 
offensichtlich. 

Waren die Kläger/innen jedoch ehema- 
lıge Zwangsarbeiter/innen aus Deutsch- 
land, so fand die Argumentation mit dem 
Londoner Schuldenabkommen auf sie 
keine Anwendung. Dass diese Gruppe 
trotzdem mit leeren Händen aus Prozes- 
sen herausging, lag in der Auffassung der 
Rechtsprechung begründet, die Ansprü- 
che der Kläger/innen seien verspätet gel- 
tend gemacht worden und damit verjährt. 
Mit dem Auslaufen der minimalen An- 
tragsfristen des Bundesentschädigungs- 
gesetzes sekundierte fürderhin also dıe- 
se Begründung bei einer Verweigerung 
von Zahlungen. Nun waren dıe Zwangs- 
arbeiter/innen nicht mehr nur zu früh, 
sondern auch noch zu spät gekommen, 
die Fristen waren abgelaufen. Und ge- 
nau diese Argumentation bringt die Per- 
fidie Deutschlands im Umgang mit 
Entschädigungsforderungen auf den 
Punkt: Man konnte zu früh kommen, 
man konnte zu spät kommen, nur zur 
rechten Zeit konnte man niemals kom- 
men. Dieses Ansinnen wäre auch aufge- 
gangen, hätte es nicht den langen und 
erbitterten Kampf der Opfer gegen ihre 
einstigen Schinder gegeben. 


Die meisten Kämpfe, die ehemalige 

Zwangsarbeiter/innen gegen deutsche 

Firmen führten, endeten mit der erneu- 

ten Demütigung der Kläger/innen. In 

einem einzigen Fall ist es bisher einem 

chemaligen Zwangsarbeiter/innen gelun- 

gen, vor einem deutschen Gericht Ent- 

schädigungsansprüche für Zwangsarbeit 

einzuklagen. 

1965 erhob Adolf Diamant vor dem 

Landgericht Braunschweig Klage gegen 

die Firma Büssing. 1944 aus dem Ghet- 

to Lodz nach Auschwitz - Birkenau de- 

portiert, war er dort von der Firma 
Büssing ausgesucht worden, um für sie 
in Braunschweig bei der Herstellung von 
LKWs Sklavenarbeit zu verrichten. Dia- 
mant forderte eine Entlohnung für die 
geleistete Zwangsarbeit und die beklag- 
te Firma kooperierte, indem sie ihm ein 
Zeugnis über seine Beschäftigung aus- 
stellte. Hieraufhin erkannte das Landge- 
rıcht Braunschweig den Entschädi gungs- 
anspruch auf den vorenthaltenen Lohn 
an. Adolf Diamant gewann den Prozess, 
und trotzdem wurde ihm ins Gesicht ge- 
spuckt: Nach sorgfältiger Berechnung 
seitens Büssings und des Gerichts hatte 


Diamant 1.778 Arbeitsstunden lang 
Zwangsarbeit geleistet. Den Lohn legte 
das Landgericht auf 1 Reichsmark pro 
Arbeitsstunde fest, was einen Betrag von 
1.778 RM ergab. Diese Summe rechnete 
das Gericht laut Währungsreform von 
1948 10:1] um, womit Adolf Diamant 


177, 80 DM blieben. Außer der Farce 


einer verspäteten Lohnzahlung erhielt er 
nichts von Büssing, weder für die stän- 
dige Todesangst noch für die Mißhand- 
lungen, auch nicht für die Haft als sol- 
che. Alle anderen Klagen ehemaliger 
Zwanesarbeiter/innen wurden 
letztinstanzlich abgewiesen, oder ende- 
ten eünstigstenfalls in außergerichtlichen 
Einieungen, in denen die Kläger/innen 
weit weniger erhielten als gefordert. 


Weeweisend für solche außergerichtli- 
chen Einigungen und für die deutsche 
Wirtschaft und Politik war das sogenann- 
te Wollheim-Abkommen. Norbert 
Wollheim war Häftling im KZ Ausch- 
witz gcwesen und seit 1943 Zwangsar- 
beiter im Bunawerk der I.G. Farben- 
industrie AG Monowitz. Im Nürnberger 
Prozeß segen 23 Vorstandsmitglieder der 
IG Farben trat er als Zeuge auf. Der Pro- 
zeß endete mit einem Freispruch von 14 
Vorstandsmitgliedern, lediglich fünf der 
neun Verurteilten wurden zu Gefängnis- 
strafen verurteilt. Zu Beginn des Jahres 
1951 waren auch diese wieder auf frei- 
em Fuß. Wollheim war entsetzt über das 
milde Urteil und die frühe Freilassung 
der IG Farben-Leute, er beschloss, die 
Firma für das ihm und anderen Angetane 
zur Rechenschaft zu ziehen. Als Entschä- 
digune für die Zwangsarbeit klagte er 
nun von IG Farben gerichtlich 10.000 
DM cın. 

Damit keine Mißverständnisse aufkom- 
men: Wollheim stellte bewusst eine so 
gerinee Summe als Forderung auf, um 
die Gerichtskosten so gering wie mög- 
lich zu halten, musste man doch einen 
Prozesskostenvorschuss bei der Einrei- 
chung einer Klage beim Landgericht 
zahlen. 

Im folgenden Prozeß behaupteten die IG 
Farben-Leute, daß sie vom Deutschen 
Reich zur Beschäftigung von Zwangsar- 
beiter/innen gezwungen worden seien. 
Somit falle alles, was auch immer den 
Zwangsarbeiter/innen angetan worden 
sel, In die Verantwortung der NSDAP, 
des Deutschen Reichs im weitesten Sin- 
ne oder aber der SS. 

Hiermit brachte IG Farben eine Argu- 
mentatıon hervor, die zukünftig von al- 
len betroffenen Firmen vorgebracht wer- 
den sollte. Die Verantwortung hätte da- 
mals beim Deutschen Reich gelegen und 


liege demnach jetzt bei der Rechtsnach- 


 folgerin BRD. Dies brachte, selbst wenn 


im Anschluß Klage gegen die BRD er- 
hoben worden wäre, keinerlei rechtlichen 
Vorteile für die ehemaligen Zwangsarbei- 
ter/innen. Im Falle einer Klage wäre be- 
quem‘darauf verwiesen worden, dass die 
Klage aufgrund des Londoner Schulden- 
abkommens leider zu früh eingereicht 
worden sei. 

An sich ist diese Figur in Deutschland 
nichts Neues. Nach der militärischen 
Niederlage Nazi - Deutschlands hatten 
die Deutschen sich zur genüge dieses 
Schemas bedient: Nazi war niemand, 
sondern immer alle anderen, und da diese 
natürlich auch alles weit von sich wie- 
sen, war ergo niemand Nazi gewesen. 
Allein der Umkehrschluss wäre treffend 
gewesen, doch diesen zog in West- 
deutschland kaum jemand. 


Diesem Schema verpflichtet, hielten es 
auch die deutschen Unternehmen und die 
Bundesregierung so: Man schob die Ver- 
antworlung hin und her, in der Sicher- 
heit, dass es in Deutschland doch nie zu 
einer Erzwingung von Entschädigungs- 
zahlungen kommen würde. 

Während des Prozesses stellte IG Far- 
ben sich als eigentliche Wohltäterin der 
Z.wangsarbeiter/innen dar, habe sie doch 
schließlich via zusätzlicher Suppe und 
Arveit die Zwangsarbeiter/innen vor der 
Vernichtung bewahrt. 

Norbert Woliheim gewann 1953 in der 
ersten Instanz den Prozeß gegen die IG 
Farben. Das Urteil des Landgerichts 
Frankfurt/Main wurde jedoch nicht 
rechtsgültig, da IG Farben Revision ein- 
gelegt hatte. Zeitungsberichte über 
Wollheims Erfolg ermutigten weitere 
Buna — Überlebende in der Hoffnung, 
ebenfalls eine Entschädigung erkämpfen 
zu können. 

Hinter den IG Farben stand jedoch die 
gesamte deutsche Industrie, die befürch- 
tete, dass durch einen Sieg Wollheims 
ein Präzedenzfall geschaffen würde. Da 
es extrem unwahrscheinlich war, dass 
das Urteil des Frankfurters Landgerichts 
auch ın höherer Instanz Bestand haben 
würde, und da IG Farben zur Abwehr 
eines Präzedenzfalls einen Kompromiß 
anboten, kam es zu außergerichtlichen 
Verhandlungen. Ein weiterer Grund, der 
IG Farben bzw. der deutschen Industrie 
eine Kompromißlösung nahelegte, wa- 
ren deutsche Bestrebungen, in den USA 
während des Krieges enteignetes Kapital 
zurück zu erhalten. Obwohl die Bundes- 
regierung nach dem Krieg einwilligte, 
diese Vermögenswerte nicht zurückzu- 
fordern, klagten eine Reihe von Firmen 


und Einzelpersonen, unter ihnen IG Far- 
ben selbst. Käme es nicht zu einer gütli- 
chen Einigung der IG Farben mit Nor- 
bert Wollheim, so wurde befürchtet, gäbe 
es einen Aufschrei der öffentlichen Mei- 
nung in den USA und die Restitutions- 
ansprüche könnten beerdigt werden. 

Nach langen und äußerst zähen Verhand- 
lungen kam es am 6. Februar 1957 zu 
einem Abkommen, in dem vereinbart 
wurde, daß eine Summe von 30 Millio- 


nen DM seitens der IG Farben für die : 


Entschädigung von ehemaligen Zwangs- 
arbeiter/innen gezahlt werde. 

Das Abkommen enthielt den Passus, dass 
IG Farben an den “damaligen Gescheh- 
nissen” — gemeint war die Vernichtung 
durch Arbeit — rechtlich nicht verant- 
wortlich gewesen sei. Der verhandelnde 
Ligiudator Schmidt erklärte dazu, dies 
schulde das Unternehmen dem Ruf der 
deutschen Industrie. 


Das Abkommen sah vor, daß diesbezüg- 
liche Ansprüche gegen IG Farben bis 
zum 31. Dezember 1957 geltend gemacht 
werden mußten, danach wurden sie hin- 
fällig. Rund 6.500 ehemalige Zwangsar- 
beiter/innen der IG Auschwitz erhielten 
so eine einmalige Entschädigung zwi- 
schen 2.500 und 5.000 DM. Diese be- 
scheidene Regelung, welche immer 
noch Tausende von ehemaligen IG Far- 
ben-Zwangsarbeiter/innen ohne Ent- 
schädigung ließ, musste unter Aufbie- 
tung aller Kräfte erkämpft werden. IG 
Farben ließen während der Verhandlun- 
gen nichis unversucht, die ursprünglich 
geforderte Summe von 100 Millionen 
DM zur Entschädigung von ca. 10.000 
Überlebenden zu drücken. So wurde u.a. 
ständig versucht, jüdische Überlebende 
gegen nichtjüdische auszuspielen, wur- 
den PR-Agenturen beauftragt die Posi- 
tionen der IG Farben als humanitäre 
Glanzleistung darzustellen usw. usf.. 
Auch nach dem Abschluss des Abkom- 
mens griffen die IG Farben immer wıe- 
der :in die Verteilung der 
Entschädigungsgelder ein: So interve- 
nierten sie massiv, als Überlebende, die 
weniger als sechs Monate in Auschwitz- 
Monowitz gelitten hatten, 2.500 statt nur 
1.500 DM erhalten sollten. Polnische 


'Zwangsarbeiter/innen, die ebenfalls ge- 


gen IG Farben klagten, wurden wieder 
mit dem Hinweis abgewiesen, sie kämen 
zu früh, weil: Londoner Schuldenab- 
kommen. 

Die bis hierhin angedeuteten 
Argumentationsmuster zur Abwehr von 
Entschädigungsforderungen haben sich 
zum großen Teil bis heute nicht verän- 
dert. Diejenigen, die ım Auftrag der Bun- 
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desregierungen die Entschädigungs- 

+ und die Ver- 
Handlungen mit den Opfern des deutschen 
Faschismus führten, waren fast alle Na- 
ziıs und Antisemiten. 
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Fxempniarisch ich im Folgenden 
noch kurz auf Ernst F&eaux de la Croix 
obersten deutschen Be- 
amten für Wiedergutmachung und offi- 
ziellen Geschichtsschreiber der Runcdss- 
republik in Sachen Entschädigung. In 
Feaux de la Croix fand die Bundesrcpu- 
blık jemanden, der prädestiniert war für 
die Vertretung deutscher Interessen: sei- 
nes Zeichens Volkswirt und promovier- 
:er Jurist war er im Dritten Reich solider 
Mitielbau. Zuständig für “terminologi- 
sche Angelegenheiten” sorgte er dafür, 
wic Todesmeldungen von französischen 
Häftlingen aus dem KZ Dachau auf völ- 
kerrechtlich korrekte Weise an das Vichy 
- Regime zu übermittelt seien; er war 
Mitelied ım Ausschuß für Völkerrecht 
der Akademie für Deutsches Recht, wo 
er beeriffliche wie auch juristische Vor- 
arbeit für dıe NS Besatzungs- und 
Volksiumspolitik leitete. Feaux de la 
Croix war maßgeblich an alien 
Enstchungsphasen der Entschädigungs- 
gesetze beteiligt. 1985 betätigte er sich 
dann ın einer regierungsamtlichen Pu- 
biıkation als Geschichtsschreiber zur 
Entschädigungsfrage. Diese Darstellung 
dokumentiert die Herangehensweise der 
Bonner Ministerialbürokratie. Zahlrei- 
che Zitate belegen die oben genannte 
Zhese der antisemitischen Beweggrün- 
de: "Welche Rolle das Probiem der Wie- 
Gergutmachung bei den alliierten Bera- 
tungen über ein Besatzungsstatut gespielt 
hal, ıst bis heute nicht zu ermitteln. Si- 
cher ıstnur, dass das Judentum auf allen 
nur denkbaren Wegen versuchte, der 
Wiedergutmachung einen Platz im kom- 
menden Besatzungsstatut zu verschaf- 
fen. — "Die spätere Haltung der großen 
Alliierten zur jüdischen 
Wicdergutmachungsforderung (...) läßt 
vielmehr vermuten, dass man auf alli- 
jericr Seite einem jüdischen Reparations- 
anspruch skeptisch, wenn nicht sogar 
abiehnend gegenüber stand. Die Juden- 
schaft ließ jedoch nicht locker.” — “Drei 
jüdische Grundbedingungen stellten sich 
heraus: Die Anerkennung der Verant- 
wortung des deutschen Volkes für die NS 
— Verbrechen, die Erklärung einer Bereit- 
schalt zur materiellen Wiedergutma- 
chung, eine deutsche Einladung an Isra- 
cl und an das Weltjudentum zur Aufnah- 
me von Gesprächen. Nach grundsätzli- 
cher Annahme dieser Punkte durch Ade- 
nauer wurde in langwierigen Erörterun- 
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gen — wieder unter ständiger Mitprüfung 
in Jerusalem und in den Zentralen der jü- 
dischen Verbände - der Inhalt einer von 
Adenauer abzugebenden Erklärung fest- 
gelegt.” - “Die Bedeutung dieser Begleit- 
musik zu den Erörterungen war im übri- 
gen auch auf dem Hintergrund einer im 
März 1952 in Tel Aviv organisierten 
Massenkündgeb5üng ZU sehen, in der un- 
ter erneuter Ablehnung aller Gespräche 
mit Deutschland ein Racheeid für die Er- 
mordung von 6 Millionen Juden ge- 
schworen worden wäi.” 

Ais Absender einer Briefbombe, die der 
deutschen Delegation bei den Verhand- 
lungen mit Israel in Den Haag zuging, 
sieht dann Feaux de la Croix auch "ex- 
treme jüdische Gruppen”. In den Augen 
derer, die Deutschland in Sachen Ent- 
schädigung vertraten, wurden gie DEUF 
schen Opfer des “Weltjudentums , wel- 
ches in Tateinheit mit der “jüdischen 
Presse” und der “Judenschaft” die “Welt- 
meinung lenkt(e)”, dabei Racheeide ge- 
gen die unschuldigen Reutschen 
schwörte, welche sie dann aus ihren 
“Zentralen” hinaus auch gleich umsetz- 
te, indem sie Deutschland mit Bomben- 
terror überzöge. F&aux de la Croix, der 
dies im Auftrag der Bundesregierung 
schrieb, war die graue Eminenz der 
Entschädigungsregelungen in den drei 
Jahrzehnten nach dem Ende des Natio- 
nalsozialismus. Was seine Schrift kolpor- 
tiert, ist bezeichnend für die Haltung 
Deutschlands gegenüber den Überleben- 
den. Verfolgt man die Eintschädigungs- 
debatte, so erhält man den Eindruck, als 
sei nicht Deutschland, der Nationalso- 
zialismus, angeklagt, sondern die Opfer. 
Der ihnen gemachte Vorwurf besteht 
darin, dass sie Überlebende sind, denn 
durch ihr bloßes Entkommen sein wird 
Deutschland jedesmal an das Scheitern 
seiner Ambitionen erinnert. Dass man ın 
Deutschland dieses nicht verzeiht, beka- 
men die Überlebenden, welche versuch- 
ten um ihr Recht zu kämpfen, nur allzu 
deutlich zu spüren. 


Die Entschädigungsregelungen der 
1950er und 1960er Jahre waren Manife- 
stationen einer Kontinuität zwischen 
dem NS und dem “neuen Deutschland”. 
Anstelle einer Solidarität mit den Über- 
lebenden gab es für sie nur den geball- 
ten Haß der gedemütigten Volksgemein- 
schaft. Bis auf einige wenige Antifaschi- 
sten/innen übte man in der BRD Solıda- 
rität nur mit den sogenannten Heimat- 
vertriebenen oder den “unterdrückten 
Massen in der Sowjetischen Besatzungs- 
zone”. 

Die Geschichte der Entschädigungs- 


debatte in Westdeutschland lässt sich so 
wie eine lange Variation des Themas 
“postnazistischer, deutscher Seelen- 
haushalt” lesen: mal auftrumpfend, mal 
weinerlich, mal aggressiv und parano- 
id; in einem glich sich die Psyche der 
Deutschen immer: sie war stets gnaden- 
los. Mit dem Abschluß des Londoner 
Schuldenabkommens, dem “Luxembur- 
ser Abkommen” und dem Bundes- 
entschädigungsgesetz fühlte sich 
Deutschland vor weiteren 
Entschädigungsforderungen sicher. So 
sicher, daß Bundeskanzler Ludwig Er- 
hard in seiner Regierungserklärung 1965 
die Nachkriegszeit für beendet erklärte, 
Der Abschluss eines Friedensvertrags, 
welcher auch Zahlungen an bisher aus- 
geschlossene Opfer des NS regeln müß- 
te, war nicht in Sicht. Zudem hoffte man 
in Deutschland, dass, wenn es doch ir- 
gendwann dazu käme, sowieso alle An- 
spruchsberechtigten gestorben seien. 


1989 ff. schien es, als durchkreuzte die 

deutsche Wiedervereinigung und der 

Zusammenbruch der Sowjetunion dieses 

Ansinnen. Die Blockkonfrontation brach 

weg und mit ihr langsam auch die Rück- 

sichten der USA und anderer westlicher 

Staaten gegenüber dem “Frontstaat” 

BRD, welche zu reparationspolitischer 

Schonung geführt hatten. Immer mehr 

Ansprüche, vor allem aus ehemalisen 

Östbiockländern, wurden in den folgen- 

den Jahren an Deutschland gestellt: so 

z.B. die Forderungen nach Entschädi- 

gungszahlungen an jüdische NS - Ver- 

folgte der baltischen Staaten, nach einer 
Rentenregelung für nach Israel einee- 

wanderte osteuropäische Juden, oder 
auch nach der Gründung eines Fonds für 
NS-Opfer aus Tschechien. Fast alle Zu- 

geständnisse, die dabei gemacht wurden, 
waren mit Gegenforderungen an die 
Staaten verbunden, in denen die überle- 
benden Opfer des NS lebten. Jedem die- 
ser Abkommen gingen äußerst harte Ver- 
handiungen voraus, in denen die Forde- 
rungen der Opfer auf ein Minimum ge- 
drückt wurden. 

So gelang es Deutschland auch nach der 
Wiedervereinigung im wesentlichen wei- 
terhin, nicht zu entschädigen. Diese Si- 
tuation änderte sich ab 1997 mit den 
Sammelklagen von Überlebenden gegen 
schweizerische Banken und deutsche 
Unternehmen. Als die schweizerischen 
Finanzinstitute ihre Kompromissbereit- 
schaft bekundeten, war in Deutschland 
klar, dass die Auseinandersetzungen mit 
den Überlebenden des Holocaust unter 
den gegebenen Umständen nicht mehr 
ohne bedeutende finanzielle Zahlungen 


niederzulegen seien. Es begann eine fie- 
berhafte Suche nach neuen Abwehrmög- 
lichkeiten von Entschädigungs- 
forderungen. In diese Entwicklung kam 
der 27. September 1998 und mit ihm der 
Regierungswechsel zu einer. rot-grünen 
Bundesregierung. Danach ging es bei der 
Erledieung der Entschädigungs- 
forderungen Schlag auf Schlag. Vor der 
Bundestagswahl kündigte der designier- 
te Bundeskanzler Schröder an, es würde 
noch ım Jahr 1998 eine Regelung für die 
Entschädigung ehemaliger Zwangsarbei- 
ter/innen geben. In der niedersächsischen 
Staatskanzlei wurden Konzepte für ein 
Stiftungsmodell entwickelt, und auch die 
Grünen hatten schon seit Jahren Konzepte 
für cine Bundesstiftung. Mit Volker Beck 
und Günter Saathof stellten die Grünen 
darüber hinaus zwei ausgewiesene 
Entschädigungsexperten. So war der Re- 
gierungswechsel mit einigen Hoffnungen 
auch von den Seiten chemaliger NS-Ver- 
folester verbunden. Dass diese bitter ent- 
täuscht wurden, ist heute kein Geheim- 
nis mehr, gerierte sich die neue Bundes- 
regierung doch noch schlimmer als die 
vorherechende. Mitte Oktober des letz- 
ten Jahres kam es zu einem Treffen der 
führenden deutschen Unternehmen mit 
Bundeskanzler Schröder. Man traf sich, 
um über die Abwehr einer Reihe von Kla- 
gen chemaliger Zwangsarbeiter/innen ge- 
gen deutsche Unternehmen zu beraten. 
Der Tenor der Beratungen war eindeu- 
tig. hatte Gerhard Schröder doch zuvor 
vollmundig deklariert, dass in dieser Be- 
ziehung die deutsche Industrie sich voll 
und ganz auf den Schutz des deutschen 
Staates verlassen könnte. 


Die in len Koalitionsverhandlungen ver- 
einbarte Gründung zweier 
Entschädigungsinitiativen — eine für 
Zwangsarbeiter/innen, die andere für die 
vom Bundesentschädigungsgesetz be- 
wußt ausgelassenen Opfer — nahmen mit 
diesem Treffen und den Aussagen 
Schröders Gestalt an. Es ging um die 
endeültige Erledigung jedweder Ent- 
schädigungsansprüche. Dies belegt auch 
eine Aussage, die Günter Saathof, 
“Entschädigungsexperte” der Grünen, auf 
einer Fachtagung der Akademie der Di- 
Özcese Rottenburg 1998 von sich gab: Als 
er auf (lie Vorschläge der Grünen bezüg- 
lich einer Entschädigungsstiftung zu 
sprechen kam, zeigte er sich verständnis- 
voll - was die Belange der deutschen 
Unternehmen anging: “Dabei wird man 
für die zahlungswilligen Firmen auch 
eine sewisse Schutzkonstruktion erfin- 
den müssen. Denn diese werden nicht 
bereit sein, etwas in eine Stiftung einzu- 


zahlen, wenn gleichzeitig die Opfer ge- 
gen sie private Klagen anstrengen. Ori- 
entieren kann man sich dabei an dem ‚Ge- 
setz über den Aufruf der Gläubiger der 
l.G. Farbenindustrie in Abwicklung‘: hier 
wurde gesetzlich festgelegt, daß nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes weitergehen- 
de Ansprüche nicht mehr gestellt werden 
dürften.” Und weiter: “Wenn man auf ei- 
nen bürokratischen Apparat, der viel Geld 
und Zeit kostet, verzichten will, müßte 
die Stiftung auf Pauschalzahlungen aus- 
gerichtet sein. So könnte z.B. für die 
Zwangsarbeit in einem KZ (...) der dop- 
pelte Betrag gezahlt werden gegenüber 
Zwangsarbeitern ın der Privatwirtschaft.” 
Das mit der letzter Überlegung eigentlich 
gemeint ist, daß die Zwangsarbeiter/in- 
nen, die in der Privatwirtschaft geschun- 
den wurden, gegenüber denen, die im KZ 
waren, nur die Hälfte bekommen sollen, 
ist lediglich eine Frage der Sichtweise. 


Die hier geäußerten “Denkanstöße” Saat- 
hofs zur endgültigen Entrechtung der zu 
Entschädigenden wurden dankbar als 
Grundvoraussetzungen eınes Entschädi- 
gungsfonds aufgenommen. Die Opfer 
werden hiermit erneut gedemütigt und 
unter das Kuratel “deutscher Entschä- 
digungsexperten” gestellt. Ihrer individu- 
ellen Rechte beraubi, werden sie zu Bitt- 
steilern degradiert: ihr individuelles Leid 
und die daraus resultierenden Folgen 
werden durch Pauschalzahlungen ver- 
leugnet. Sie selbst sollen dabei zum zwei- 
ten Mal zwangshomogenisiert und als An- 
gehörige einer Gruppe, die es ruhig zu- 
stellen gilt, apgeferügt werden. Mit dem 


‚hierbei pervertiertien Argument, es müs- 


se eine schnelle, “unbürokratische” Lö- 
sung herbeigeführt werden, da immer 
mehr ehemalige Zwangsarbeiter/innen 
stürben, wird versucht, endgültig jede 
Kritik an diesen Machenschaften zu ver- 
hindern. Es wird deutlich gemacht, dass 
es immer noch Deutschland ist, welches 
die Definitionsrechte am NS und seinen 
Opfern hat. Was gut für die Opfer ıst und 
was nicht, entscheidet Deutschland. 

Dass Günter Saathof dabei als histori- 
sches Vorbild ausgerechnet das weiter 
oben schon dargestellte IG-Farben-Ab- 
kommen von 1957 nimmt, ıst besonders 
perfide: War das Abkommen schon da- 
mals eine Manifestation des 
Schlussstrichwillens, so sorgt der erneute 
Bezug darauf für erneutes körperliches 
Unwohlsein: Man kann gar nicht so viel 
essen, wie man kotzen möchte. Der Be- 
zug auf das IG Farben - Abkommen ist 
hier die Bekräftigung eines Vorhabens, 
was damals scheiterte: die Endlösung der 
Entschädigungsfrage. Ein wesentlicher 


Teil des Kampfes, den ehemalige 
Zwangsarbeiter/innen gegen die IG Far- 
ben in Abwicklung über Jahrzehnte im- 
mer führten, hatte eine Revision bzw. 
Ausweitung dieses Abkommens zum 
Ziel. Demnach bedeutet für deutsche 
Entschädigungsexperten sich der Belan- 
ge der Überlebenden anzunehmen, sie zu 
demütigen. 

Diesem Credo verpflichtet, führte die rot 
- grüne Regierung Verhandlungen um 
einen Entschädigungsfonds fort. Die ak- 
tuelle Diskussion um Entschädigung 
reiht sich so bruchlos in die Debatten der 
letzten Jahre ein, welche zum Ziel hat- 
ten, einen Schlussstrich unter die deut- 
sche Vergangenheit zu ziehen. Waren die 
Versuche der letzten 50 Jahre davon ge- 
prägt, die alleinige Definitionsmacht 
über den Nationalsozialismus zu erlan- 
gen, so erreichte Deutschland unter der 
rot-grünen Regierung diese in dem Mo- 
ment, wo sie durch den Krieg exekutier- 
te wurde. Wenn in Deutschland “Schluß- 
strich” Definitionsmacht meint, dann 
meint wiederum Definitionsmacht Be- 
freiung. Und zwar Befreiung von den 
durch die militärische Niederlage des NS 
auferiegten Hemmnissen. Hemmnisse in 
Bezug auf die Abwicklung der deutschen 
Geschichte durch den Enitschädigungs- 
fonds, gab es in den ersten Monaten der 

rot-grünen Bundesregierung noch eınıge. 
Durch etliche Kiagen chemaliger 
Zwangsarbeiter/innen unter Druck gera- 
ten, strebten die deutschen Unternehmen 
zusammen mit der Bundesregierung eın 
bilaterales Abkommen mit den USA an, 
welches den Firmen eine Rechisgarantie 
gegen Klagen der Opfer gewähren soll- 
te. Nach dem Zustandekommen eınes 
solchen Verfahrens, sollte mit einer we- 
sentlich besseren Verhandlungsposition 
den osteuropäischen Staaten entgegen 
getreten werden, um so ein “Globalab- 
kommen” zu erzielen, was ein für alle 
Mal mit den Entschädigungsklagen auf- 
räumen sollte. 


Der Vize-Außenminister der USA, 
Eizenstat, welcher die Verhandlungen für 
die amerikanische Seite führte, stand 
dem deutschen Vorhaben verhalten kri- 
tisch gegenüber. In den USA war bekannt, 
daß der Fonds, den die Bundesregierung 
und die Firmen selbst als eine “moralı- 
sche Veraniwortung” bezeichneten, dar- 
auf abzielte, Klagen vom Tisch zu brin- 


“gen, welche das Geschäft in Nordameri- 


ka belasteten. Wird allerdings das hohe 
moralische Engagement der deutschen 


Unternehmen nicht eilfertig goutiert oder 


sogar noch Kritik daran geäußert, treten 
sofort antisemitische Ressentiments her- 
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vor: Deutschland sieht sich in der Rolle 
des venerösen Gönners, welcher Onfer 
eicriger Überlebender und deren ameri- 
kanıschen Anwälte geworden ist. 
Deutschland wich bei den Verhandlungen 
keinen Millimeter von seinen Positionen 
ab: Reciüissichgrheit gegenüber 
Entschädigungsklagen für sie einzahlen- 
den Unternehmen, auch was die schsH 
eingereichten Klagen berrifft, die lächer- 
liche Summe von insgesamt 3 Milliarden 
DM als einzuzahlender Betrag, usw. 

Da Deutschland sich gegenüber jedwe- 
üc: Kritik völlig immun zeigte, zogen 
sich die Verhandiüngen mit den USA in 
die Länge. So kam es zu einer merkli- 
chen Verzögerung und Behinderung der 
Fusion zwischen der Deutschen Bank 
und dem US — amerikanischen Bankers 
Trust. Gleichzeitig wuchs der Druck auf 
deutsche Unternehmen, da immer mehr 
Klagen von ehemaligen Zwangsarbeiter/ 
Innen gegen sie eingereicht wurden. 


In diese Situation platzte der von Deutsch- 
land wesentlich mitinitiierte Angriffs- 
kriey gegen Jugoslawien. Deutschland 
zerschlug, mit der neuen Form der 
Auschwitzlüge als Kriegslegitimation, 
den vordischen Knoten der Vergangen- 
heit. Je weiter Jugoslawien in die Stein- 
zeit zurückgebomt wurde, desto endgül- 
iger überwand Deutschland Auschwitz. 
Allein schon aus diesem Grund heraus ist 
der Krieg gegen Jugoslawien ein deut- 


en 
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‚sic Auswirkungen des Krieges auf die 


verhandlungen bezüglich der Entschä- 
d:gungen ehemaliger Zwangsarbeiter/ 


innen waren fatal: 

Am 0]. Aprıl warnte Deutschland die 
Zwangsarbeiter/innen vor “falschen und 
überhöhten Forderungen”. 

Am 17. April stellte die Bundesregierung 
klar. dass sie sich nicht an dem 
Entschädigungsfond beteiligen werde. 
Zugleich empfahlen die USA die lange 
von ıhnen behinderte Fusion von Deut- 
scher Bank und Bankers Trust. 

Am 20. April verlangten die deutschen 
Unternehmen konzertiert, dass alle Kla- 
gen. die vor dem etwaigen Abschluß ei- 
nes Abkommens eingereicht würden, 
nach dem Zustandekommen des Fonds 
nichtig sind. 

Anı 22. April lehnte die rot - grüne Ko- 
alitıon es ab, die Verjährungsfrist für 
Entschädigungsforderungen ehemaliger 
/wangsarbeiter/innen bis zum 08.Mai 
2005 zu verlängern. 1996 hatte das’ Bun- 
desverlassungsgericht entschieden, dass 
ehemalige NS-Opfer auch individuelle 
Ansprüche aus Zwangsarbeit innerhalb 


einer Frist von drei Jahren einklagen 
könnten. 

Am 7. Mai verfügte das Bonner Landge- 
richt, dass die 22.000 auf Entschädigung 
klagenden polnischen Zwangsarbeiter/in- 
nen eine Prozeßkosienvorschuss von 18 
Millionen DM zahlen müssten. Erst dann 
würden ihre Klage überhaupt zugelassen. 
Am 14. Mai wurde der Anspruch deut- 
scher Unternehmen von Anwälten der 
Kläger/innen als “völlig legitim” be- 
zeichnet. 

Am 10. Juni beschränkten die deutschen 
Verhandlungsemissäre für den Fonds 
ihre prinzipielle Entschädigungs- 
bereitschaft auf “Zwangsarbeiter/innen 
die mehr als sechs Monate Zwangsarbeit 
geleistet hatten.” 

Am 19. Juni stand ein Ergebnis der Ver- 
handlungen fest: Die Stiftung steht auf 
deutschem Recht, was bedeutet, dass 
nach der Gründung der Stiftung keine 
diesbezüglichen Klagen mehr ın 
Deutschland eingereicht werden können. 
Am Ende des Bombardements gegen 
Jugoslawien, am Beginn der Besatzung 
des Kosovo, stehen die wesentlichen 
Eckpunkte einer endgültigen Abwehr 
von Entschädigungsforderungen fest. In 
der durch den Krieg erreichten Degra- 
dierung der Opfer auf die Rolle von Bitt- 
stellern und der Überwindung der deut- 
schen Vergangenheit, vollzieht sich die 
Wandlung Deutschlands vom Täter zum 
Wohltäter. 

“Ein Schlußstrich würde das Eingeständ- 
nis der Katastrophe bedeuten, das würde 
das Eingeständnis bedeuten, dass wir kei- 
neriei Perspektive haben, dass die Kata- 
strophe endgültig ist. Denn wenn es uns 
nicht gelingt, aus der Vergangenheit für 
heute und für die Zukunft Schlußfolge- 
rungen zu ziehen, dann haben wir keine 
Zukunft.” Der Krieg und gerade die mi- 
litärische Überwindung der deutschen 
Vergangenheit haben international einen 
starken Machtzuwachs Deutschlands 
bewirkt. Der abgeschöpfte politische 
Surplus führte zu einer überlegenen Po- 
sition bei den Entschädigungs- 
verhandlungen. Im Kampf um Entschä- 
digung bedeutet dies eine nunmehr irre- 
versible Niederlage. In Polen leben noch 
5 % der befreiten Zwangsarbeiter/innen. 
Jährlich sterben etwa 10 % der noch le- 
benden Opfer insgesamt. Norbert 
Wollheim, der nach seiner Befreiung als 
Zwangsarbeiter der IG Farben Zeit sei- 
nes Lebens um eine Entschädigung der 
Überlebenden kämpfte, verstarb Ende 
letzten Jahres. Sein Tod und der von 
ungezählten anderen liegt im Kalkül 
Deutschlands. 

Eine Solidarität mit ihnen hat es in 


Deutschland kaum gegeben: begann für 
Überlebende das von Deutschland ge- 
schriebene Kapitel Zwangsarbeit mit der 
Bombardierung Belgrads 1941, so 
schließt es für die wenigen von ihnen, 
die überlebt haben, mit der von 1999. 


Und damit wird auch klar, was wir im 
Aufruf mit den veränderten Ausgangs- 
bedingungen einer dem Antifaschismus 
verpflichteten Kritik der deutschen Zu- 
stände gemeint haben: Der Krieg war 
Mittel und Ausdruck der Überwindung 
der deutschen Vergangenheit. Der Un- 
terschied zu der Zeit vor dem Krieg be- 
steht darin, dass Deutschland den 
Schlussstrich gezogen hat und im glei- 
chen Moment am nächsten - irgendwann 
einen, gewiß anderen Schlußstrich be- 
nötigendem - Projekt arbeitet: das ist die 
veränderte Situation. Die Art und Wei- 
se, wie Deutschland sich seiner Vergan- 
genheit im Bombenhagel entledigte, 
weist einen Blick auf Kommendes. 


Ein Antifaschismus, der bestrebt ist “aus 
der Vergangenheit für heute und für die 
Zukunft Schlußfolgerungen zu ziehen”, 
muß in der Lage sein, auf die veränder- 
ten Ausgangsbedingungen einzugehen. 
Das setzt ebenso eine ÄAuseinanderset- 
zung mit Auschwitz und dem National- 
sozialismus als Fixpunkt jedweder Kri- 
tik an den deutschen gesellschaftlichen 
Verhältnissen voraus sowie Solidarität 
mit den Überlebenden. Und diese Soli- 
darität schließt notwendigerweise ein 
Weiterführen des Kampfes um Entschä- 
digungeın. 


Die Metaphern des Holocaust 
und die “Lehre aus Auschwitz” 


Im Folgenden werde ich über die Wen- 
dung der Metaphern des Holocaust spre- 
chen und in diesem Zusammenhang auch 
über die Etablierung einer deutschen 
Erinnerungskultur in den 90er Jahren. 
Zum Zweiten werde ich ein Thema an- 
sprechen. das auf dieser Konferenz im- 
mer mit schwang, nämlich das Problem 
der Empathie der Linken gegenüber dem 
Holocaust und seinen bis heute spürba- 
ren Folsen sowie über dıe Frage, was 
überhaupt eine “Lehre aus Auschwitz” 
sein kann: was das ist, was darunter ver- 
standen wird und ob es so etwas über- 
haupt schen kann. 


Ich besinne mit einer Anekdote, die ıch 
ın der Zeit des militärischen Angriffs der 
Nato auf Jugoslawien erlebt habe. Je- 
mand. der mich als linken Kriegsgegner 
ansprach, sagte zu mir: “Die deutschen 
Linken siehen nicht zufällig auf der Sei- 
te von Milosevic. Wie schon ihre Väter, 
stehen auch sie auf der Seite der Täter.” 
Er wollte mit diesem Vorwurf andeuten, 
daß deutsche Kriegsgegner sich noch in 
ihrer Aberenzung unbewußt mit ihren 
Angchörigen von der Tätergeneration 
identifizieren. Das ist ein Vorwurf, der 
zutiefst irritiert, weil man, geschult an der 
Psychoanalyse um die Existenz unbe- 
wußter Identifikationen weiß und deshalb 
eine solche Spekulation nicht ohne wei- 
teres als Unsinn zurückweisen kann. Man 
hält inne und denkt nach, ob vielleicht in 
diesem Fall die eigene Kriegsgegnerschaft 
von solchen unbewußten Identifikaticnen 
mitgeprägt sein könnte. 

Dazu folgende Überlegungen: Immerhin 
kommen nicht wenige von uns aus einer 
deutschen Linken, die lange genug - und 
häufie immer noch - mit größter Selbst- 
verständlichkeit, Israel als imperialisti- 
schen Staat definierte, eingerichtet allein 
zu den Zweck, den “Befreiungskampf der 
Völker des Nahen Ostens” zu unterdrük- 
ken. Es kann heute nicht mehr bezweifelt 
werden. daß diese “Analyse”, die bereits 


“or 


1967 ausgerechnet am Sechstagekrieg 
festgemacht wurde, in dem die ägyptische 
Armee offen mit der Vernichtung Israels 
gedroht hatte, mit einer “unbewußten” 
Identifikation mit der deutschen Täter- 
generation zu tun hatte. Die feindliche 
Gleichgültigkeit gegenüber den Existenz- 
bedingungen des Staates, in dem die 
Überlebenden des Holocaust eine Zu- 
flucht gefunden hatten und insbesondere 
die 1968 schon verbreitete Behauptung, 
aus den jüdischen Opfern seien nun selbst 
Täter geworden - die Zeitschrift 
“Arbeiterkampf” deutete anläßlich des 
israelischen Einmarsches im Libanon so- 
gar an, Israel wolle dıe “Endlösung der 
Palästinenserfrage” - , ist ohne Überle- 
gungen über die Rolle unbewußter Iden- 
tifizierungen überhaupt nicht zu be- 
schreiben. Auch der Antiamerikanismus 
der 68er wäre hier zu nennen, weil er die 
deutschen Linken durchaus auch mit ıh- 
ren Eltern verband. die sıch von den Ame- 
rıkanern 1945 und danach gedemütigt 
fühlten. Obwohl dieser linke Antiameri- 
kanismus auch ein Antiimperialismus 
war, gibt es viele Belege dafür, daß un- 
terschwellig auf die Zustimmung der Al- 
ten spekuliert wurde. Wir Können diesen 
Zusammenhang zwischen einem be- 
stimmten Antiimperlalismus und einer 
indirekten Inschutznahme Deutschlands 
auch heute beobachten: Während des 
Nato-Krieges gegen Jugoslawien kann 
man bemerken, wie etliche linke Kriegs- 
gegner darauf bestehen, daß Deutschland 
in diesen Krieg von den Amerikanern hin- 
eingezogen wurde. 

Der (un-)heimliche Anschluß an die 
Tätergeneration zeigte und zeigt sich im- 
mer wieder in der Verwendung bestimm- 
ter Metaphern, in denen sich linke und 
rechte Gedankenwelten kreuzen bzw. po- 
tentiell kreuzen. Es gab und gıbt viele 
sprachliche Verwandtschaften, Denk- 
figuren und Schlüsselbegriffe, etwa eine 
bestimmte Kritik an der “Groß- 
bourgeoisie”, am “Casinokapitalismus”, 
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an sogenannten “unproduktiven Schma- 
rotzern” oder an der “Schwatzbude Par- 
lament”, die gleichzeitig ın linken und 
rechten Diskursen funktionieren. Unsere 
Kritik an solchen mehr oder weniger 
heimlichen Verwandtschaften muß sich 
allerdings sehr genau an die historischen 
Ereignisse halten, denn diese Kritik ist zu- 
nächst unvermeidlich durch verschiede- 
ne spekulative Momente geprägt. Häufig 
erahnt man die Tendenz nur, bevor man 
sie wirklich belegen kann. Dieses speku- 
lative Moment muß aber unbedingt ein- 
gegrenzt werden, nicht zuletzt, um die 
eigene Kritik gegen eine andere Kritik am 
- zum Beispiel - linken Antiamerikanis- 
mus abzugrenzen, die lediglich ihr Ein- 
verständnis mit dem deutschen Weg zur 
“westlichen Zivilgesellschaft” zu Proto- 
koll zu geben möchte. Die Anwendungs- 
schemata, worin Aussagen über unbe- 
wußte Anteile an bestimmten linken Dis- 
kursen eine Rolle spielen können, müs- 
sen sozusagen stabilisiert werden durch 
ein Feld von exakten Aussagen über die 
Gesamtentwicklung dieser deutschen 
Linken, über die Stationen der “Wieder- 
gutwerdung” Deutschlands seit 1945 und 
besonders seit 1989. Ein solches Feld 
nachprüfbarer Urteile definiert dann eine 
Schwelle, jenseits der bestimmte Aussa- 
gen über die Linke in Deutschland wili- 
kürlich wären, weil sie sich von den be- 
sonderen Ereignissen und den konkreten 
Äußerungen unabhängig machen würden. 
Es würde sich dann um eine wohlfeile 
Kritik handeln, die linke Fehler nur auf- 
listet, um sich das Ticket zum Mitmachen 
bei der Gegenseite zu verdienen. 

So gibt es zum Beispiel eine psychoana- 
Iytische bzw. “psychohistorische” Rheto- 
rik, die mit einer doktrinären oder myst- 
schen Repräsentation des Unbewußten 
arbeitet, die die nicht gewußte Präsenz 
von “archetypischen” Zusammenhängen 
in jedem Individuum und ın Jeder Grup- 
pe leichtfertig als unveränderliche und 
universelle Realität einfach behauptet. So 
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isi etwa die Rede vom “Hitler in uns” 
eine Figur, die verschiedenen psychoana- 
iyuschen Klischees folgt (die “Lust am 
Yerhotenen”, das “Böse in sıch selbst” 

etc.) und die nicht selien dazu berufzt 
wird. Verständnis für die Täter zu proöäu- 
ziercn. Ron Rosenbaum hat vor einigen 
Jahren gezeigt, wıe auf dieser Grundlage 
die Lesenae von Hitlers jüdischem Groß- 
vatcr entstehen konnte, usr zufolge Hit- 
lers Vater, aus Haß auf seine angeblich 
eigcne jüdische Abstammung, den Sohn 
mißhandelt und ihn dadurch zum Mon- 
ster eemacht habe. Eine derartige Figur 
arbeitet mit den Metaphern der Psycho- 
analyse auf ganz spezifische Weise: Sie 
enthistorisiert diese Metaphern - man tut 
so, als hätte die Psychoanalyse den 
Holocaust schon “vorausgesehen” - und 
machi sıe darüber zu einem leeren Me- 
chan'smus, einem rein dogmatischen Dis- 
kurs. 

Es wäre daher wenig hilfreich, wenn wir 
mit ähnlichen Figuren arbeiten würden. 
wäre ich damais schlagfertiger gewesen, 
angesichts des überraschenden Vorwur- 
ies. linke Kriegsgegner wollten nur auf 
der Sceitc der Täter stehen, so hätte ich ja 
die Struktur dieses Arguments einfach 
durch ein Ähnlich strukturiertes Gegen- 
argument aufdecken können. Ich hätte 
zum Beispiel antworten können: “Eure 
Väter haben gegen Stalingrad gekämpft. 
Ihr kämpft nun gegen den Stalinismus, 
den ıhr bei uns und bei Milosevic ver- 
mutcet. Obwohl eine solche Entgegnung 
sicher nicht völlig unberechtigt gewesen 
wäre, arbeitet auch sie letztlich mit ei- 
nem leeren Mechanismus, denn sie lebt 
voralicm von dem sprachlichen Stilmittel 
des "so — wie”-Vergleichs. 


Ein Wort für ein anderes 


Ich erzähle diese Anekdote, weil sie zeigt, 
wic Mictapher und Metonymien im Akt 
der Symbolisierung politischer Entschei- 
dunsen zum Einsatz kommen. In dem ein- 
gangs geschilderten politischen Streit 
spielten populäre psychoanalytische Me- 
taphern. wie z.B. das “Unbewußte”, die 
“Übertragung”, die “Wiederkehr des Ver- 
drängten” eine wichtige Rolle. Die Ver- 
wendung dieser Metaphern in politischen 
Auseinandersetzungen bedeutet, daß ein 
Wort für eın anderes gesetzt wird. Durch 
den Einsatz einer Metapher findet eine 
Übertragung statt. Die einfachste Vari- 
ante liegt vor, wenn ein semantisch nicht 
ıdentisches Wort an die Stelle des eigent- 
lichen Wortes gesetzt wird, etwa das Wort 
“Blüte” für “Jugend”. Man verwendet ei- 
n bildhaften Ausdruck für einen Gegen- 
stand oder einen abstrakten Begriff, der 


eigentlich einen verkürzten Vergleich be- 
inhaltet und von den Eigenschaften die- 
ses Gegenstands ausgeht. Metonymien 
wiederum setzen an die Stelle des Ge- 
meinten etwas begrifflich eng Verwand- 
tes: “Wir trinken ein Glas” statt “wir trin- 
ken Weın”. Durch den Einsatz von 
Metöonyinien findet eine Umbenennung 
statt: “Das Restaurant hat eine ausgezeich- 
nete Küche” meint, es bietet ein gutes 
Essen. Die Meldung, daß “die Busse strei- 
ken” nimmt däs Fahrzeug für den Fahrer. 
In der Aussage: “Er rettete seine Haut” 
vertritt das Konkrete das Abstrakte und 
in dem Urteil: “Ein trauriges Buch” er- 
setzt der Effekt die Ursache. Wendungen 
wie: “Der König errichtete ein Schloß” 
provozierten Bert Brecht zu der bekann- 
ten Iyrischen Metonymieschelte: “Wer 
aber erbaute das siebentorige Theben”?” 
Nicht zuletzt haben nach Sigmund Freud 
die Traumbilder und die unbewußten 
Alltagsversprecher die Struktur der zen- 
tralen Tropen Metapher und Metonymie. 
Die Differenz zwischen den Wünschen 
und dem Sagbaren produziert den geahn- 
ten, aber unbewußten Sinn und verschiebt 
dann die Bedeutungen der gültigen 
Sprachbilder (bei Lacan die 
“Signifikantenkette”). 

Solche Übertragungen und Umbenennun- 
gen gehören neben anderen (Ironie, Eu- 
phemismus, Paradoxon. Synekdoche) zu 
den gängigen rhetorischen Figuren. Wir 
finden sie in der Literatur, in der Theo- 
rie, im politischen Kampf und im sprach- 
lichen Alltag. Man benutzt sie mit dem 
Ziel. eine Aussage semantisch zu erwei- 
tern. sie zu verdeutlichen oder aber, um 
ihre Bedeutung zu verschieben und ihre 
Brüche zu verdecken. Besonders in der 
politischen Auseinandersetzung spielen 
Übertragungen und Umbenennungen eine 
große Rolle. Man kann zum Beispiel an 
die Stelle des Gemeinten, das man nicht 
aussprechen will, etwas begrifflich eng 
Verwandtes setzen. Ehemalige 
Wehrmachtssoldaten sagen “ich war in 
Rußland” wenn sie meinen “ich war am 
Vernichtungskrieg beteiligt”. Der Ort 
verdeckt hier das Ereignis, “Rußland” 
fungiert dabei als Metapher für “Vernich- 
tungskrieg”. Auch wer “Arbeitslager” für 
“Vernichtungslager” sagt, bedient sich 
einer Form des uneigentlichen Sprechens, 
allerdings mit dem Eingeständnis, daß 
Arbeitslager befürwortet werden. Eine 
Bedeutungsübertragung zwischen ent- 
fernten Sachverhalten findet auch statt, 
wenn beispielsweise Nationalsozialismus 
und SED über den Begriff der Diktatur 
gleichgesetzt werden, damit der National- 
sozialısmus relativiert werden kann. 1999 
geschieht das in jedem Schulbuch und 


täglich in den Medien. 

Beim metaphorischen Sprachgebrauch 
gibt es Bildgeber (“Rußland”) und Bild- 
empfänger (Vernichtungkrieg”). Bedeu- 
tung entwickelt die Metapher ım 

Empfängerbereich als dem Gegenstand 
der Aussage. Dabei werden “eigentliche” 

Bilder und Vorstellungen durch 

“uneigentliche”, die aus einem ähnlichen 

odor Zänz anderen Wirklichkeitsbereich 
stammen können, ausgetauscht. Durch 

die Substitution des ursprünglichen Si- 

gnifikanten wird ein neuer Sinneffekt pro- 

duziert, wobei die Differenz zum ver- 

drängten Term den gemeinten Sinn aus- 
macht. Dieser Vorgang der Verdrängung 
kann durchaus auch psychoanalytisch in- 

terpretiert werden. Der formal sachliche, 

in Wirklichkeit aber metaphorisierende 
Satz “ich war in Rußland” verweist auf 
eine Leerstelle. Der verdrängte Term 

(“Vernichtungskrieg”) verfällt der Sprach- 

losıgkeit und wird ersetzt durch einen 

anderen (“Rußland”), der mit dem ver- 

drängten eine “unbewußte” Beziehung 

unterhält, ihn aber zugleich entstellt. 

In diesem Sinn ist die Substitution von 

Hitler durch Milosevic, die aus linken 

Kriegsgegnern Leute machen will, die - 

wie ihre Väter - auf der Seite der Täter 
stehen, nichts anderes als eine Verdrän- 
gung, die einen NEUEN Sinn produzie- 
ren soll. Hitler bleibt hier der Dämon, der 
die willenlosen Deutschen verführt hat, 
aber er ist jetzt in die Jugoslawen gefah- 
ren. Die Kriegsbefürworter verwandeln 
sich darüber in Antifaschisten. Statt “wir 
zerstörten mit unseren Bombern Belgrad, 

Novi Sad, Nis und andere Städte” sagen 
sie “wir waren zu einer humanitären In- 
tervention gezwungen.” 

Unser Problem bei all dem ist nun, daß 
wir die Verwendung von Metaphern nicht 
einfach ablehnen und statt dessen auf die 
“harten Fakten” pochen können. Bereits 
die Formulierung “harte Fakten” ist ja 
eine metaphorische. Rhetorische Fi guren, 

auch Tropen (Wendungen) genannt, sind 
nicht nur eine Sache der Gegenseite, denn 
auch wir arbeiten damit. Auch wir sind - 
im Streben nach Veranschaulichung oder 
Verlebendigung - auf Praktiken des 
Metaphorisierens angewiesen, auf bild- 
liche Ausdrucksweisen, weil erst sie die 
Beschreibung von Gegenständen, Freig- 
nissen und Verhältnissen in den verschie- 
denen Formen des indirekten, bildlich- 
symbolischen Diskurses möglich machen. 
Rhetorische Strategien und historische 
Beweisführung lassen sich in der Ausein- 
andersetzung um Bedeutung nicht ein- 
fach trennen, denn die Verwendung der 
Metapher gehört zu jenen Operationen, 
mit denen im Erkenntnisprozeß kognitiv 


schwierig zu erfassende Erfahrungs- 
bereiche präfiguriert werden können, be- 
vor man sıe beschreiben und erklären 


kann. Vieles, was uns ganz selbstver- 


ständlich wie eine exakte Kategorie vor- 
kommen mag, ist letztlich eine Metapher. 
Wir benutzen das Licht als Metapher der 
Wahrheit, wenn wir von der “Aufklärung” 
sprechen. Linke benutzen Metaphern der 
technischen Mechanik, wenn sie vom 
Staat sprechen. Ein sehr bekanntes Bei- 
spiel für eine linke Metapher ist z.B. ein 
Satz Adornos, mit dem er einen Zusam- 
menhang zwischen dem Holocaust und 
der Dichtung herstellt, der das 
hochkulturelle Lyrikverständnis einer 
Generation von Linken angesprochen hat: 
Das 1949 in dem Aufsatz “Kulturkritik 
und Gesellschaft” aufgestellte Diktum, 
“nach Auschwitz ein Gedicht zu schrei- 
ben, ist barbarisch”, das er 17 Jahre spä- 
ter, in der “Negativen Dialektik”, ein- 
schränkte. Adorno hat Auschwitz damit 
zu einer lyrıschen Metapher gemacht. 
“Auschwitz” steht in diesem Satz nicht 
nur metonymisch für die Vernichtung der 
europäischen Juden, sondern ebenso für 
den Zusammenbruch Iyrischer Strategi- 
en, die den Anspruch erheben, durch die 
Bildersprache wohl gesetzter Verse den 
Holocaust angemessen repräsentieren zu 
können, bzw. - die Lyrik steht ım 
hochkulturellen Kanon über dem Erzäh- 
len - ihn besser in Worte fassen zu kön- 
nen, als es durch die epischen Metaphern 
mündlicher Erzählungen oder von Roma- 
nen möglıch wäre. 


Konkretismus 


Das Denken, auch das theoretische, ist ın 
seinem Bezug zur Metapher nicht zu un- 
terbinden. Ohne Metaphern würden wir 
das, was wir mitteilen wollen, nur sehr 
dinghaft verstehen, nicht als Vorgestell- 
tes oder Erinnertes. Wır wären zum 
Konkretismus verdammt, und diese Un- 
fähigkeit zur Symbolisierung wäre dann 
das Symptom einer Einschränkung. In der 
Holocaust-Literatur über 
Traumatisierungen gılt der Konkretismus 
als Folge einer Ich-Schädigung. Das Exi- 
stieren unter permanenter Morddrohung 
hatte offenbar einen de-symbolisierenden 
Effekt. Alles Verhalten mußte eindeutig 
sein, weil kein Platz war für Phantasien, 
Probehandeln und Metpahorisierungen. 
Da sıch die Deportierten nicht mehr auf 
Angstgefühle als Warnsignale vor poten- 
tiellen Gefahren verlassen konnten „trat 
allmählich an die Stelle einer ständigen 
Todesangst die Sorge um das momentan 
Konkrete. Weil es sinnlos geworden war, 
nach Gründen zu fragen oder Emotionen 


verbal auszudrücken, kam es zur Vermin- 
derung oder gar zur-Zerstörung der Fä- 
higkeit zur Symbolisierung: “Als ich das 
Echo des Gewehrschusses hörte, der mei- 
ne Mutter tötete, die auf diesem Todes- 
marsch hinter mir ging, wurde ich 
stumrif. Über einen Monat lange konnte 
ich nicht sprechen.” 

Eine ganz andere Art des “Konkretismus” 
existierte bei den deutschen Verfolgern. 
Die antisemitischen Täter hatten sich 
dazu entschieden, zwischen figurativer 
und wörtlicher Sprache bzw. zwischen 
gewalttätigen Worten und gewalttätigem 
Handeln keinen Unterschied mehr zu 
machen. Sie hatten jene, die sie als Juden 
ausgrenzten, nicht nur als “Ungeziefer” 
metaphorisiert, sondern sie auch so be- 
handelt. Mit ihrer Gewalttat hatten sie den 
Fluß der Bilder und Bezeichnungen un- 
terbrochen und ihr Bild vom Juden 
“wahr” gemacht. Etwas feststellen, etwas 
voraussagen, vor etwas warnen - das ist 
stets mehr als die Äußerung einer ‘“Mei- 
nung”; es handelt sich dabei vielmehr um 
performative Aussagen, die vollziehen, 
was sie sagen, ohne Rücksicht auf Wahr- 
heit oder Falschheit. War bereits die Be- 
leidigung “Ungeziefer” eine performative 
Handlung die den sozialen Status der als 
Juden Ausgegrenzten essentialisierend in 
Frage stellte, so schloß die Gewalttat die 
verbleibende Lücke zwischen wahnhaft- 
er Konzeption und Realität. 

Seither existiert eine fatale Entsprechung 
zwischen dem, was die Täter aus den 
Opfern gemacht haben und der Art, wie 
wir die Opfer heute oft wahrnehmen. Wer 
nachträglich nur als Objekt der Vernich- 
tung wahrgenommen wird, scheint vor- 
her nie Subjekt gewesen zu sein. Wer “als 
Jude” ermordet wurde, scheint einer 
schon zuvor exakt definierten Gemein- 
schaft angehört zu haben. Der gewaltsa- 
me Vorgang der Konstruktion des Deut- 
schen gegen die Juden entgeht dabei im- 
mer wieder der Aufmerksamkeit. Schon 
die metaphorische Zuschreibung “Unge- 
ziefer”, war nicht etwa die “ideologische” 
Ankündigung von Gewalt, sondern sie 
war bereits war eine Praxis, die verän- 
dert. Als Äußerungsakt war sie die Arti- 
kulation einer bestimmten Bedeutung, als 
bestimmte Sprechhandlung hat sie eine 
Zuschreibung vollzogen und eine be- 
stimmte psychische und physische Wir- 
kung hervorgerufen, etwa Wut oder 
Angst. 

Eine herabmindernde Äußerung kann - 
das zeigt dann die körperliche Reaktion 
des Betroffenen, etwa sein Erbleichen - 
verletzen und einen Status real verändern. 
Das hängt natürlich von den Möglichkei- 
ten des Angreifers ab, davon, welche ge- 


sellschaftliche Rückendeckung er hat. 
Doch noch bleibt eine Kluft. Die Ange- 
griffenen wehren sich, arbeiten dagegen. 
Die Gesellschaft insgesamt hat das Sy- 
stem der Bedeutungen noch nicht geän- 
dert. Der Tausch funktioniert noch, was 
bedeutet, daß die Konzeption des 
Aggressors und potentiellen Täters noch 
wie ein “Dialog” aussieht, obwohl sie 
bereits Veränderungen in Gang gesetzt 
hat. Aber der Täter hat das Opfer seines 
Angriffs noch nicht im Griff. Erst der 
nächste Schritt ist daher der entscheiden- 
de für den Täter: Er muß die, dıe er aus- 
schließen will, in seinem Sinn symbolisch 
EINDEUTIG machen. 

Während die verbale Aggression des An- 
greifers eine Repräsentation für den an- 
deren aufbaut, die nicht dessen eigene ist, 
versucht der Täter mit dem physischen 
Gewaltakt die verbliebene Differenz zwi- 
schen Repräsentation und noch gültiger 
Bedeutung zu überspringen, den anderen 
zu entwirklichen. Erst die physische Ge- 
walttat macht aus dem empirischen An- 
deren, den phantasierten Anderen, der als 
solcher nun für die Täter empirisch wird. 
Dieser Unterschied ist entscheidend. Die 
antisemitische Metapher (“Ungezieier”) 
ist zwar bereits eine sozial folgenreiche 
Sprechhandlung, aber der Antisemit kann 
sie noch nicht “vereindeutigen”. Die Be- 
leidigung “Ungeziefer” ist noch eine Be- 
leidigung. Sie verletzt und setzt herab, 
aber sie kann noch abgewiesen werden, 
lächerlich gemacht werden, kann den 
Sprecher noch blamieren. Der Fluß der 
Bilder bzw. Metaphern ist noch nicht un- 
terbrochen. 

Nach dem Holocaust stellt sich dieser 
Zusammenhang von antisemitischer Me- 
tapher und physischer Vernichtung, der für 
die Beschreibung des Vorgangs der 
“Vereindeutigung” “des Juden” so wich- 
tig ist, anders dar, denn die Erfahrungen 
der Überlebenden des Holocaust besagen, 
daß antisemitische Metaphern ın Deutsch- 
land bereits einmal beim Wort genommen 
wurden, daß also fortan kein “harmloser” 
Gebrauch einer solchen Metapher mehr 
möglich ist. Die Erfahrungen der Über- 
lebenden des Holocaust verpflichten uns, 
“den Anfängen zu wehren”, rassistische 
und antisemitische Metaphern sowıe An- 
spielungen auf die nationalsozialistische 
Symbolik umgehend zurückzuweisen. 
Das gilt auch dort, wo Akteure behaup- 
ten, sie wollten damit lediglich die Heu- 
chelei des offiziellen Gedenkens bloßstel- 
len oder die Nazi-Symbole lächerlich 
machen. Mit beiden Argumenten recht- 
fertigen zum Beispiel seit den 80er Jah- 
ren verschiedene Musiker und Maler die 
Verwendung von Hakenkreuzen, Hitler- 
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Reden und Leni Riefenstahl-Zitaten. Die- 
ses "nrovokante Spiel” mit den Metaphern 
und Symbolen des Nationalsozialismus 
stehi - aulen Kunst- und Symboltheorien 
zum Trotz - nach dem Höiocaust prinzi- 
piell unter Afürmationsvergacht. Und 
nicht wenige von denen, die sich unter 
verweis auf die Regein der Kunst em- 
pört gegen diesen Verdacht zur Wehr setz- 
ten, sind schon bald zu der Ankündigung 
übergegangen, daß sie sich ın !hre Kunst- 
freiheit von Juden und den ihnen hörıgen 
dogmatischen Antifaschisten nicht wei- 
ter hinein reden lassen wollen. 


“Keine Träne für Belgrad” 


Wir können diese Problematik aber auch 
auf unsere eigene Praxis des Umgangs 
mit politisch-historischen Metaphern an- 
wenden. Nehmen wir z.B. den 9. Novem- 
ber: Im Jahr 1918 war es der Tag der Nie- 
derlage Deutschlands, 1923 der Tag von 
Hitlers Marsch zur Feldherrnhalle in 
München, 1938 der Tag antijüdischer 
Pogrome, 1989 der Tag, an dem die Ber- 
liner Mauer fiel. Diese völlig zufällige 
Datumsgleichheit, wurde in so manchem 
antifaschistischen Flugblatt bedeutungs- 
voll aufgeladen und man feierte es dann 
als wichtigen symbolischen Sieg, daß die 
staatlichen Wiedervereinigungs- 
feierlichkeiten schließlich - das ist 
Erinnerungspolitik! - auf den 3. Oktober 
verlegt wurden. Oder nehmen wir linke 
Losungen, die auf die Besetzung Jugo- 
slawiens durch deutsche Truppen im April 
941 und den anschließenden Vernich- 
tungskrieg Bezug nehmen, um den Ein- 
satz der Bundeswehr zu delegitimieren. 
Die auf diese Weise abgeleitete histori- 
sche Metapher “Nie wieder deutsche 
Bomben auf Belgrad!” soll im Ein- 
gedenken an dıe Opfer des deutschen Ver- 
nıchtungskrieges als Warntext wirken. 
Während der Nato-Angriffe auf Jugosla- 
wien zeigte sich jedoch, daß solche hi- 
storischen Metaphern nicht eindeutig sind 
und daß die Angreifer ebenfalls mit sol- 
chen Vergleichen arbeiten. Auf die Lo- 
sung “Nie wieder Krieg von deutschem 
Boden aus!” antworten sie, daß gerade die 
deutsche Vergangenheit zum Kampf ge- 
gen Diktatoren und Vertreibungen ver- 
pflichtet. Die Opfer ihres Bombenkrie- 
ges (2000 zivile Tote, 10.000 Verletzte) 
bedauern sie, aber nicht ohne hinzuzufü- 
gen, daß Linke schließlich wıssen müß- 
ten, daß der Nationalsozialismus ohne die 
Bombardierung deutscher Städte nicht 
hätte besiegt werden können. Damit ha- 
ben sie eines unserer Argumente - “keine 
Träne für Dresden” - gegen uns gewen- 
det. Besonders leicht fällt ihnen diese 


Umkehrung, wo Antifaschisten mit frag- 
würdigen historischen Parallelisierungen 
arbeiten, wenn sie z.B. umstandslos von 
der SS-Divison-Skanderberg auf “die Al- 
baner” schließen, gerade so wie Scharping 
“die Serben” mit “den Nazis” gleichsetzt. 
Die einzigartige albanische Hilfe in den 
Jahren der “on ns für die damals 
300köpfige Jewish Community sowie 
für 2000 nach Alnanıen geflohene Juden 
aus Deutschland, Österreich, Jugoslawi- 
en und Tschechoslowakei ist ebenso be- 
legt der “Philosemitismus” vieler 
Serben. Die meisten solcher 
Verähnlichungen sind nicht nur historisch 
unhaltbar und oft direkt rassistisch, son- 
dern sie öffnen, gerade weil sie rein me- 
taphorisch sind, selbst den Raum für spe- 
kulative Vergleiche, den die Gegenseite 
so sehr benötigt. In diesem Raum scheint 
praktisch jede Identifikation möglich zu 
sein: Die Generation der deutschen “Zeit- 
zeugen” kann sich da wahlweise bei der 
Bombardierung Belgrads an die selbst 
erlebten Bombennächte erinnern und “die 
Amis” dafür verantwortlich machen, daß 
Deutsche wieder bomben müssen, oder 
aber, sie kann den Bogen von den 
flüchtenden “Albanern” zur eigenen “Ver- 
treibungen aus dem Osten” schlagen. Die 
Möglichkeit der Kombination histori- 
scher Metaphern scheint endlos zu sein, 
obwohl natürlich bestimmte Kombinatio- 
nen tabu sind, etwa der Vergleich mit der 
Lage von Asylbewerbern oder mit dem 
Grenzregime der EU. 
Jede Metapher ist zunächst mit einem 
Gewicht ausgestattet, das sie an ein be- 
stimmtes Feld von Aussagen bindet. Ge- 
rade, wenn es sich um eine historische 
Metapher handelt, kann eine linke Losung 
unter bestimmten Voraussetzungen un- 
verhofft auch in andere Anwendungs- 
felder geraten, zum Beispiel ın den An- 
wendungsbereich der Frage nach der 
“Lehre”, die aus den nationalsozialisti- 
schen Taten zu ziehen ist. Metaphern - in 
diesem Fall das vor einer Wiederholung 
bzw. einer Wiederkehr warnende “Nie 
wieder!” - bieten sich solchen Übertra- 
gungen und Modifikationen geradezu an. 
Sie können bestimmte Inhalte so trans- 
formieren, daß ihre Identität sich verän- 
dert oder gar erlischt. Ein zunächst ma- 
nifester, von jedem ohne Schwierigkei- 
ten aufgenommener Sinn (“Nie wieder 
Krieg!”), kann einen zweiten Sinn “ver- 
bergen”, sprich: zulassen, den ein be- 
stimmtes Interesse - eine bestimmte Ver- 
änderung des Blicks oder der Haltung - 
zu einer bestimmten Zeit schließlich “ent- 
decken” wird. Neben einer deutlich les- 
baren Formulierung hat dann scheinbar 
immer schon noch eine andere potentiell 


Ww i 5 


existiert, die die ältere nun verwirrt, um- 
stößt, bestimmt, unterdrückt: “Nie wie- 
der Krieg von deutschem Boden aus” ver- 
liert so seine Eindeutigkeit und kann nun 
etwa bedeuten: “Deutsche dürfen nie wie- 
der schuldig werden, indem sie einen krie- 
gerischen Staat gewähren lassen.” Durch 
stetige Diskursverschiebungen können 
entfernte Entsprechungen der bisher gül- 
tigen Metapher, die sich zunächst unter- 
halb des offenen Wandels halten, nach 
und nach eine Formation bilden, die von 
den vielen Komplizitäten der Metapher 
profitiert, die sich nun allmählich neu ver- 
knüpfen und plötzlich kondensieren. Die 
scheinbar eindeutige linke Metapher tritt, 
mit anderen Worten, in das Feld der 
Kämpfe ein, wird zum Gegenstand von 
Aneignung und Rivalität. Bourdieu weist 
zu Recht daraufhin, daß ein Wort an die 
Stelle eines anderen setzen (z.B. 
“Friedensmission” statt “Angriffskrieg”) 
heißt, die Sicht der sozialen Welt zu ver- 
ändern und damit zu ihrer Veränderung 
beizutragen.-Man kann also ein Wort an 
die Stelle des anderen setzten, man kann 
dıe “strategische” Bedeutung einer Me- 
tapher wie z.B. “Nie wieder Krieg!”, ver- 
ändern, man kann einen Inhalt, der fest- 
zustehen scheint, verschieben. Man ver- 
schiebt ihn in ein differentes Register und 
in diesem Register funktioniert die Me- 
tapher plötzlich vollkommen anders, da 
sie ein anderes Konnotat erhält. 


Die neue Metapherngemeinschaft 


Bourdieu sagt jedoch einschränkend, daß 
nicht jeder über die Macht der Worte ver- 
fügt, und, daß diese nicht auf jeden wirkt. 
Die Fähigkeit etwas öffentlich zu ma- 
chen, in Worte faßbar - Ängste, Hoff- 
nungen, politische Positionen, theoreti- 
sche Entwürfe - stellt eine besondere ge- 
sellschaftliche Machtpositionen dar. Es 
kann eben nicht irgendwer eine Verschie- 
bung gültiger Metaphern vornehmen und 
z.B. den Vorwurf erheben, der Holocaust 
wiederhole sich im Kosovo und die Lin- 
ken würden immer auf der Seite der Tä- 
ter stehen. Dies können nur bestimmte 
Leute ın bestimmten Diskursen erreichen, 
denn es muß eine Macht dahinterstehen, 
die die Kluft zwischen Konzeption und 
Realität bzw. zwischen Repräsentation 
und der bislang gültigen Bedeutung 
schließen kann. Über eine solche Macht 
verfügt z. B. ein Kanzler Schröder, der 
in einem Interview mit dem Spiegel, auf 
die Frage: “Wenn ihr Verteidi gungsmini- 
ster von Konzentrationslagern redet, muß 
er doch Beweise dafür haben”, antwor- 
ten kann: “Es kommt darauf an, was man 
dem Begriff unterlegt. Wir wissen, daß 


Menschen zusammengefaßt werden und 
unglaublicher Brutalität ausgesetzt sind. 
Das reicht, um zu handeln.” 

Hier wird das gesicherte Wissen über die 
nationalsozialistische “Endlösung der 
Judenfrage” absichtsvoll ignoriert. Die 
deutschen Konzentrations- und Vernich- 
tungslagern werden zu “Lagern” 
metaphorisiert. Diese Metaphorisierung 
erlaubt es, Massen-Internierungen von 
wirklichen oder vermeintlichen Regime- 
gegnern, wie 1895 auf Kuba, zur Jahr- 
hundertwende im Burenkrieg, ab 1918 in 
der Sowjetunion und später in Chile, 
Griechenland und vielen anderen Staaten, 
die schon untereinander kaum vergleich- 
bar sind, oder aber Verfolgung und Inter- 
nierung im Zusammenhang mit Vertrei- 
bungen, wie sie während der Spaltung der 
jugoslawischen Föderation seit Novem- 
ber 1991 und dann ab März 1992 wäh- 
rend des Bürgerkrieges in Bosnien und 
Herzegowina auf allen Seiten stattfanden 
(wobei zu bemerken ist, daß sie von de- 
nen in Gang gesetzt wurden, dıe mit deut- 
scher Unterstützung Jugoslawien zer- 
schlagen wollten), gleichzusetzen mit den 
systematischen Massenmorden ın den Ver- 
nichtungslagern Chelmno, Belzerc, 
Sobibör, Treblinka, Auschwitz-Birkenau 
und Majdanek. Diese “Lager”-Metapher 
der rot-grünen Regierung ist eine Einla- 
dung an das Publikum. den Angriff auf 
Jugoslawien als “Lehre” aus dem Natio- 
nalsozıalismus zu versiehen. Das Publi- 
kum kann diese Einladung zur 
Relativierung des Nationalsozialismus 
nun annehmen oder ausschlagen. Es gibt 
immerhin ein widersprechendes Wissen 
zu dem, was Schröder gesagt hat, auf dem 
basierend man sagen kann: es stimmt 
nicht was hier behauptet wird. Der Un- 
terschied zwischen einer Deportation in 
Vernichtungslager und einer Vertreibung 
istschließlich auch denen bekannt, die ıhn 
absichtsvoll ignorieren. Man kann das 
Angebot, in diese neue Metaphern- 
gemeinschaft einzutreten, ausschlagen. 
Es gibt aber viele, die das Angebot an- 
nehmen, weil sie ein Interesse daran ha- 
ben, die Metaphern des Nationalsozialis- 
mus an die Serben weiterzureichen und 
sich selbst in die neue antifaschistische 
Koalition einzuordnen. 

Dieser Vorgang zeigt: Zwar benutzen 
auch wir politische und historische Me- 
taphern, aber die Veränderung ihrer Be- 
deutung erfordert eine gewisse Macht, 
zum Beispiel die militärische Macht, über 
die der Kriegskanzler Schröder gebietet. 
Es ist diese Macht, die es ihm erlaubt, 
seine “Definition” von Konzentrations- 
lager ganz lässıg zu handhaben. Er muß 
sich um wahrheitsgemäße Aussagen über 


den Holocaust nicht bemühen und kann 
den Vergleich zur Gleichsetzung nutzen. 
Wie Joseph Fischer, der sagte: “Es war 
ein wirklicher Schock, daß Milosevic be- 
reit war zu handeln wie Stalin und Hit- 
ler: einen Krieg gegen die Existenz eines 
ganzen Volkes ’zu führen” (Newsweek, 
12.4.99). Und solche Sätze sind keine un- 
maßgeblichen Meinungsäußerungen, son- 
dern es sind Einsatzbefehle. 

Schröders und Fischers “Definitionen” 
halten einer historischen Überprüfung 
nicht stand. Wir können den fehlenden 
Wahrheitsgehalt der Schröder/Fischer- 
Metaphern aufdecken: Eine “Vertrei- 
bung” ist keine “Endlösung”. Wir kön- 
nen solche Metaphorisierungen des 
Holocaust zurückweisen. Doch es ist 
heute offenbar schwieriger geworden, 
Schröder, Fischer und Scharping zu 
deligitimieren und die Kollision der ver- 
schiedenen Metaphern des Holocaust zu 
verhindern. Woher rührt diese Schwierig- 
keit? Zunächst sind hier unsere eigenen 
Fehler zu nennen. Linke und Antifaschi- 
sten metaphorisieren den Holocaust 
selbst, wenn sie, statt ihn möglichst ge- 
nau zu beschreiben, von der “Tragödie des 
Holocaust” oder der “Nachtseite der 
Moderne” sprechen, alles Wendungen, die 
von der “dunklen Zeit” der politischen 
Sonntagsrede nicht weit entfernt sind. 
James Young hat in seinem Buch “Be- 
schreiben des Holocaust” gezeigt, daß li- 
terarische Metaphern und Plottstrukturen 
auch beim konkreten Beschreiben des 
Holocaust nicht zu vermeiden sind. Es 
ist aber ein Unterschied, ob in dem Be- 
richt eines Überlebenden von der “Höl- 
le” von Auschwitz die Rede ist, weil er 
sich gezwungen sieht, das Erlebte in un- 
sere Sprache zu übersetzen, damit es 
überhaupt kommunizierbar ist und einer 
Praxis des Metaphorisierens, die, statt 
vom Mord zu sprechen, Bilder von 
Schicksal, göttlicher Fügung und griechi- 
schem Theater beschwört (“Tragödie des 
Holocaust”) oder das Bild einer vorüber- 
gehenden Nacht bemüht, der das Licht 
folgen wird (“Deutschlands dunkie Jah- 
Te), 


“Black Holocaust” - Vergleiche und 
Gleichsetzungen 


Doch der Holocaust, und das ist ein noch 
größeres Problem, mit dem sich James 
Young sehr intensiv auseinandersetzt, ist 
ın den letzten 50 Jahren weltweit ın die 
öffentliche Phantasie eingegangen, in die 
Sprache und in die Metaphern, und er ist 
so - als Teil einer größeren Erfahrungs- 
sphäre - ım kollektiven und individuel- 
len Gedächtnis bewahrt worden. In dem 
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erwähnten Buch führt James Young eine 
Reihe von Beispielen hierfür an. So z.B. 
die Lyrikerin Sylvia Plath, die in den Me- 
taphern des Holocaust ihre inneren seeli- 
schen Qualen beschreibt, obwohl sie kei- 
ne Überlebende des Holocaust ist. Für 
diese Entwicklung gibt es auch populä- 
rere Beispiele: In den 50er Jahren haben 
US-amerikanische Juden, wenn sie z.B. 
gegen Antisemitismus demonstrierten, 
sich Fußfesseln angelegt und als afroame- 
rikanische Sklaven imaginiert. Um auf ihr 
Anliegen aufmerksam zu machen, muß- 
ten sıe sich als Sklaven präsentieren, da 
zu diesem Zeitpunkt der Holocaust noch 
nicht selbst zur Metapher für Verfolgung 
und Vernichtung geworden war. Das hat 
sich inzwischen geändert: “Wie voran- 
gegangene Erfahrungen als Metaphern 
des Holocaust gedient und das Verstehen 
und die Artikulation bestimmter Ereig- 
nisse geprägt haben, so funktioniert jetzt 
der Holocaust selbst als Metapher für 
andere Ereignisse, besonders für die Rea- 
litäten der Gefühlswelt, die möglicher- 
weise durch das Wissen über den 
Holocaust hervorgebracht werden” 
Young). 
Die US-amerikanischen Juden haben ıhre 
Geschichte damals mit dem Leidensweg 
der afrikanischen Sklaven verglichen. In- 
zwischen istes in den USA so, daß Airo- 
amerikaner vom “black holocaust' spre- 
chen (und unter Berufung auf die deut- 
sche “Wiedergutmachung” Enischädi- 
gungszahlungen für die Jahre der Skla- 
verei verlangen) und Armenier vom "ar- 
menischen Holocaust”, obwohl auch die- 
ser der Vernichtung der europäischen Ju- 
den zeitlich voran ging. Inzwischen wer- 
den aber auch ehemalige Wehrmachts- 
soldaten als “Überlebende des 2. Welt- 
krieges” bezeichnet, die nach langer 
“Traumatisierung” endlich als Zeitzeugen 
“ihr Schweigen brechen”. So entschieden 
wir das zurückweisen, so klar müssen wir 
auch sehen, daß heute nicht einmal die 
deutsche Tätergeneration darum herum 
kommt, sich auf die Metaphern des 
Holocaust bzw. auf den Holocaust als 
Metapher zu berufen. Sie macht das ın 
demagogischer Absicht, aber sie ist auch 
in gewissen Maße dazu gezwungen, wenn 
sie sich Gehör verschaffen wıll. Damit 
ist eine ganz neue Situation entstanden, 
weil sich der Kampf um die Bedeutung 
der “Kriegsereignisse” (inklusive 
“Fluchtundvertreibung’) heute über wei- 
te Strecken als Kampf um die Metaphern 
des Holocaust darstellt. Genau das haben 
wir nun auch beim Angriffskrieg auf Ju- 
goslawien erlebt. 

Der Übergang zwischen naiven metapho- 
rischen Vergleichen zu “strategischen” 
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Analogien i:«: sich dabei als fließend er- 
wiesen. Aui üıesen Unterschied-zwischen 
spontanen Vergleichen und echten Ana- 
logien kommt es jedoch an: "Auschwitz 
zus jeglicher Metanhorik zu verbannen, 
im Grunde, es gänziich aus der 
Sprache zu verbännen. Die Opfer habca 
Auschwitz vermittelt durch Metaphern 
erfahren und verstanden und in Metapheim 
darauf reagiert” (Young). Die Einzigar- 
ügkceit des Holocaust ist kein Argument 
gegen die Benutzung von Metaphern. Das 
Erinnern an den Holocaust ist unver- 
meidlich von Vergleichen geprägt. Sie 
sind weder zu verhindern, noch grund- 
sätzlich abzulehnen, denn erst im Ver- 
gleich wird die Nichtgleichheit des 
Holocaust deutlich. Dieses Vergleichen, 
das niemals eine Gleichsetzung sein darf, 
kann nicht allgemein, sondern nur im 
konkreten Fall kritisiert werden. Wenn 
wır von der Singularität des Holocaust 
sprechen, haben wir ihn bereits vergli- 
chen, sonst wüßten wir ja nicht, daß er 
singulär ist. Wer also behauptet, er 
bräuchte den Vergleich nicht, kann an ei- 
ner konkreten Beschreibung des 
Holocaust nicht interessiert sein. Aber 
wir müssen beim Beschreiben des 
Holocaust darauf bestehen, die verwen- 
deten Metaphern daraufhin zu prüfen, ob 
sıe die Ereignisse verdunkeln oder ob sie 
diese erhellen, d.h., welche Folgen sie für 
die Opfer haben. Die Verdunkelung be- 
ginnt, wo Auschwitz zum “Lager” oder 
die europaweite Jagd auf Juden zur “Ver- 
treibung” wird. Zurechten Analogie wird 
dieser Vergleich zum Beispiel, wo die 
Vernichtung der Juden gegen die zum 
“Genozid” gemachte “Vertreibung der 
Deutschen” aufgerechnet wird. 
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Das soziale Bildgedächtnis 


Was für die Metaphern gilt, gilt übrigens 
auch für das soziale Bildgedächtnis. Wir 
erinnern uns, wie die Bildzeitung ein 
Photo von aus dem Kosovo flüchtenden 
Menschen veröffentlichte, das mit der 
Schlagzeile “Sie führen sie ins KZ” 
kontextualisiert war. Das war eine An- 
spielung auf die ältere Bildtradition der 
KZ-Fotos, die sich als Folie über die 
Aufnahmen aus dem Kosovo legen soll- 
ten. Scharping zeigte Bilder von Ermor- 
deten, von denen man nicht wußte, wen 
sie zeigen und wie bzw. wann sie entstan- 
den sind. Man sollte auch dabei an die 
Toten von Auschwitz denken. Offenbar 
wählt er diese Form der kriegs- 
agıitatorischen Vereindeutigung, weil sich 
die dabei entstehenden Verknüpfungen ar- 
gumentativ nicht begründen lassen. 
Scharping beseitigte so die Komplexität 


der Situation, denn das meiste was es zum 
Krieg im Kosovo zu sagen gäbe, insbe- 


sondere zu’ den Kriegszielen der Nato, 


entzieht sich der bildlichen Darstellung. 
otografien und Filmdokumentationen, 
die nach der Befreiung der Lager entstan- 
den sind, funkionieren heute als allge- 
mein verfügbare Ikoncii der Vernichtung 
und prägen das soziale Bilagegächtnis. 
Zur Verdeutlichung: die Photographien, 
die 1944/45 während der Befreiung der 
Vernichtungs- und anderer Lager ge- 
macht wurden, sind, kulturtheoretisch 
gesprochen, ikonographisiert worden. 
Diese Photos, die Massengräber, halbver- 
hungerte Überlebende auf Pritschen oder 
hinter Stacheldraht, dazu Lagertore, Ba- 
racken und Wachtürme zeigen, sind, 
nachdem sie inzwischen in Zeitungen, 
Broschüren und auf Plakaten tausendfach 
reproduziert wurden, Bestandteil der öf- 
fentlichen Erinnerungskultur geworden, 
gehören zum Archiv des Holocaust. Vie- 
le dieser Photos haben mittlerweile eine 
übertragene, also metaphorische Bedeu- 
tung, die über den eigentlichen Bild- 
gegenstand hinausgeht. Innerhalb der 
Massenkultur sind sie zu 
ıkonographischen Symbolen für die NS- 
Verbrechen im allgemeinen geworden, 
für eine Vorstellung vom System der 
Konzenirationslager. MTV America sen- 
det vor den letzten Präsidentschafts- 
wahlen einen Spot mit Bildern aus Kon- 
zentrationslagern. Für zwei Sekunden 
waren drei Schwarzweißfotografien zu 
sehen. Weil es sich bei diesen Bildern um 
Ikonen der Vernichtung handelte, reich- 
ten diese zwei Sekunden, um die Bot- 
schaft des Spots zu vermitteln: “Vote, 
because there is no excuse not to vote.” 
Wählst du nicht, haben wir bald Verhält- 
nisse wie im Nationalsozialismus. 

Es ıst angesichts dieses ikonographischen 
Stellenwerts des Holocaust nicht zu ver- 
meiden, daß wir heute jedes Bild von 
flüchtenden Menschen, die mit Koffern 
in der Hand in einer Schlange stehen, über 
die Folie dieser Holocaust-Fotos legen. 
Deshalb blieb die Nato-Propaganda mit 
den entsprechend kontextualisierten Pho- 
tos nicht ohne Wirkung. Es wäre jedoch 
in einem zweiten Schritt möglich gewe- 
sen, diesen Vergleich, der sich fast auto- 
matisch einstellt, nicht zur Gleichsetzung 
werden zu lassen. Es ist daher auch un- 
verantwortlich, wenn dieses ernste Pro- 
blem zu (angeblich) 
dekonstruktivistischen Spekulationen 
genutzt wird, wenn z.B. allgemein und 
im kulturkritischen Sound der Propheten 
der “nouvelles technologies”, Baudrillard 
und Virilio, von der “Krise des Bildes” 
oder der “Krise der visuellen Repräsen- 


tation der Wirklichkeit” gesprochen wird 

(etwa von Georg Seßlen). Denn das The- 

ma, um das es hier geht, heißt nicht “Krieg 

und Kino” oder “Logistik der Wahrneh- 

mung”. Es geht nicht darum, daß es “kei- 

ne richtigen Bilder” mehr gibt oder daß 

wir einen “neuen Blick” brauchen. Es 

geht darum, daß wir die Fotos, die den 

Holocaust bezeugen, als besondere Inter- 

pretation des Geschehens betrachten. 

Diese Fotos zeigen nicht die Vernichtung, 

sondern die fotografische Erinnerung an 

sie, so wie sie im letzten Stadium, also 

während der Befreiung der Lager mög- 

lich war. Dabei konnte der Blick der Fo- 

tografen nicht der der Opfer sein. Erst 

recht konnten die Truppenfotografen der 

Alliierten nicht die komplexe Struktur der 

Lager und die Praxis der Vernichtung im 

Bild festhalten. Diese tausendfach repro- 

duzierten Aufnahmen stehen jedoch in- 

zwischen für die NS-Verbrechen im all- 

gemeinen, für eine Vorstellung vom Sy- 

stem der Konzentrationslager. Der 

Wunsch mit diesen Fotos zu warnen, hat 

dann dazu geführt, daß sie auch in linken 

und antifaschistischen Publikationen häu- 

fig rein illustrativ verwendet werden. Die- 

se Praxis, die auf den Schockeffekt die- 

ser Fotos bzw. auf ihre kanonisicerte Be- 

deutung vertraut, mußte gegenüber den 

vergleichbaren, wenn auch anders moti- 

vierten Strategien eines Scharping in die 

Defensive geraten. Vor allem daran und 

an die Möglichkeit, den Vergleich nicht 

zur Gleichsetzung werden zu lassen, ist 

zu erinnern. 

Erst, nachdem dies klargestellt ist, läßt 

sich ohne Abschweifung in allgemeine 

kulturtheoretische Betrachtungen über 
die Probleme sprechen, die sich dadurch 

ergeben, daß der Holocaust heute als kul- 

turell allgemein verfügbarer “Archetyp” 

des Unbeschreiblichen eingesetzt wird. 

Dadurch, daß der Holocaust selbst zur 
Metapher wurde, wird die Erinnerung 
daran mehr und mehr von den Anforde- 
rungen der Gegenwart strukturiert, d.h. 
von den Positionierungen in der heuti- 
gen Welt. Und schließlich lautet der “ka- 
tegorische Imperativ” in Adornos Formu- 
lierung, daß nach dem Holocaust, das 
Denken und Handeln so einzurichten ist, 
“daß Auschwitz nicht sich wiederhole, 
nichts Ähnliches geschehe.” Nichts Ähn- 
liches: das heißt, daß man die Zeichen 
rechtzeitig erkennen soll, daß man sie mit 
dem vergleichen soll, was man über die 
Stationen der Ausgrenzung und Verfol- 
gung der Juden bis hin zur Vernichtung 
weiß. Aber dieses Vergleichen ist vom 
aktuellen politischen Wissen und von 
politischen Bewertungen nicht zu tren- 
nen. Bezogen auf Jugoslawien bedeutet 


das, daß man etwas über die dort agie- 
renden politischen Kräfte und ihr Selbst- 
verständnis wıssen muß, um beurteilen 
zu können, ob eine konkrete Vertreibung 
etwas “Ähnliches” ist, also von eine 
Vernichtungsabsicht zeugt. Nicht weni- 
gen Überlebenden des Holocaust dräng- 
te sıch beı den Bildern und Berichten aus 
dem Kosovo der Eindruck auf, hier ge- 
schehe etwas “Ähnliches”. Selbst wenn 
wir die Propaganda der Nato ın Rechnung 
stellen, die viel getan hat, um diese Ähn- 
lichkeit herzustellen, drängen sich solche 
Vergleiche aber bei der Konfrontation mit 
Flüchtlingstrecks unvermeidlich auf. Es 
wäre unverantwortlich, einem solchen 
Eindruck nicht nachzugehen und zu prü- 
fen, was an dieser Ähnlichkeit dran ist. 
Das konkrete Urteil hängt somit vom 
konkreten Wissen und Vorwissen ab. Ge- 
rade dann, wenn sıch die politischen und 
militärischen Ereignisse überschlagen, 
spielt dabei das Vorwissen - der politi- 
sche Verstand - eine zentrale Rolle. Im 
konkreten Fall wissen wir zum Beispiel, 
daß die Bevölkerung der Republik Ser- 
bien, die zusammen mit Montenegro die 
Föderative Republik Jugoslawien bildet, 
die Massenmorde der deutschen Besatzer 
nach dem Überfall im Jahr 1941 bis heu- 
te nicht vergessen kann und daß sie des- 
halb faschistische Gewalt mehrheitlich 
ablehnt. Wir wissen zudem, welche poli- 
tischen Kräfte ın Deutschland (von Taz 
bis FAZ) seit vielen Jahren daran arbei- 
ten, “die Serben” zu “den Nazis von heu- 
te” zu machen und warum sie das tun: 
Das Land, das sıch unter der völkischen 
Losung "Wir sınd eın Volk” und unter 
Berufung auf einen entsprechenden 
Grundgesetztartikel “wiedervereinigte” 
und in dem zugleich Kampagnen gegen 
die Doppelstaatsbürgerschaft auf größte 
Zusuummung stoßen, mag “multiethnische 
Kunststaaten” wıe Jugoslawien nicht ne- 
ben sıch dulden und denunziert es als 
“Nationalismus”, wenn man sich in Bel- 
grad gegen einen Separatismus zur Wehr 
seizt, der, wie etwa ım Fall der UCK, ein- 
deutig ethnisch-rassistisch auftritt. Der 
Offene Brief der überlebenden Deportier- 
ten an Schröder und Fischer, der im Ein- 
ladungsflugblatt zu dieser Veranstaltung 
abgedruckt ıst, basiert daher, ausgehend 
von diesem Vorwissen, auf einer sehr ge- 
nauen Analyse der Ereignisse und enthält 
die entscheidenden Richtigstellungen ge- 
genüber dem deutschen Kriegskabinett. 
Es gibt allerdings, und das müssen Lin- 
ke, wenn sie sich auf diesen Offenen Brief 
berufen, hinzufügen, auch andere Posi- 
tionen von Überlebenden. Es gibt sogar, 
und hıer spielen offenbar unierschiedli- 
che politische Orientierungen und 


Kontextualisierungen eine Rolle, eine 
dramatische Zerrissenheit der in Israel, 
Europa und Amerika lebenden Juden, 
bezüglich der Vertreibungen im Kosovo 
und der Nato-Angrifte. | 

Wir.können nicht ignorieren, daß zum 
Beispiel das American Jewish Joint Dis- 
tribution Comitee in den ersten Kriegs- 
wochen 300.000 Dollar für die ethnic 
Albaniens gesammelt hat. Benjamin 
Meed, der Präsident des American 
Gathering of Jewish Holocaust 
Survivors, sprach vom “Genozid” im 
Kosovo. Wir sind mit dieser Einschät- 
zung nicht einverstanden. Wir unterschei- 
den diese Fehleinschätzung jedoch von 
der Propaganda eines Scharping. Benja- 
min Meeds Ausgangspunkt ist die Sorge, 
daß Auschwitz sich wiederholen könnte, 
daß wieder etwas Ähnliches geschehen 
könnte. Die Äußerungen eines Scharping 
zeigen, daß es ihm darum nie ging, daß er 
diese Sorge vielmehr instrumentalisierte, 
um Deutschland wieder kriegsfähig zu 
machen. Zugleich erinnert uns die Äuße- 


rung von Benjamin Meed daran, daß wir 


uns als mehrheitlich “nichtjüdische deut- 
sche Linke” (eine problematische Selbst- 
identifizierung, weil sie die 99,9%- 
Mehrheit in der Sprache des “politisch 
Korrekten” wie eine Minorität anspricht) 
nicht auf die Suche nach jüdischen Stim- 
men begeben können, welche sich unge- 
jähr so anhören wie die eigene, damit 
unsere Gegnerschaft gegen den Krieg 
mehr “authentische” Autorität erhält. Wir 
unterstützen den Offenen Brief der über- 
lebenden Deportierten an Schröder und 
Fischer, weil wir seine Aussagen für zu- 
treffend halten. Wir wissen dabei, daß es 
nicht zufällig in Deutschland lebende 
Verfolgte des Nationalsozialismus wa- 
ren, die Scharpings Instrumentalisierung 
als erste entschieden zurückwiesen. Wir 
dürfen jedoch nicht - und dies nicht nur, 
weil Ignatz Bubis und andere die Dinge 
anders beurteilten - in den Verfassern und 
Verfasserinnen dieses Briefes (oder in 
anderen Überlebenden des Holocaust und 
ihrer Nachkommen) “Experten” sehen, 
die “aus eigener Erfahrung” genau wis- 
sen sollten, welche aktuellen POLITI- 
SCHEN Entscheidungen heute als “Leh- 
re aus Auschwitz” zu verstehen sind. Eine 
solche Haltung würde die Existenz eines 
homogenen “jüdischen Standpunkt” un- 
terstellen, also genau das tun, was auch 
unsere Gegner tun, wenn sie sich bei ih- 
rem Handeln auf überlebende Deportier- 
te berufen und diese als moralische In- 
stanz ıinstrumentalisieren. Daß sıch ange- 
sıchts der Bilder und Berichte aus dem 
Kosovo, zumal, wenn sıe durch die Nato- 
Propaganda und vor allem durch den An- 


griff selbst, entsprechend “beschriftet” 
wurden, Vergleiche mit den Holocaust- 
Fotografien aufdrängen, das ist wirklich 
unvermeidlich. Selbstverständlich hat 
kein einziger Überlebender diesen Ver- 
gleich zur Gleichsetzung gemacht. Die 
Differenzen beziehen sich auf die politi- 
schen Konsequenzen, auf die Frage, wo 
erneut die “Anfänge” sich zeigen, denen 
zu wehren ist. 


Erinnerungskultur 


Wir kommen damit zu einer weiteren Fra- 
gestellung - zu dem Problem, ob es eine 
derart eindeutige politische Lehre aus dem 
Holocaust gibt oder geben kann. Auf der 
Suche nach einer Antwort auf diese Fra- 
ge stoßen wir heute sofort auf den anma- 
Benden deutschen Anspruch, mit dem 
Angriff auf Jugoslawien eine “Lehre aus 
Auschwitz’ gezogen und “den Anfängen 
gewehrt” zu haben. Wir erkennen zwar 
sofort, daß dieser Anspruch obszön ist, 
angesichts der speziellen 
“Vergangenheitsbewältigung” in diesem 
Land, wie auch angesichts der aktuellen 
Politik, die Millionen in Deutschland le- 
bende Menschen zu mehr oder weniger 
unerwünschten “Ausländern” macht, die 
ehemalige Zwangsarbeiter miisamt ihren 
Herkunftsländern immer noch mıi dem 
Herrenmenschenblick taxiert und klassi- 
fiziert, die den Antisemitismus, der dem 
Holocaust vorausging, erneut produziert, 
indem sie über die “Dauerrepräsentation 
unserer Schande” lamentieri, die “die Ser- 
ben” im ungebrochenen Wehrmachts- 
jargon als heimtückische Partisanen ab- 
stempelt. Obwohl wir das erkennen, spü- 
ren wir doch, daß die Legitimations- 
bemühungen der rot-grünen Regierung an 
bestimmte Diskursverschiebungen an- 
knüpfen können, daß in den letzten Jah- 
ren der Boden für diese Legitimation be- 
reitet wurde, wobei die Stationen der Zer- 
störung Jugoslawiens immer als Hınter- 
grund dieser Verschiebungen benutzt 
wurden. 

Die Auseinandersetzungen in Jugoslawi- 
en seit 1989 - damals verweigerte 
Slowenien Zahlungen an die jugoslawi- 
sche Bundeskasse - spielten für den deut- 
schen Angriff auf die lange Zeit fesige- 
schriebene Bedeutung des “Wehret den 
Anfängen” die Rolle eines Katalysators. 
Als im Juni 1991 nach verschiedenen er- 
folglosen innerjugoslawischen Gipfel- 
treffen Slowenien und Kroatien mit mas- 
siver deutscher Unterstützung ihre Un- 
abhängigkeit erklärten, war die jugosla- 
wische Republik faktisch aufgelöst. Das 
soeben wiedervereinigte Deutschland 
hatte damals die Chance erkannt, sich als 


f 31 


Großmacht zu präsentieren, der “gerade 
wegen Auschwitz” die besondere Verant- 
wortung zufällt, die eigenhändig forcier- 
ien“ethnischen Säuberungen” zu stoppen. 
Näch den Hubschrauberflüges der Bun- 
deswehr für gie ZIN-Inspektoren im Irak 
(1991) und der Entsendung von 150 
Biindeswehrsanitätern nach Kambodscha 
(1992/1393), kam die Teilnahme von 
Marine und AWACS-Flugzeugen an der 
Embargoüberwachung gegen Jugoslawi- 
en {19925 sowie der Einsatz der Luftwaf- 
fe für die “Hilfsflüge” nach Bosnien 
(ebenfalls ab 1992). Dazwischen lag der 
Somalia-Einsatz von 1700 Bundeswehr- 
machtssoldaten (1993/1994), dem dann 
der Beschluß für den ersten Kampfein- 
satz im Juni 1995 folgte und schließlich 
der Angriffskrieg am 24. März 1999. 
Dieser Tag markiert für Deutschland den 
bedeutendsten Wendepunkt seit der Wie- 
dervereinigung: man hatte nicht nur das 
jahrelang verfolgte Ziel erreicht, wieder 
als Militärmacht auftreten zu können, 
man hatte zudem diesen Einstieg in die 
reale Souveränität so vorbereitet, daß er 
als Konsequenz der “Lehre aus Ausch- 
witz” präsentiert werden konnte. 
Und plötzlich sieht es so aus, als könn- 
ten aus dem selben Ereignis völlig gegen- 
sätzliche “Lehren” gezogen werden. 
Piötzlich ist umstritten, was eine Vertrei- 
bung von einer Deportation unterschei- 
det. Es scheint, als lasse sich jedes Argu- 
ment plötzlich umdrehen: “Nie wieder 
Krieg” kann dann ein Wegschauen bedeu- 
ten und “Nie wieder Auschwitz” die Zer- 
störung eines Landes erfordern. Defätis- 
mus und Drückerbergertum werden ver- 
urteilt. Der Pazifist oder der Deserteur 
ist nun einer, der andere ungerührt ster- 
ben sieht. Der in der Nato organisierte 
neue Antifaschist hingegen, möchte 
“nicht tatenlos zusehen, wie ein Volk er- 
mordet wird.” “Wir sitzen hier auf unse- 
ren breiten Ärschen. Sollen wir den 
Kosovo-Albanern sagen: Haltet 
still?” Sollen wir etwa warten, bis die 
Gaskammern dran sind?” “So wie die 
Bomben gegen das Dritte Reich notwen- 
dig waren, um Hitler zu stoppen, ist es 
auch heute nötig.” “1000 zivile Opfer 
nach fünf Wochen Krieg, sind ein Beleg 
für behutsame Bombardements.” (Taz, 
11.4.1999), 
Der Skandal dieser auf bewußten Lügen 
beruhenden offenen Gleichsetzung - “Sol- 
len wir etwa warten, bis die Gaskammern 
dran sind” - besteht darin, daß hier die 
Kinder und Enkel der Tätergeneration mit 
den ökonomischen, politischen und mi- 
Iitärıschen Mitteln, die diese ihnen ver- 
erbt hat, den Nationalsozialismus ins 


Ausland projizieren, genauer gesagt auf 


Menschen projizieren, die einmal Opfer 
des deutschen Vernichtungskrieges wa- 
ren. Diese Gleichsetzung und diese Pro- 
iektion relativiert den Holocaust indem 


sm non. 
_ 


sie sich auf dessen “Lehren” beruft. 
Gerade am Beispiel des Nato-Angriffes 


en 


auf Jugoslawien zeigt sich, wie die Er- 
eignisse des Holocaust im Licht aktnel- 
ler Auffassungen ständig neu interpretiert 
werdeii können und werden. Dabei gera- 
ten wir angesichis der gegenwärtigen 
Machtverhältnisse in die Rolle von pe- 
dantischen und freudlosen Buchhaltern 
der jeweils neustens deutschen “Leistun- 
gen”. Der Rhythmus, in dem Deutschland 
seit der Wiedervereinigung ein “Tabu” 
nach dem anderen gebrochen hat, läßt uns 
kaum Zeit, die einzelnen Schritte zu do- 
kumentieren. Die Geschwindigkeit, in 
der, was gestern noch galt, heute schon 
wieder überholt ist, läßt die Kritik von 
gestern als Halluzination erscheinen. Ir- 
gendwann galt der Einsatz von 
Bundeswehrsoldaten außerhalb des Bun- 
desgebiets noch als verfassungswidrig. 
Irgendwann gab es noch erhebliche poli- 
tische Widerstände gegen die Teilnahme 
der Bundeswehr an sogenannten 
Friedensmissionen. Irgendwann hieß es 
noch in den Medien, deutsche Soldaten 
dürften auf keinen Fall wieder dort mar- 
schieren, wo sich die Menschen noch an 
die Massaker der Wehrmacht erinnern. 
Während die Liste der “Grenzüberschrei- 
tungen” darüber so lang wurde, daß man 
sich die einzelnen Daten kaum noch mer- 
ken kann, wurde die Kritik daran mehr 
und mehr derealisiert und delegitimiert. 
Wer in den 90er Jahren immer noch 
Deutschland in Frage stellt, kann nach 
heutiger Lesart nur im Namen des Un- 
tergegangenen, des von der Geschichte 
längst Widerlegten, sprechen: Altlınke, 
Sektierer, stalinistische Antifaschisten, 
Stasi-Leute, Verrückte. Angesichts der 
Voliständigkeit und Absolutheit des deut- 
schen Siegeszugs erscheinen Marxismus 
und Antifaschismus als unehrenhafte 
Rückständigkeit und Übrigbleibsel einer 
vergangenen Schande. Diese Degradie- 
rung ist unmißverständlich, vollständig 
und unwiderruflich. Solche Kritiker wer- 
den wie Hunde empfunden, die vergeb- 
lich kläffen, während die deutsche Kara- 
wane ungerührt weiterzieht. Hinzu 
kommt, daß sich die Karawane selbst ei- 
nige Hunde hält, die in ıhrem Auftrag 
bellen. Wenn das Parlament den alten 
Reichstag bezieht, muß es auch warnen- 
de Stimmen geben, damit die Macher be- 
tonen können, niemand brauche sich zu 
ängstigen. Da fällt es manchmal schwer, 
zwischen den bezahlten und den uner- 
wünschten “Warnern” zu unterscheiden. 


Als der Krieg gegen Jugoslawien “aus- 
brach” gab es ın den ersten Tagen, abge- 
sehen von einer Minderheit, nur schwei- 
gendes Einverständnis. Als sich dann her- 
ausstellte, daß es keine “serbischen Kon- 
zentrationslager”, keinen “barbarischen 
Faschismus”, keinen “Völkermord” und 
keine “Killing Fields mit 10.000 Toten” 
in Kosovo gab, spielten die zunächst ge- 
nannten Eingreifgründe, mit denen die 
Zerstörung Jugoslawiens gerechtfertigt 
wurde, schon keine Rolle mehr. Entschei- 
dend ist nur, daß das Tabu gebrochen 
wurde, das man brechen wollte. Das Ge- 
wicht der auf diese Weise geschaffenen 
Tatsachen ist so groß, daß es schon kurz 
darauf völlig nebensächlich ist, womit 
und wodurch sie geschaffen werden 
konnten. Während wir diese “Lektion” 
noch kaum verarbeitet haben, ist 
Deutschland schon wieder zu neuen 
Ufern aufgebrochen (zur forcierten Mi- 
litarisierung der Europäischen Union, 
zum weıleren Aufbau von “Krisen- 
reaktioriskräften”, zur “neuen Bundes- 
wehr”, zur sich abzeichnenden Rekrutie- 
rung von Frauen, zu weiteren “UN-Ein- 
sätzen” etc.). Die Unmittelbarkeit des er- 
lebten Augenblicks - damals, als die er- 
sten Bomben auf Belgrad fielen - ver- 
schwindet bereits in der Vergangenheit, 
Fiss, wir sıe vollständig begriffen 


Deutsche “Lehren aus Auschwitz” 


Bei all dem bleibt das Gewesene kaum 

noch dasselbe. Es wird heute nur noch 

von wenigen behauptet, der Holocaust 

hätte nicht stattgefunden. Die Tatsache der 

Vernichtung der europäischen J uden wird 

“zur Kenntnis genommen”, wobei kon- 

kretes Wissen über die Stationen der Ver- 

folgung und Vernichtung allerdings nicht 

besonders gefragt ist, wie schon die 

metaphorisierenden Reden über die 

“dunklen Jahre” zeigen. Im Mittelpunkt 
der öffentlichen Wortmeldungen steht 
inzwischen jedoch die Auseinanderset- 
zung darüber, was der Holocaust “bedeu- 
tet”, welches seine “Lehren” sind und wie 
die “Anfänge” aussehen, denen man weh- 
ren soll. 

In Deutschland ist es geradezu zu einer 
gesellschaftlichen Konvention geworden 

von den “Lehren aus Auschwitz” zu a 
chen. Die Anmaßung, die in diesem deut- 
schen “Nie wieder!” steckt, ist zu einer 
wohlfeilen, “politisch korrekten” Formel 
geworden. In Wirklichkeit hält der 
Holocaust neben dem kategorischen Im- 
perativ, daß er sich nicht wiederholen sol- 
le, keine spezielle Moral bereit. Primo 
Levi dementiert in “Was ist ein Mensch” 


vehement, daß sich aus den Erinnerun- 

gen der Überlebenden etwas Allgemein- 

gültiges - eine Moral, eine Lehre, ein po- 

litisches Programm - ableiten lasse, das 

über die Lager hinaus Bedeutung habe. 

Die “Lehren”, die hingegen die Deutschen 

inihrer Anmaßung unbedingt ziehen wol- 

len, reichen vom entlastenden Dogma der 

“Zäsur der Geschichte” (das den Mord 

von der “ganz normalen Gesellschaft” 

trennt, die ihn ausgeführt hat), über die 

Variante, wonach da Strukturen, Prozes- 

se und Gesetze am Werk waren (der 

Holocaust als “Ausdruck” oder “Schein” 

von etwas anderem) bis zur Kultur- 

anthropologie (die Neigung zur Gewalt 

steckt eben im Menschen drin). 

Die Auseinandersetzung über dıe “Lehre 

aus Auschwitz’ wird ın Deutschland vor- 

nehmlich im Rahmen einer bedeutungs- 

suchenden und bedeutungsschaffenden 

Erinnerungskultur ausgetragen. Vor dem 

Hintergrund, daß sich für Deutschland 

seither alles zum Guten gewendet hat, 

entstand in den 90er Jahren hier eine be- 

sondere Erinnerungskuliur. Ihr Zentrum 

ıst zweifellos die staatliche, an außenpo- 

litischen Rücksichten und Ambitionen 

orientierte Erinnerungspolitik, wozu zum 

Beispiel die Reden von Weizsäcker und 

Herzog gehören, aber auch dıe Beschlüs- 

sc zur Gedenkstättenförderung oder die 

Sprachregelungen im Umgang mit dem 

Zentrairat der Juden ın Deutschland. Die 

Erinnerungskultur reicht jedoch über sol- 

che staatlichen Vorgaben weit hinaus. Sie 
nimmt all das in sich auf, was unter den 

neuen politischen Voraussetzungen heu- 
te sagbar geworden ist und gleicht es, ver- 

mittelt durch die Medien, mit dem jewei- 

ligen “Stand der Dinge” ab. Dabei orien- 

tiert sie sich, bis ın die Wortwahl hinein, 
am Erinnern des Holocaust, also an den 

Metaphern des Holocaust, an den Zeug- 

nissen der Überlebenden, an den 
Begrifflichkeiten der Forschungs- 
literatur. 

Der Holocaust hat die Notwendigkeit der 
Erinnerung zu einer zentralen Fıage ge- 
macht, wobei dem Zeugnis der überleben- 
den Deportierten eine besondere Bedeu- 
tung zukommt, weil dıe Täter kein Inter- 
esse daran haben, die Vernichtung zu be- 
zeugen und sich selbst anzuklagen. Die 
deutsche Erinnerungskultur der 90er Jah- 
re verzichtet weder auf die alten Stalin- 
grad-Mythen, noch auf die bekannten Ge- 
schichten über Flucht und Vertreibung. 
Man empfindet das Erinnern der Überle- 
benden nach wie vor als falsche bzw. “ein- 
seitige” Vergangenheitskonstruktion. 
Aber anders als in früheren Jahren, ori- 
entiert sich das Wie-es-wirklich-war der 
Täter nun an dem der Opfer. Als Opfer 


haben sich die Täter und “Mitläufer” 
schon seit 1945 verstanden, aber erst in 
den 90er Jahren wagte man es, die Posi- 
tion von “Zeitzeugen” zu besetzen, die 
beanspruchen, daß ihre Version gleichbe- 
rechtigt neben der der Opfer stehen soll. 
(Martin Walser ging noch einen Schritt 
weiter: “Herr Bubis, da muß ich ihnen 
sagen, ich war in diesem Feld beschäf- 
tigt, da waren Sie noch mit ganz anderen 
Dingen beschäftigt”). Das Vergleichen 
und Parallelisieren mit dem Holocaust ist 
ein charakteristisches Merkmal dieser 
deutschen Erinnerungskultur. Schon lan- 
ge spricht man gerne von der “gemeinsa- 
men Trauer” und der “gemeinsamen Er- 
innerung”. Der Tag scheint nicht fern, wo 
die Opfer die Täter betrauern. “Ausge- 
bombte”, “Vertriebene”, “Überlebende 
des 2. Weltkrieges” vergleichen ihr 
“Schicksal” mit dem der verfolgten Ju- 
den. Sogar die Kinder der Täter wollen 
unbedingt so traumatisiert sein wie die 
Nachkommen der Opfer. Während den 
überlebenden Deportierten früher einfach 
nicht zugehört wurde, weshalb sie sich 
ihre Erinnerung stets erkämpfen und da- 
bei die gesamte psychische Last des Er- 
innerns tragen mußten, sieht man es heu- 
te so, daß sich hier ein Erzählraum gce- 
Öffnet hat, in den hinein man sich selbst 
ausbreiten kann. Klemperers Tagebücher, 
die Lebensgeschichte von Ida Fink oder 
der neue Roman von Raymond Federman 
werden als Erzählungen rezipiert, die an- 
dere Erzählungen - die der deutschen 
“Zeitzeugen - in Gang setzen können. In 
Büchern und TV-Dokumentationen wer- 
den Opfer und Täter zusammen präsen- 
tiert. In den Buchhandlungen findet man 
unter dem Rubrum “Holocaust-Litera- 
tur” so manchen Titel, der früher den 
Landser-Romanen zugeschlagen worden 
wäre. Nun aber enthält er auch einen Bei- 
trag von Deportierten, so daß die Ge- 
schichte vom Luftschutzbunker - insze- 
niert als traumatisches “Durcharbeiten” 
- und der Bericht über die Zwangsarbeit, 
zusammen eın Lesebuch über die 
“schlimme Zeit” ergeben. Auf diese Wei- 
se ist der Kampf um die Bedeutung der 
historischen Ereignisse viel direkter und 
persönlicher geworden. Die deutschen 
“Zeitzeugen” berufen sich mit wachsen- 
dem Selbstbewußtsein und ermutigt von 
ihrer Nachkommen, dabei auf die beson- 
dere moralische Autorität, die das persön- 
liche Zeugnis in dieser Erinnerungskultur 
hat. 

Die öffentliche Erinnerungspolitik hat 
sich inzwischen darauf geeignet, daß die 
weltpolitischen Ambitionen Deutsch- 
lands es erfordern, das “Holocaust-Pro- 
blem” offensiv anzugehen. Wenigstens 


was die Selbstdarstellung betrifft, hat man 
sich dazu entschlossen, auf ein reflexi- 
ves Geschichts- und Identitätsbewußtsein 
zu setzen, das auch die “dunklen Seiten” 
integriert. Diese Politik des kulturellen 
Gedächtnisses, die den Holocaust als Teil 
der Memorialkultur zur Sache der Staats- 
repräsentation macht, wird medial kodi- 
fiziertt und kanonisiert. Zur 
ERINNERUNGSKULTUR wird diese 
VERGANGENHEITSPOLITIK aus fol- 
genden Gründen ausgeweitet: Die außen- 
politischen Rücksichten, von denen die 
Vergangenheitspolitik geleitet wird, las- 
sen keinen Raum für die biographische 
Selbstthematisierung der Tätergeneration, 
dıe ihre “Erfahrungen” in der staats- 
offiziellen Lesart (die als solche nicht 
immer erkannt wird) nicht wiederfinden 
kann. Die Zulassung einer “Zeitzeugen- 
schaft” gleicht nun die emotionalen De- 
fizite der “Kriegsgeneration” und ihrer 
Kinder aus, denn diese “Zeitzeugen” la- 
den zum Miterleben und Mitleiden ein. 
Die offizielle Vergangenheitspolitik be- 
schränkt sich heute auf die wortreiche 
Ehrung der Opfer der deutschen Verfol- 


‚gung, während die Täter fast durchweg 


weiterhin ungenannt bleiben. Diese “Lük- 
ke” fällt jedem Schulkind auf. Während 
die Lehrer vom Holocaust erzählen, ist 
es besser, die eigenen Großeltern nicht zu 
fragen, was sie davon wissen. Der 
Familienfriede und die eigene Identität 
stehen hier auf dem Spiel. Dieses Wissen 
macht Juden, ehemalige “OÖstarbeiter” 
und andere, erneut zu lästigen Stören- 
frieden der Erinnerung, die den Wunsch 
nach dem Schlußstrich immer wıeder 
durchkreuzen. Die neue deutsche 
Erinnerungskuliur bietet hier nun, nach- 
dem man “den Russen” nicht mehr fürch- 
ten muß, erstmals die Möglichkeit, sıch 
mit Empathie auf die Tätergeneration zu 
beziehen, ohne deswegen die Opfer ver- 
leugnen zu müssen. 

Im Krieg gegen Jugoslawien, der, was die 
“Vergangenheitsbewältigung” betrifft, 


mehr wiegt als alle Feuilletonartikel zu 


diesem Thema zusammen, hat sich diese 
Erinnerungskultur nun als Erfolgsmodell 
bewährt. Ihr Diskurs hat es erst möglich 
gemacht, daß man sich diesen Krieg als 
“antifaschistische Aktion” zurechtlegen 
konnte. Umgekehrt hat der Krieg - das 
Ereignis - , wiederum die Komplizen- 
schaft zwischen den Generationen unum- 
kehrbar auf eine neue Stufe gehoben. 
Beide Seiten, die Tätergeneration und 
ihre Nachkommen, kommen nun auf ihre 
Kosten. Der Holocaust, dessen "Bewäl- 
tigung” heute vor allem das Anliegen der- 
jenigen ist, die als neue politische Elıten 
das Erbe der Alten antreten, ist damit eı- 
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nerseits integriert in die Erzählungen der 
Jahrhundertgeschichte der großen Ver- 
treibungen, vor allem der “Vertreibung 
der 
stellt. Zugleich ist der Holocaust, und hier 
liegt das Hauptinteresse der Jungen, nun 
integriert in die Geschichte des Kampfes 
um Demokratie und Humanıtäi, bei dem 
sich Deutschland durch seinen Sieg über 
den “Totalitarismus” der DDR besonders 
iiervorgetan hat. Mit der Beteiligung an; 
Krieg gegen Jugoslawien hat Deutsch- 
land, das sich ais Europas Vormacht da- 
bei auf die Unterstützung der Nato-Staa- 
ten berufen kann, endgültig die Seite ge- 
wechselt - vom Angeklagten zum Anklä- 
ser, von der “deutschen Schuld” zur 
“deutschen Verantwortung”. Das erlaubt 
es den neuen Eliten endlich, sich frei und 
unbefangen in der Welt zubewegen. Auch 
gewisse “linke Jugendsünden” sind damit 
erfolgreich entsorgt, denn der Holocaust 
“Jehrt” nach dieser Lesart schließlich, daß 
die radikale Linke (von der sich diese 
“68er” rechtzeitig abgesetzt hatten), zu 
den potentiellen Tätern gehört, weil sie 
ihrem Anspruch nach totalitär ist. Das 
neue Deutschland, besonders seine ver- 


jüngte Führung, kann sich ab sofort jede 


Kritik von Antifaschisten und jede wei- 
tere Verdächtigung von Seiten der ehe- 
maligen Bewährungshelfer (der früheren 
Siegermächte) verbitten. 

Ich denke, daß wir auf diese Entwicklung 
nicht vorbereitet waren. Besonders das 
Phänomen einer deutschen Erinnerungs- 
kultur, in der die Bedeutung des 
Holocaust derart offensiv und unter Ver- 
wendung von Metaphern des Holocaust, 
umgewertet wurde, hat uns überrascht. 
Wir haben lange Zeit nicht bemerkt, daß 
der deutsche Erinnerungsdiskurs seit Mit- 
te der 80er Jahre und sodann in den 90er 
lahren (nach dem Zerfall der SU) be- 
stimmte Entwicklungen ın der internatio- 
nalen Diskussion über den Holocaust 
und bestimmte Tendenzen hinsichtlich 
cer Formen des Erinnerns des Holocaust 
aufgreift, um sie mit eigenen Motiven 
aufzuladen. Die Bezugspunkte seien hier 
noch einmal genannt: Jüdische Oral 
History und internationale Trauma- 
forschung, die Integration des Erinnerns 
in die “politische Kultur” und die staat- 
liche Gedenkpolitik in Israel und den 
USA, die unvermeidliche 
Metaphorisierung des Holocaust dadurch, 
daß er weltweit zum Archetyp des Unbe- 
schreiblichen wurde, die internationalen 
Diskussionen über die Beziehungen zwi- 
schen Zeitzeugenschaft, literarisch- 
fıktionaler und wissenschaftlicher Erzäh- 
lung (“Fakten und Fiktionen”), die in der 
Hoiocaust-Literatur geführten Debatten 


>eutschen”, was die Alten zufrieden 


über die “Konstruktion des Erinnerns”, 
über “kollektives Gedächtnis und indivi- 
duelle Erinnerung”, über die “Krise der 
Archive”, die “Sprache der Denkmäler” 
e t e 


Wir recnnieien richt mit der (in der ZEIT 


formulierten) Losung “Hinsehen macht 
frei.” 
Kampf um die BEDEUTUNG der histo- 
rischen Ereignisse, deutsche “Zeitzeu- 
gen” sich der Oral History bemächtigen 
und in aggressiven Anerkennungskämpfen 
ihre Deutungsmuster “einbringen” wer- 
den. Wir rechneten nicht damit, daß sie 
es schaffen könnten, den linken Antıfa- 
schismus unter dem Titel “Totalitaris- 
mus” in die Nähe des Nationalsozialis- 
mus und das neue Superdeutschland als 
“zivilgesellschaftliche Demokratie” in die 
Nähe der “Antihitlerkoalition” zu rücken. 
Wir hätten es nicht für möglich gehalten, 
daß “68er” sich einmal mit den 
“Vertriebenenverbänden” arrangieren und 
sich selbst als “Vertriebenenkinder” iden- 
tifizieren werden. Wir hätten gs nicht für 
möglich gehalten, daß einmal eine uni- 
formierte Bundeswehreinheit, bevor sie 
in Jugoslawien einrückt, nach Auschwitz 
geht wie zu einem Feldgottesdienst. 


“Lehren” nach 1945 


“Lehren aus dem Holocaust” kann cs 
weder in einem empathischen Sinn, noch 
in einern “geschichtsphilosophischen” 
Sinn geben. Der Holocaust kann kein 
“Beispiel” sein und ist nicht geschehen, 
um “uns” eine Mahnung zu sein. Solche 
Schlußfolgerungen gab es jedoch einmal 
in dem Sinn, daß Millionen Menschen, 
darunter nicht wenige Überlebende, die 
neue weltpolitische Konstellation nach 
1945 als eine “Lehre” verstanden haben. 
Diese Schlußfolgerung, die seit 1945 
zum Selbstverständnis der antifaschisti- 
schen Linken gehört, ist dieser nun ent- 
wunden worden. 

Dazu ein Beispiel: In den 80er Jahren war, 
wenigstens für eine kurze Zeit, in west- 
deutschen Schulen noch der halbwegs 
sachliche DDR-BRD-Systemvergleich 
üblich. Die beiden Verfassungen, die 
Sozialsysteme, die Wirtschaftspolitiken 
etc. wurden eifrig verglichen. Daß bei die- 
sem Pro & Contra-Spiel (Markt versus 
Plan) am Ende immer die BRD besser 
abschnitt, wurde von den Schülern zwar 
erwartet, aber es war nicht verboten, auch 
“gute Seiten” an der DDR zu entdecken. 
Das 1976 ins Parteiprogramm der SED 
übernommenen Postulat der “untrennba- 
ren Einheit von Wirtschafts- und Sozial- 
politik”, die Rentenerhöhungen und Ar- 
beitszeitverkürzungen, die zahlreichen so- 


Wir rechneten nicht damit, dab im 


zialpolitischen Maßnahmen für berufs- 


‚tätıge Frauen und vieles mehr, schienen 
‚sogar so manchem westdeutschen Sozi- 


alpolitiker durchaus bemerkenswert zu 
sein. Auf jeden Fall galt die DDR damals, 
wenigstens in den meisten Schulbüchern, 
keineswegs als KZ. 

Heute, nach der Auflösung des Warschau- 


ler und’ een. ist es a keine 
Frage, daß die “SED-Diktatur” (ähnlich 
wie Lenins Sowjetunion und Maos VR 
China) ganz nahe an das “NS-Regime” 
heranreicht, Ähnlich wie in den 50er Jah- 
ren, aber doch mit ganz neuen 
Kontextualisierungen mit dem 
Holocaust, gehört es nun zur “zeitgenös- 
sische Interpretation von Geschichte”, 
von “zwei Unrechtsregimes” zu sprechen, 
die nacheinander in Deutschland herrsch- 
ten. Zum Beispiel in Büchern über “Wi- 
derstand und Opposition in der DDR” - 
die Verlagspräsentationen erfolgen häu- 
fig ın der Berliner “Gedenkstätte Deut- 
scher Widerstand” oder in der Gedenk- 
stätte von Buchenwald - , in denen 
Schülerstreiche, rechtsradikale DDR- 
Kritik, die Schwierigkeiten von Ausreise- 
willigen und die Opposition von Bier- 
mann-Fans zum heroischen “Kampf ge- 
gen die Diktatur” überhöht und sodann 
in die Tradition des “deutschen Wider- 
standes” gestellt werden. Dieser mehr- 
fach kodierte Geschichtsrevisionismus - 
die Berliner Mauer ist fast so schlimm 
wie der Holocaust und die Nazis 
Stauffenberg, Rommel und Goerdeler 
waren Freiheitskämpfer - wird in der “de- 
mokratischen Erinnerungskultur” des 
heutigen Deutschlands anders präsentiert 
als dies in den Jahren des “Kalten Krie- 
ges” üblich war. Während über das 
Holocaust-Mahnmal debattiert wurde, 
hat man die existierenden Gedenkstätten 
in Brandenburg (Ravensbrück) und Thü- 
ringen (Buchenwald) von den Spuren des 
“verstaatlichten Antifaschismus” der 
“zweiten deutschen Diktatur” gereinigt 
und den “antistalinistischen Opfer- 
verbänden” einen gleichberechtigten Platz 
eingeräumt (im Westen war das nicht nö- 
tig, zum Beispiel existierte neben dem 
ehemaligen KZ Dachau in den 50er Jah- 
ren eine Gaststätte “Zum Krematorium”). 
In dieser speziellen Erinnerungskultur 
kann man die Überlebenden der national- 
sozialistischen Lager nicht weiter als Zeu- 
gen des Gedenkens gebrauchen. Sie wer- 
den nach und nach durch Jungakademi- 
ker ersetzt, die mehr oder weniger kluge 
Aufsätze über “die Konstruktion des Er- 
innerns” oder die “Sprache der SED-Ge- 
denkstätten” schreiben. 

Wir wissen heute, daß die Teilung 


Deutschlands nicht wirklich als eine Art 
“Rache der Sieger” oder gar “Strafe für 
Auschwitz” interpretiert werden kann. 
Auch die von der Sowjetunion befürwor- 
tete Gründung der DDR fußte nicht auf 
den “Lehren von Auschwitz.” Die real- 
sozialistischen Anstrengungen nach 1945 
waren aber zweifellos auch antifaschi- 
stisch begründet, weshalb etliche Über- 
lebende des Holocaust und viele, die im 
Exil waren, ihren Wohnsitz ın der DDR 
nahmen und nicht im Westen, wohin sich 
die meisten Nazi-Täter geflüchtet hatten. 
Wie sich jedoch schon bald zeigen sollte, 
hätte die von der DDR erwartete Identi- 
fikatıon vieler Nazi-Mitläufer (und etli- 
cher Täter) mit dem staatlich sanktionier- 
ten Antifaschismus, eine tatsächliche Er- 
innerung an Auschwitz und den Vernich- 
tungskrieg nicht überstanden. Die politi- 
schen Entscheidungen der westlichen Al- 
liierten und der Sowjetunion, insbeson- 
dere das Verhältnis zwischen beiden Sei- 
ten, war bis 1945 jedoch von der Not- 
wendigkeit geprägt, den fanatischen Ver- 
nichtungskrieg der Deutschen gemeinsam 
stoppen zu müssen. Die Teilung und die 
über vierzigjährige Beaufsichtigung 
Deutschlands war daher immerhin so et- 
was wie die realpolitische Konsequenz 
aus dieser Konstellation. Erst einige Jahre 
nach der bedingungslosen Kapitulation 
Deutschlands rückten die Gegensätze 
zwischen den Staaten der Antihitler- 
koalition wieder ın den Vordergrund. Wir 
können daher mit einem gewissen Recht 
sagen, daß die Teilung Deutschlands zwar 
nicht eine “Rache der Sieger” war, daß 
sie aber, nachdem das Ausmaß der deut- 
schen Verbrechen aligemiein bekannt wur- 
de, durchaus ın der ganzen Welt zuneh- 
mend als “Lehre aus Auschwitz” verstan- 
den wurde. 

Heute läßt sich nun konstatieren. daß es 
der deutschen Erinnerungskultur seit 
1990 vor allem darum geht, diese (nicht 
exakt ableitbare, aber real so verstande- 
ne) “Lehre aus Auschwitz” vergessen zu 
machen und sıe durch eine andere “Leh- 
re” zu ersetzen. Es gehört ohnehin zu dem 
zentralen Paradox deutscher 
Erinnerungsbernühungen, daß dabei Er- 
innerung und Spurenauslöschung immer 
wieder Hand ın Hand gehen. Schon dar- 
aus folgt, daß man ın Deutschland ein be- 
sonderes Interesse an einer eingängigen 
“Lehre aus Auschwitz” hat. (Teil dieser 
Anmaßung ist übrigens die Frage an die 
Juden, ob sie aus ihrer Leidensgeschich- 
te denn nichts gelernt haben). Diese “deut- 
sche Lehre” existiert inzwischen. Sie be- 
sagt, daß die Deutschen erfolgreich “zwei 
Diktaturen” im eigenen Land und eine 
weitere auf dem Balkan besiegt haben und 


damit Musterschüler im “Erinnern an den 
Holocaust” sind: “Es kommt nicht häu- 
fig vor, daß Völker sich ihren eigenen 
Verbrechen stellen. Im internationalen 
Vergleich kann sich da die Bundesrepu- 
blık, aufs Ganze gesehen, durchaus se- 
hen lassen” (Hans-Ulrich Wehler 1998). 
Auf dem Höhepunkt der neuen deutschen 
Erinnerungskultur, in einer Zeit, in der 
mehr Bücher und Filme über den 
Holocaust auf dem Markt sind, als je zu- 
vor, in der unzählige Bücher von verfolg- 
ten Juden wohlwollend in den Feuille- 
tons besprochen werden, da an den Uni- 
versitäten “jüdische Studien” betrieben 
und ın den großen Städten “jüdische Kul- 
tur” entdeckt wird, genau zu diesem Zeit- 
punkt findet demnach die nachhaltigste 
Relativierung des Nationalsozialismus 
und des Holocaust statt. Die plumpen 
Verleugnungen und Relativierungen frü- 
herer Jahrzehnte sind dabei keineswegs 
verschwunden, aber das Bezugssystem hat 
sich weitgehend verändert. Man blickt 
nun vom Standpunkt der “erfolgreichen 


Demokratie” zurück und entdeckt, daß 


“der Mensch” trotz aller Zivilisation zur 


“Barbarei” und zum “Bösen” neigt. So: 


wie Hitler und Honecker über die Deut- 
schen gekommen sind, so ist es anderen 
vor und nach uns auch schon gegangen. 
Ununterscheidbar erscheinen Lenin. Sta- 
iın, Mao Tse-Tung, Pol Fot, Batista, 
Pinochet, Ceausescu, Saddam Hussein, 
Idı Amin oder Milosevic, als Vorläufer 
oder Widergänger Hitlers. Wem, wenn 
nicht den Deutschen, die es schließlich 
wissen müssen, fällt daher “wegen Ausch- 
witz” die verantwortliche Rolle des 
Mahners zu, der, wenn es sein muß, welt- 
weit “den Anfängen wehrt”? 

Martın Walsers Polemik gegen die “Droh- 
routine” ist deshalb nicht außer Kurs ge- 
setzt. Was ıhn stört, stört auch alle ande- 
ren. Aber Walsers antisemitische Stimme 
ist heute nur eine in einem vielstimmi- 
gen Erinnerungskonzert. Dort vermengen 
sıch die offen reaktionären und liberal- 
zivilgesellschaftlichen Positionen zu ei- 
ner “Kultur des Gedenkens”, die alles, 
auch die Stimmen der Opfer, in sich auf- 
nimmt und die sich deshalb, “aufs Ganze 
gesehen, durchaus sehen lassen kann”. 
Dieses Erinnern funktioniert nach dem 
Muster einer Katharsis, einer “Reini- 
gung” nach dem Drehbuch der Tragödie, 
wo das Durchleben heftiger Affekte wie 
Trauer oder Angst zu einer (lustvollen) 
Läuterung bzw. (versöhnlichen) Überwin- 
dung dieser Zustände führt: Der Natio- 
nalsozialismus als menschliche Tragödie 
von wagnerischer Größe, die das Gesetz 
offenbart, welches das menschliche Da- 
sein lenkt. Auf diese Weise hat man in 


den letzten 10 Jahren eine beinahe un- 
heimliche Umkehrung der Realitäten her- 
beigeführt, in der die Täter sich immer 
mehr selbst zu Opfern erklärt haben. Die 
Täterschaft wird dabei immer abstrakter 
und mysteriöser. In der Psychologie er- 
reicht man den kathartischen Effekt heu- 
te mit der Methode der freien Assoziati- 
on. So auch die deutsche Erinnerungs- 
kultur: Im Zusammenhang mit der Dis- 
kussion über das Holocaust-Mahnmal 
wurde häufig gesagt, daß die Debatte 
selbst das wichtigste Ereignis sei. Diese 
Debatte war tatsächlich durch Nar- 
rationen und freie Assoziationen geprägt. 
Es wurden nicht einfach Argumente aus- 
getauscht, sondern es wurden Geschich- 
ten von Vater und Mutter, von Flucht und 
Vertreibung erzählt. Während der Bun- 
destagsdebatte über die ““Wehrmachtsaus- 
stellung” erzählten sich die Abgeordne- 
ten gegenseitig ihre Familiengeschichten, 
bis schließlich alle zu Tränen gerührt wa- 
ren. Dieser kathartischen Rührseligkeit 
steht die anhaltende Mitleidlosigkeit und 
Unberührtheit gegenüber den konkreten 
Schicksalen der Überlebenden gegenüber. 
Die pflichtbewußte Erinnerung an die 
Leiden der Verfolgten schlägt umgehend 
in Mitleid mit den Täiern - den wahren 
“Opfern der Umstände” - um. Die 
narrative Ausrichtung dieser Erinnerung 
ist also eine besonders subtile Form der 
Relativierung. 


Empathie: Holocaust und 
Antikapitalismus 


Damit komme ich zum letzen Teil dieses 
Beitrages, nämlich zu der Frage nach dem 
Zusammenhang zwischen Emphatie und 
linker Analyse. 

Es ist so, daß die politische Linke immer 
das Problem hatte, die Ereignisse des 
Holocaust in ihren Antikapitalismus zu 
integrieren. Ich beschreibe nur zwei Va- 
rianten: Die eine erzählt eine Geschich- 
te, in der “Monopolkapitalisten” bzw. dıe 
“Couponschneider” des “Finanzkapiıtals” 
des Profites wegen, Kriege anzetteln und 
deshalb den Proleten, die von ıhrer “ehr- 
lichen Arbeit” leben, mit nationalistischer 
und rassistischer Propaganda den Kopf 
verdrehen. Die “bösen Gedanken” der 
Unterdrückten werden diesen also von 
außen eingeredet. Auf jeden Fall hat ıhr 
“falsches Bewußtsein” mit ıhrer Lebens- 
welt und ihren “objektiven Interessen” 
eigentlich nichts zu tun. Ganz ım Gegen- 
teil, auch der heftigste Antisemitismus bei 
nıcht wenigen Proleten, zeugt von deren 
innerem Drang zur Rebellion, denn An- 
tisemitismus ist nach dieser Lesart eine 
Art fehlgeleiteter, “deformierter” Antı- 
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xacitausmus. Der objektiv vorhandene. 
Anükapitalismus wird, so heißt es, in. der 


Zirkulationsphäre ‚auf Jıe Juden “abge- 
lenkt.” Die anüsemutische “Wut” dringt 
leider nicht immer zum Kern Ser Aus- 
seutung, zur Fabrik und zur Arbeit vor, 
sonderi sleibt “entfremdet” an der Ober- 
fläche hängen. 
Diese Sichtweise isi taisächlich eine his 
heute existierende Varianie des linken 
Umgangs mit dem Holocaust. Im Grun- 
de ıst für das Erinnern des Holocaust in 
diesem Paradigma überhaupt kein Platz, 
weil der Holocaust darin wie ein Be- 
triebsunfall wirken muß. Trotzdem wird 
man in dem politischen Milieu, das die- 
sem Paradigma anhängt, etliche Leute fin- 
den, die sich intensiv mit bestimmten 
Aspekten des Holocaust auseinanderset- 
zen. Man begegnet dort sogar einer Rei- 
he von Menschen, die ein Konzentrati- 
onslager oder ein Vernichtungslager 
überlebt haben. | 
Auch die andere Variante, ın der Elemente 
der ersten durchaus vorkommen, besagt, 
daß der Holocaust einen “Grund” hat. Die 
Vernichtung soll als Konsequenz der 
"Widersprüche der Wert- 
vergesellschaftung” verstanden werden: 
Ganz auf sich zurückgeworfen, haßt das 
bürgerliche Subjekt den Markt, auf dem 
Individualität nichts zählt und auf dem 
es sich bewähren muß. Doch die Subjekt- 
iorm ist “objektiver Schein der Zirkula- 
ton”, was sich daran zeigt, daß das Sub- 


gen, die das Subjekt auf dem Markt hin- 
nehmen muß, macht es Schwächere oder 
Erfolgreichere (z.B. das “raffende Kapi- 
tal”, für dessen Charaktermasken es die 
Juden hält) verantwortlich und wird dar- 
über rassistisch und antisemitisch. 
Schließlich setzt es auf ein Bündnis zwi- 
schen Kapital und Arbeit unter Aufsicht 
des Staates. Die Massenvernichtung der 
europäischen Juden ratifizierte eine sol- 
che Verschmelzung. 
Auch in dieser Variante erscheint Antise- 
mitismus, noch bevor etwas darüber ge- 
sagt ist, ober eliminatorisch ist oder nicht, 
als. rebellische “Auflehnung gegen das 
Zur-Ware-Werden”, also als nicht völlig 
grundlos, jedoch als Ausdruck des fal- 
schen Scheins der wirklichen Verhältnis- 
se bzw. als notwendig falsches Bewußt- 
sein. Demzufolge stehen die Krematori- 
en in Auschwitz für die “barbarische” 
Potentialität des Kapitalismus. Wenn 
aber die Macht der hier als “Wirkung” 
beschworenen “Ideologie” unwidersteh- 
lich ist, dann ist erstens der Sieg des Na- 
ııonalsozialismus in Deutschland erklärt 
und zweitens liegt alle Schuld bei der 


Ideologie bzw. dem Kapitalismus; die 
überwältigten Einzelnen sind entschul- 
digt. Solchen rationalen Erklärungen aus 
der Geschichte oder der Struktur stehen 
die Zeugnisse der Überlebenden gegen- 
über, die nicht “Gesetze”, sondern Täter 
am Werk gesehen haben. Die wenigen 
Spuren von geschichtlichem Wissen, die 
in solche Funktionsanalyse eingehen, än- 
dern nichts daran, daß man eigentiich 
schon zu wissen glaubt, was man erst zur 
‚enntnis zu nehmen hätte. In der Verfol- 
gung und Vernichtung der europäischen 
Juden werden die Strukturen der eigenen 
Thesen wiedererkannt. Was aber müssen 
das für Thesen sein, die den millionenfa- 
chen Mord so “logisch” erscheinen las- 
sen? Der Holocaust kommt in solchen 
Analysen nur als Metapher vor. Wir wer- 
den durch sie nie erfahren, wie es von ei- 
nem Gesetz zu einer Durchführungsver- 
ordnung und zu einem Befehl kam. Wer 
hat an der Definition “Wer ist Jude” ge- 
nau mitgewirkt und wie kam es dann zur 
Isolierung im Ghetto, zur Enteignung, 
zum Töten? Wie wurde überhaupt das In- 
strumentarium entwickelt - von Bestim- 
mungen des Familienrechts bis zu den 
Mordbefehien, die meist nur mündlich er- 
folgten? Was sagen die Zeugnisse der 
Überlebenden darüber aus? 


Der Wille zur Holocaust-Theorie 


In dem Milieu, das diesem Paradigma 
anhängt, möchte man sich mit einer Theo- 
rıe des Antisemitismus nicht begnügen, 
sondern diese zu einer 
“Holocausttheorie” fortschreiben. Wäh- 
rend die “Monopolkapitalthese” vielleicht 
nicht besonders klug ist, ist die Idee eı- 
ner “Holocausttheorie”, besonders wenn 
sie von deutschen Linken kommt, anma- 
Bend. Sie ignoriert ein Grundaxiom der 
heutigen Holocaustforschung, das besagt, 
daß die theoretischen Spekulationen (die 
nicht völlig zu vermeiden sind) niemals 
das Ereignis der Vernichtung selbst in den 
Hintergrund drängen dürfen. Trotzdem 
wird man auch in dem politischen Mi- 
lıeu, das diesem Paradigma anhängt, et- 
liche Leute finden, die sich mit bestimm- 
ten Aspekten des Holocaust intensiver 
auseinandersetzen. Obwohl dieses Para- 
dıgma eine Empathie gegenüber seinem 
“Gegenstand” kaum zuläßt, weshalb man 
in diesem Milieu auch nur wenig Men- 
schen finden wird, die selbst Opfer der 
Verfolgung waren, kann der Wille zu ei- 
ner "stringenden Ableitung” des 
Holocaust offenbar über die Erfahrung 
der Vergeblichkeit hinweghelfen, die sich 
meistens einstellt, wenn man feststellt, 
daß auch die akribische Beschreibung der 


_ Etappen von Ausgrenzung, Verfolgung 


und Ermordung der Juden nicht “erklä- 

ren” kann, warum die Juden umgebracht 

wurden. 

Seit den 60er Jahren sind viele Linke auf 
der Suche nach einer Zentralperspektive, 

von der aus man das Geschehene verste- 

hen könnte. Sie verfolgen beharrlich ihr 

Ziel, auch den Holocaust zu objektivie- 

ren. Sie gehen dann jedoch nicht von 

Zeugnissen der Opfer aus, sondern von 

Theorien, denen ihre Leidenschaften vor 

allem gelten. Weil die Ereignisse der Ver- 

folgung und Vernichtung in diesem lin- 

ken (eigentlich: sozialwissenschaftlichen) 

Horizont rein funktional aufgefaßt wer- 

den, müssen sie zwangsläufig in ihrer 

Eigenart und Singularität verschwinden. 

Die konkreten Stationen der Verfolgung 

sowie die davon berichtenden Zeugnisse 

der Überlebenden werden dann zur Be- 

bilderung einer vorher fertigen Theorie 

herabgesetzt. Erst so wird es möglich, die 

Kritik “des” Antisemitismus und die Kri- 

tik der Wertform derart eng zusammen- 

zuführen. Von der “Ableitung” von “An- 

tisemitismus im allgemeinen” aus der 

Wertvergesellschaftung, zur “Erklärun g” 

der deutschen Vernichtungspraxis ist es 

dann nur ein kleiner Schritt. Antiscemitis- 

mus und Holocaust werden dabei als ein 

und dieselbe Sache verstanden, so als 

würde jeder Antisemitismus jederzeit und 

in jedem Land zu einem Holocaust füh- 

ren müssen. 

Der “Antisemitismus im allgemeinen” isı 

eine schlechte Abstraktion. In ihr wird der 
Nationalsozialismus als eine besonders 

radikale Variante des Kapitalismus baga- 

tellisiert. Viele Fragen, die an den 

Holocaust gestellt werden, sind deshalb 

letztlich “ökonomische” Fragen. Sie glei- 

chen den Fragen, die von Antirassisten an 

die Sklaverei gestellt werden: Waren es 
rassistische Vorstellungen von Übertegen- 
heit gewesen, die zur Einführung der 
nordamerikanischen Plantagensklaverei 
führten, oder waren diese Vorstellungen 
Folge der Sklaverei, die wiederum Re- 
sultat eines Arbeitskräftemangels war? 
Abgesehen davon, daß Arbeitskräfteman- 
gel unter kapitalistischen Bedingungen 
nur selten zur Sklaverei führt, daß dieser 
Konsequenz also bestimmte Diskurse 
vorausgegangen sein müssen, irritieren 
solche Fragen durch ihre objektivistische 
Manier. Denn eine Antwort ist hier im- 
mer schon gegeben: Wenn es aus Arbeits- 
kräftemangel geschah, denn ist es viel- 
leicht konkret verwerflich, aber “objek- 
tiv” vernünftig, rational nachvollziehbar. 
Unser sozialwissenschaftliches 
Orientierungssystem bleibt hier vollkom- 
men intakt. Und weil die Sklaverei 


schließlich mittlerweile überwunden ist, 
bleibt auch der Glaube an den Fortschritt 
intakt. Was aber, wenn die Nachkommen 
einer vierhundertjährigen Sklaverei sich 
noch heute für das Schicksal ihrer Vor- 
fahren schämen, wenn die Erinnerung 
daran auch heute noch traumatisierend 

ist, wenn die heutige Verteilung von 

Produktionsmitteln, Grund und Boden, 

Bildungschancen etc. immer noch eine 

Folge der Sklaverei ist? 

Zum “Willen zur Holocaust-Theorie” 

sagte Raul Hilberg in einem Interview 

folgendes: “Sie fragen, warum die Deut- 

schen die Juden getötet haben. Ich kann 

diese Frage nicht beantworten, obwohl 

sie mich mein Leben lang beschäftigt hat. 

Das ist ungenügend aus einem einfachen 

Grunde. Unsere Sprache fordert ein “dar- 

um’. Das ist schon von den Griechen 

überliefert worden. Sıe fordert eine Be- 

gründung. Jedes Ereignis hat irgendeinen 

Grund. Und wenn wir es nıcht erklären 

können, dann erfinden wir einen Grund, 

damit einer da 'st. Diese erfundenen 

Gründe - ideologische, ökonomische - 

erklären allenfails einen kleinen Teil der 
Sache. Aber das genügt nicht. Und dahabe 

ich mich entschlossen, nicht weil ich dar- 

an nicht interessiert bin, sondern weil ich 

es eben nicht zustande bringe, daß es mir 
genügen muß, die Sache zu beschreiben.” 

Raul Hilberg gehört gewiß nicht zu de- 

nen, die den Holocaust als “unbegreiflich” 
bezeichnen, um ıhn zu einem negativen 
Mythos zu machen. Seine Forschung und 

sein ganzes Leben ıst vom Begreifen- 
wollen geprägt. Nirgends erlaubt er sich 
(und dern Leser), den Blick abzuwenden. 
Aber er mißtraut der Erklärungskraft von 
“Holocaust-Theorien”, die auf einen be- 
stimmten Kritikbegriff zurückzuführen 
sind. Schon Marx denunzierte den gleich- 
sam inquisitorischen Kritikbegriff der 
Junghegelianer, denen er vorwarf, die 
Gesellschaft so lange auf die Folter der 
Kritik spannen zu wollen, bis sie ihnen 
nachspreche: “Hier ıst die Wahrheit, knie 
nieder!” In Bezug auf den Holocaust isı 
ein solcher “Stil”, die Neigung, den 
Holocaust abstrakt und teleologisch als 
Kausalzusammenhang zu erzählen - die- 
ser oder jener Einflußfaktor hat dann je- 
weils “zu Auschwitz geführt” - besonders 
verantwortungslos. Jede verallgemeinerte 
historische Theoriebildung führt hier ten- 
denziell zu einer Entkonkretisierung. Die 
Bedeutungsvielfalt und die Bedeutungs- 
schwere der Konzentrationslager und des 
Vernichtungskrieges werden durch solche 
Verallgemeinerungen immer wieder ein- 
geschränkt. 

Der Vernichtungsantisemitismus richte- 
te sich keineswegs zufällig und schon gar 


nicht aus ökonomischen Motiven gegen 
die Juden, obwohl die. Verwertung des 
Eigentums der Ermordeten diesen Ein- 
druck nahe legen könnte. Warum wurden 
aus der griechischen Hafenstadt Saloni- 
ki, die damals vielleicht 300.000 Ein- 
wohn£r hatte, 50.000 bis 60.000 Juden 
in die Vernichtungslager transportiert, 
nachdem die deutsche Wehrmacht die 
Stadt besetzt hatte? Man könnte eine Ant- 
wort mit Tom Segev versuchen: Der An- 
tisemitismus ist in einer konkreten Si- 
tuation für seine Anhänger ein System 
praktischer Chancen und ein besonderer 
Lebensstil. Antisemitismus erlaubt ihnen 
dann zum Beispiel die ganz und gar “un- 
bürgerliche” Selbsteinordnung in ein 
Kollektiv, von dessen bürgerlichen 
Verkehrsformen “die Juden” ausgeschlos- 
sen werden sollen. Dabei funktioniert der 
Antisemitismus als Kampfparole einer 
Verfolgungspraxis, mit der die Antisemi- 
ten dieses Kollektiv erzwingen wollen. 
In diesem Sinn hat Antisemitismus mit 


der sozialen Welt einer bürgerlich-kapi- 


talıstischen Ordnung zu tun, die er aber 
teilweise sistiert. Die “nationale Identi- 
tät” eines Staates und seiner Untertanen 
definiert sich eben nicht allein über Ge- 
setze, symbolische Werte oder kulturelle 
Errungenschaften, sondern stets auch 
über die mysteriöse Beschwörung eines 
bestimmten Lebensstils. In Deutschland 
wurde der besondere “way of life” der 
Nazi-Akuüven, ihr spezifisches Genießen 
symbolischer Unterscheidungen und der 
mit ihnen verbundenen mystischen Er- 
zählungen von Blut, Boden und jüdischer 
Verschwörung, zum Maßstab einer gan- 
zen Gesellschaft. Die angebliche Bedro- 
hung dieses “deutschen Lebensstils” 
durch “die Juden” wurde gemeinsame 
Überzeugung. 

Z,weıfellos ist es legitim, solche erklären- 
de Theorien zu erarbeiten. Wenn wir uns 
jedoch direkt mit den Ereignissen ausein- 
andersetzen, vor allem mit den Zeugnis- 
sen der Opfer, erweisen sich die theoreti- 
schen Erklärungen als schwach. So er- 
klärt zum Beispiel die eben referierte 
Position den Ausgrenzungswillen, nicht 
aber den Willen, den Großteil der Bewoh- 
ner einer Stadt zu vergasen. Andererseits, 
das zeigi auch Raul Hilberg in seinen 
Büchern, kann auf Deutungen nicht ver- 
zichtet werden. “Die Konzentrationslager 
einfach zu beschreiben”, so Hannah 
Arendt, “heißt nicht, objektiv zu sein, son- 
dern sie zu entschuldigen.” Was also tun? 


Antikapitalismus als “Lehre aus 
Auschwitz’? 


Anders als große Revolutionen, die ei- 
nen heroischen und optimistischen An- 


schluß erlauben, ist der Holocaust ein 
“negatives Geschichtszeichen”. Er hält 
keine logischen, geschichtsphiloso- 
phischen, historisch-materialistischen, 
fortschrittsorientierten und moralisch- 
politischen Schlußfolgerungen bereit. Er 
stellt nicht zuletzt für jeden spekulativen 
Diskurs wissenschaftlich-theoretischer 
Modelle eine Grenze dar. Nicht ein Be- 
griff folgt aus dem Holocaust, sondern 
eine historische Verunsicherung. 

Das bedeutet aber keineswegs, daß viele 
Menschen für sich nicht ihre Lehren ge- 
zogen hätten. Oben wurde bereits er- 
wähnt, daß Millionen Menschen in alier 
Welt die Besetzung und anschließende 
Teilung Deutschlands viele Jahrzehnte 
lang wie eine “Lehre aus Auschwitz” vor- 
kam. Dieser Eindruck ist jedoch nicht 
“objektiv” mit dem, was in den Lagern 
geschah zu begründen. Schaut man sich 
z.B. die jüdische Literatur an, so sieht 
man, wieviel unterschiedliche Lehren 
dort aus dem Holocaust gezogen werden. 
Der jüdische Autor Abraham Jehoschua 
hat festgestellt, daß in der Holocaust-Li- 
teratur etwa zwanzig unterschiedliche 
“Lehren” gezogen werden. So heißt es 
zum Beispiel in einigen Werken, der 
Holocaust habe ein Bewußtsein von der 
Existenz Gottes schaffen. Andere sagen 
gerade das Gegenteil: der Holocaust be- 
weise unwiderlegbar, daß es Gott nicht 
gibt. Dann gibt es wiederum Überleben- 
de, die sagen, der Krieg und der Holocaust 
hätten gezeigt, daß Demokratien stärker 
sind als Diktaturen. Eine Lehre aus dem 
Holocaust sei daher, daß man den Tota- 
litarısmus bekämpfen und die Demokra- 
tie stärken müsse. Es gibt andere, die sa- 
gen, der Holocaust habe gezeigt, daß die 
Welt ein Chaos ist und internationale Ga- 
rantıen nichts wert sind. Auch Demokra- 
tien oder die UNO könnten nicht als Ga- 
rantien verstanden werden. Wieder ande- 
re sagen, daß es eine Lehre aus dem 
Holocaust sei, daß die Juden einen eige- 
nen Staat brauchen. Dem widersprechen 
andere mit dem Argument, nur durch die 
Diaspora hätten viele Juden überlebt, 
weil sie dadurch über viele Länder ver- 
teilt waren. 

Das sind nur einige der vielen “Lehren”, 
die verschiedene Menschen aus dem 
Holocaust gezogen haben. Linke Antifa- 
schisten ergänzen diese durch eine wei- 
tere: Der Holocaust lehrt, daß man Staat 
& Kapital bekämpfen muß. Nun wird 
man eine solche heroische Schlußfolge- 
rung bei den Überlebenden des Holocaust 
eher seiten finden. Vielleicht würden 
manche Überlebende eine solche Schluß- 
folgerung sogar als Angriff auf Israel in- 
terpretieren, denn mit Israel ist immerhin 


!37 


38 / 


eın neuer Staat entstanden, ein kapitali- 
stischer zudem. Trotzdem wird man die- 
se linke “Lihre” nicht einfach verwerfen 
können. Es kommt darauf an, wie sie be- 
gründet wird. Man kann sie z:im Beispiel 
akzeptieren, wenn man anerkennt, daß es 
sich 'bei dieser “Lehre” nicht um eıne 
“wissenschaftliche Wahrheit” handelt, 
wenn man also anerkennt, daß solche 
“Lehren” nicht entdeckt, sondern ge- 
schaffen werden. Fe 
Diese Aussage, daß.man aufgrund des 
Holocaust Antikapitalist sein müßte, ist 
nicht wissenschaftlich zu begründen und 
logisch abzuleiten. Man kann sıe aber 
dann als legitime “Lehre” anerkennen, 
wenn auf die Behauptung ihrer Ableit- 
barkeit verzichtet wird, d.h., wenn man 
sich nicht auf wissenschaftliche Gesetze 
beruft, sonder einfach sagt: Es Ist aus ei- 
ner Reihe von Gründen UNSERE 
Schlußfolgerung. Die Behauptung, der 
Holocaust “lehre” den Kampf gegen 
Staat & Kapital ist eine Setzung. Sie 
überdehnt die linke Klassıfikation der 
sozialen Welt und den linken Blick auf 
die Geschichte, indem sie die Fragen, die 
der Holocaust aufwirft, dem linken Be- 
zugssystem subsumiert. Auf diese Weise 
begründet, führt eine solche Setzung not- 
wendig zu einem gewissen Maß an Indif- 
terenz gegenüber dem Ereignis, weil beim 
Blick auf die Vernichtungspraxis der 
Deutschen alles unbeachtet bleiben muß, 
was mit diesem Antikapitalismus nicht 
erklärt werden kann. Erkennt man hinge- 
genan, daß es sich bei der Behauptung, 
der Kampf gegen Staat & Kapital sei eine 
“Lehre aus Auschwitz” um eine nicht ab- 
ieıtbare Setzung handelt, verzichtet man 
also auf die Behauptung, diese Schluß- 
folgerung sei “wissenschaftlich” be- 
gründbar, dann kann diese “Lehre” im- 
merhin zur Diskussion gestellt werden. 
Ohne daß man sich dabei unlegitimiert 
auf die Opfer berufen müßte, deren Er- 
fahrungen solche antistaatlichen und an- 
tikapitalistischen Schlußfolgerungen 
nicht zwingend nahelegen, könnte man 
einfach die Argumente nennen, die aus 
der eigenen Sicht für einen gewissen Zu- 
sammenhang von Verfolgungswut über- 
haupt sowie Antisemitismus im beson- 
deren und dem “Wert” als gesellschaftli- 
chem Verhältnis sprechen. 
Da jedoch der Holocaust für Deduktions- 
übungen und Ableitungsmodelle (der 
bürgerlichen Soziologie ebenso wie der 
marxistischen Wertkritik) eine ganz kla- 
re Grenze darstellt, können wir auf die- 
sem Weg zwar viele Einzelheiten aufklä- 
ren, aber letztendlich ergeben diese kein 
“Modell”. Das sture Vertrauen in die Er- 
klärungskraft von theoretischen Ablei- 


tungen, die Aufteilung der Wirklichkeit 
in Haupt- und Nebenwidersprüche, die 
Reduktion des Subjekts als “Faktor” im 
gesellschaftlichen Prozeß, all das bedeu- 
tet, in Bezug auf den Holocaust, daß man 
letztlich Leerformeln in der Tradition der 
Dimitroffschen Faschismustheorie pro- 
duziert. Der optimistische Anschluß von 
links in Gestalt von nistorisch-materiali- 
sisschen Schlußfoigerungen funktiöntert 
hier nicht. 

Ich sage das vor dem Hintergrund, daß 
wir uns nicht mehr auf die selbe Weise 
durchsetzen können, wie es Marxisten ın 
früheren Zeiten konnten. Der historische 
Marxismus, wie wir ihn kennengelernt 
haben, hat sich im 19. Jh. und zu Beginn 
des 20. Jh., mit der Behauptung durch- 
gesetzt, die kapitalistische Logik erzeu- 
ge, “mit der Notwendigkeit eines Natur- 
prozesses ıhre eigene Negation” und die- 
ser Prozeß sei “naturwissenschaftlich treu 
zu konstatieren” (Kapital, Bd. I, S.791). 
Es war nicht zuletzt dieses Wissenschafts- 
ideal, das der linken Bewegung zu Anse- 
hen verhalf. Zum einen, weil Naturwis- 
senschaft damals (schon) eine Autorität 
ersten Ranges darstellte, zum anderen, 
weil dieses Ideäl sich mit dem popularen 
Determinismus und mit der “Dialektik 
der Geschichte”, also der Metaphysik 
Hegels verband. (Im Marschen “Kapital” 
ist die Feststellung von Wirkungszu- 
samenhängen und das Abstrahieren von 
empirischen Nebenbedingungen unter 
kontrollierten ceteris paribus-Bedingun- 
gen allerdings nicht gleichbedeutend mit 
Determinismus). Auf jeden Fall entstand 
aus dieser Verbindung von “wissenschaft- 
lichem Sozialismus” und Arbeiterbewe- 
gung eine erstaunliche Widerstandskraft, 
die Geschichte gemacht HAT. Diese mar- 
xistische Arbeiterbewegung war eine 
wirkliche historische Kraft und sie hat die 
Welt verändert. Heute ist ihr Diskurs 
derealisiert. Die auf das “Entwicklungs- 
gesetz des Kapitalismus” sich berufenden 
Erwartungen und politischen Programme 
(das Vertrauen auf historische Gesetze 
und politischer Aktivismus schlossen sich 
dabei nie aus), begründeten erst unter ver- 
änderten Bedingungen eine schematische 
Praxis. Heute, da die Autorität dieses 
Wissenschaftsdiskurses (und die der 
Dialektik”) in dieser Form nicht mehr 
gegeben ist, läßt sich eine solche 
wirkungsmächtige Verbindung von Wis- 
senschaft und sozialer Bewegung nicht 
wiederholen. 

Diese Problematik hat sich nach dem 
Holocaust noch verschärft: Die Begeiste- 
rung für eine bestimmte Sorte von wis- 
senschaftlicher Welterklärungen muß 
sich, wenn sie von deutschen Linken ge- 


teilt wird, die Frage gefallen lassen, ob 
es sich hier nicht um ein (unbewußtes) 
Ausweichen vor der Konfrontation mit 
der “Kriegsgeneration” handelt. Ich wür- 
de heute soweit gehen, zu sagen, daß un- 
sere Theoriearbeit der 70er und 80er Jah- 
re, insbesondere die Versuche einer “Re- 
konstruktion” des Marxschen “Kapitals” 
und die Staatsableitungsdebatten ein (un- 
bewußter) Weg waren, auf dem man sich 
den Nationaisozialismus und die “Ver- 
wicklungen” der eigenen Eltern vom Hals 
halten konnte. Es kann kein Zufall sein, 
daß die sogenannte Staatsableitungs- 
debatte so nur in Deutschland geführt 
wurde. Die Ableitung des bürgerlichen 
Staates direkt aus den Hegelschen Kate- 
gorien und aus der Rekonstruktion des 
“Kapitals”, aus der man zweifellos viel 
lernen konnte und die, von einem rein 
theoretischen Standpunkt gesehen, durch- 
aus produktiv war, ersparte einem die 
konkrete historische Seite des deutschen 
Staates, der deutschen Arbeit und des 
deutschen Kapitals. Wie sonst ist die Tat- 
sache zu erklären, daß in den meisten pro- 
grammatischen Erklärungen der deut- 
schen Linken der 60er-, 70er- und 80er 
Jahre - gleichgültig ob Antiautoritäre, 
Anarchisten, Trotzkisten, KBW, DKP 
oder Autonome - die Vernichtung der 
europäischen Juden nicht einmal erwähnt 
wird? 
Wir kommen in diesem Zusammenhang 
richt umhin, uns dem Problem der heim- 
lichen Empathie mit den “Vätern” zu stel- 
len. Hannes Heer hat diese Empathie öf- 
fentlich gemacht, als er die Frage “Vater 
wo warst Du?” stellte und dann sagte: 
“Nur wenn wir der Frage “Vater, wo 
warst du?” die andere hinzufügen: “Wo 
hätte ich damals gestanden? Wie hätte ich 
reagiert?”, können wir diesen Krieg in 
unserem Volk endlich beenden.” In die- 
ser, in unzähligen Variationen zirkulie- 
renden Identifikation mit den Tätern - 
“Wie hätte ich damals gehandelt?” - steckt 
die Empathie mit der Tätergeneration. 
Die innere Bereitschaft, letztlich doch 
nicht nachzubohren, ist hier schon ange- 
legt. So entsteht ein generationsüber- 
greifender Vorstellungsraumes, in dem 
das Empathiebedürfnis der Nachgebore- 
nen auch von der Tätergeneration bedient 
werden kann. Deshalb sind für uns Über- 
legungen zur intergenerationalen Über- 
tragung und zu Konzepten des Unbewuß- 
ten relevant. Wir müssen Überlegungen 
zur unbewußten Verdrängung im Zusam- 
menhang mit den Leerstellen verfolgen, 
die der Marxismus - unser Marxismus - 
in Bezug auf den Holocaust zwangsläu- 
fig bereithält. Aus einer bestimmtem Per- 
spektive gibt es hier eine Überblendung 


der Paradigmen des Sein-Bewußtseins 
(aus dem Marxismus) einerseits und dem 
Unbewußten (aus der Psychoanalyse) an- 
dererseits. Wir können diese Überblen- 
dung als eine Bilderzeugung betrachten, 
die nach dem Konzept der Verdrängung 
zu untersuchen ist. Der “objektive Dis- 
kurs” unseres Marxismus verdrängt eher 
die Emphatie gegenüber den Verfolgten 
und Ermordeten und hält in Deutschland 
(zum Beispiel an den Universitäten) die 
Möglichkeit der Anerkennung durch die 
“Väter” offen. Nachdem nun, parallel 
zum Boom der Erinnerungskultur, das 
Erinnern des Holocaust ın den 80er Jah- 
ren auch in der radıkalen Linken wichti- 
ger wurde, steht dieses Erinnern deutlich 
unverbunden neben der (mehr oder we- 
niger) marxistischen Programmatık. In 
den 90er Jahren schließlich, angesichts 
der neuen staatlichen und militärischen 
Souveränität Deutschlands, geriet uns das 
Erinnern des Holocaust allzu häufig in 
das Register der Agitation, in dem die 
Vernichtung der europäischen Juden mei- 
stens eine Metapher bleibt. 


Verzicht auf den Marxismus - eine 
“f ehre aus Auschwitz’? 


Andererseits: Wir machen auch die Er- 
fahrung, daß ohne Antikapitalismus und 
ohne Staatsgegnerschaft, die Auseinan- 
dersetzung mit den Zeugnissen des 
Holocaust häufig !n einem “zivil- 
vesellschaftlichen Antitotalitarismus” 
endet und schließlich bei der Identifika- 
tion mit dem Staat der “Väter”. Das kön- 
nen wir erleben, wenn wir uns den Weg 
von bestimmten Ex-Linken anschauen, 
».B. den des Hamburger Instituts für So- 
zialforschung. Wır haben es hierbei mit 
einem doppeltem Paradox zu tun: Es gibt 
nicht wenige Menschen, die sich in den 
letzten zehn bis fünfzehn Jahren von ih- 
rer linken Vergangenheit mit der keines- 
wegs unberechtigten Begründung verab- 
schiedet haben, dıe Linke würde dem 
Holocaust keine Aufmerksamkeit schen- 
ken bzw. ihn in ıhren Kategorien ver- 
schwinden lassen. Viele haben sich dann 
in die entsprechenden Texte vertieft und 
sind darüber zu “Antitotalitaristen” ge- 
worden. In dem Maße aber, wie sich da- 
bei ihre Distanz zum demokratischen 
Deutschland bzw. zur deutschen “Zivil- 
gesellschaft” verkleinerte, sind sie dem 
“deutschen Volk” und seinem Staat plötz- 
lich ganz nahe gekommen. Ausgerechnet 
diese Leute, dıe oft über viel mehr De- 
tailwıssen über den Holocaust verfügen 
als viele politische Linke, ziehen daraus 
derart unerwartete Konsequenzen. 

Was bedeutet das? Wir können hier se- 


‚hen, wie Empathie gegenüber den Ver- 
_ folgten einerseits durch linke Abstraktio- 
hen, wenn man sie in einer bestimmten 
_ Weise betreibt, ausbleiben kann. Der mar- 


xistische Antikapitälismus produziert 
wegen seines Klassifikationssystems eher 
eine Distanz gegenüber den Zeugnissen 
des Holocaust. Andererseits können wir 
sehen, wie die Abwendung von linken 
Positionen zu einem Zusammenbruch des 
Erkenntnissystems führen kann, wodurch 
dann die verstärkte Beschäftigung mit 
den Zeugnissen des Holocaust unter be- 
stimmten Voraussetzungen in die Einfüh- 
lung in die Tätergeneration mündet. 
Das Ergebnis dieser Betrachtung ist nun, 
daß Antikapitalismus, obwohl seine Klas- 
sifikation der sozialen Welt gegenüber 
dem Holocaust eher Distanz herstellt, 
unter bestimmten Voraussetzungen die- 
se Distanz auch verringern kann, und zwar 
dann, wenn Antikapitalismus als ein Sy- 
stem von Bedeutung, Referenz, Sinn, 
Haltung, “Meaning” etc. wirkt, das ein 
“Dagegensein” stabilisiert. Adorno nennt 
in dem Aufsatz “Erziehun gnach Ausch- 
witz” die Kraft zum Nicht-Mitmachen 
eine Voraussetzung zur Verhinderun gei- 
ner Wiederholung des Holocaust. Und 
dıese Kraft kann offensichtlich aus dem 
Antikapitalismus gezogen werden. 
Diese Kraft könnte heute jedoch noch 
wirksamer sein, wenn sich eine solche 
antistaatliche und antikapitalistische Hal- 
tung möglichst wenig auf metaphysische 
Gewißheiten (Weltgeschichte, Gesetze, 
Prozesse) berufen würde, insbesondere 
nicht auf ein authentisches Subjekt. Als 
historische Gewißheiten galten bis 1990 
die oben beschriebenen, allgemein aner- 
kannten “Lehren aus Auschwitz” - die 
Nürnberger Prozesse, die Gründung der 
UNO, die Gründung der DDR, die vier- 
zigjährige alliierte Aufsichtsfunktion, die 
Losung “Nie wieder Krieg von deutschem 
Boden aus”. Bis 1990 konnte man also 
von der realpolitischen Existenz solcher 
“Lehren” ausgehen und sie als weltge- 
schichtliche Gewißheiten wahrnehmen. 
Die theoretische “Untermauerung” die- 
ses Zustandes, z.B. der Versuch, diese 
“Lehre” aus transhistorischen Kategori- 
en der Logik abzuleiten, kann im Rück- 
blick als überflüssige Zutat erkannt wer- 
den, die den realpolitischen Zustand le- 
diglich stillschweigend voraussetzte. 
Jetzt, da dieser Rahmen weggebrochen 
ist, kann die Illusion einer historischen 
Gesetzmäßigkeit vielleicht noch einige 
Jahre lang den Willen zum Nicht-Mitma- 
chen stabilisieren. Wir müssen allerdings 
auch bedenken, daß man sich auf Dauer 
nicht folgenlos täuscht. Weil diese “Ab- 
leitung” ohne den bis 1990 gegebenen 


weltpolitischen Rahmen (der sozusagen 
die “Wahrheit” unserer Kategorien garan- 
tierte) nicht mehr gelingen kann, könnte 
das manche, die diese Veränderungen 
nicht wahrhaben wollen, in 
phantasmatische Verschwörungsvor- 
stellungen treiben. Es wäre daher besser, 
sich über die begrenzte Reichweite der 
eigenen Theorien in Bezug auf den Na- 
tıonalsozialismus und den Holocaust 
klar zu werden. Damit wären die 
Marxschen Erkenntnisse nicht verworfen, 
nur ihre Reichweite wäre deutlicher ein- 
gegrenzt. Weil wir mit Marx zum 
Holocaust nicht viel sagen können, müs- 
sen wir ja beispielsweise nicht bezwei- 
feln, daß alle kapitalistische Zivilisation 
auf der Abpressung von Mehrarbeitszeit 
beruht, diese sich im Kapitalismus aber 
im Rahmen eines Äquivalententausches 
- “Arbeit” gegen Geldlohn - darstellt, daß 
dieser Mehrwert kapitalistisch akkumu- 
liert und ohne Rücksicht auf die Schran- 
ken der zahlungsfähigen Bedürfnisse in 
Kapital zurückverwandelt wird, weshalb 
periodisch zu viele Produktions- und Le- 
bensmittel produziert, Arbeitskräfte über- 


. schüssig gemacht und Kapital entwertet 


wird. 

Doch unsere “Lehre aus Auschwitz” ist 
letztlich eine politische. Wir erkennen, 
daß mit dem Verschwinden der Nach- 
kriegsordnung wesentliche Konscquen- 
zen für Deutschland vollkommen weg- 
gefallen sind. Wir müssen diesen Zusam- 
menhang immer wieder herausstellen. 
Ein bestimmter “Antikapitalismus”, der 
sich durch eine kausale Erklärung zu be- 
ruhigen sucht, muß diese Aufgabe aber 
verfehlen. Es ist deshalb wichtig, zu er- 
kennen, daß unsere Möglichkeiten des 
“Verstehens” des nationalsozialistischen 
Terrors sich auf die politisch deutbaren 
Verfolgungen von Regimegegnern, Anü- 
kapitalisten und Kriegsgegnern beschrän- 
ken. Diese “verstehbaren” Verfolgungen 
werden aber überlagert durch das namens- 
lose Schicksal der jüdischen Opfer, die 
um ihrer bloßen Existenz willen zum 
Tode verurteilt wurden. Ihre Vernichtung 
überschreitet den Rahmen des politisch 
Kalkulierbaren. Nie hat deshalb eine 
finale politökonomische Ableitung die 
Überlebenden dazu bringen können, ihr 
Schicksal als zwar entsetzlich, aber den- 
noch als Teil historisch bedeutsamer 
Abläufe zu interpretieren. 


Gegenübertragungen 


Unsere Beschäftigung mit dem Holocaust 
bewegt etwas in uns. Die Erinnerung an 
die Opfer versetzt uns ın Erregung, er- 
zeugt Frustration und Wut. Wir mobili- 
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sıeren also Empathie. Und diese taucht 
unversehens wieder ın unseren Texten 
ünd Reden auf. $5 wie z.B. beim Nato- 
"AngsiY auf Jugoslawien unsere Hysterie, 
unsere Ressentimznts, unsere Machtlo- 
sigkeit in unser2 Texte eingingen. Mar 
sollte wissen, daß unsere Texte und Re- 
den all dies in sich aufnehmen. Der psy- 
choanalytische Begriff hierfür heißt 
Gegenühertragung. In der Psychologie 
meint Empathie die Fähigkeit zum Mit- 
fühlen bzw. Mitleiden. Diese fänigkeit 
zur Ernphatie spielt auf unserer Konfe- 
renz eine große, aber unausgesprochene 
Rolle. Jede Auseinandersetzung erfordert 
eine temporäre Identifikation mit dem 
Gegenstand, ein Eintauchen in ıhn. Ohne 
Empathie gibt es keine wirkliche Ausein- 
andersetzungen mit den Zeugnissen des 
Holocaust. Die Frage ist allerdings, was 
überhaupt die Quellen einer Emphatie bei 
deutschen Linken sein könnten, die nur 
selten jüdischer Herkunft sind oder an- 
dere Verfolgte des Nazi-Regimes als Vor- 
fahren haben. Wenn wir James Young fol- 
gen, kann die Literatur des Holocaust 
eine Quelle dieser Emphatie sein, aber 
auch andere Medien der Erinnerung spie- 
len hier eine Rolle. Wir lesen Bücher von 
Primo Levi oder Raul Hilberg, aber wir 
sehen auch Filme wıe “Das Leben ist 
schön”. All das natürlich in einer Verbin- 
dung mit einer Kritik an der Täter- 
generation, deren Nachkommen die über- 


wiegende Mehrheit der Linken in 
Deutschland sind, sowie in Verbindung 
mit der politischen Kritik an den Ambi- 
tionen des neuen Deutschland. 

Das Sich-Hineinversetzen in die Opfer - 
unsere Empathie - stößt beim Holocaust 
jedoch auf deutliche Grenzen, denn nie- 
mand kann sich in die Iienschen verset- 
zen, die in den Konzentrationslagern und 
Vernichtungslagern ermordet wurden 
oder in jene, die sie zufällig überlebten. 
Die identifikatorische (und versteckt he- 
roische) Frage: “Wie hätte ich damals 
gehandelt”, mit der sich inzwischen viele 
Ex-Linke in ihre Eltern oder Großeltern 
einfühlen, läßt sich mit Bezug auf die 
Ermordeten nicht stellen. Wir brauchen 
also Einfühlung gegenüber einem Ereig- 
nis, das Einfühlung unmöglich macht. Es 
wäre daher ein Mißverständnis, wenn man 
von historischer Holocaust-Forschung 
und von Zeugnissen der Überlebenden 
erwarteten würde, daß sie uns das, was 
geschehen ist, ganz nahe bringen könn- 
ten. An textliche Repräsentationen dieser 
Ereignisse kann man schwerlich die An- 
forderung stellen, sie sollten so schreck- 
lich sein wie die Wirklichkeit. Entschei- 
dend ist hingegen, ob ein Text uns dazu 
verleitet, uns näher mit den Ereignissen 
zu beschäftigen, bei den Ereignissen zu 
verweilen und sie im Gedächtnis zu be- 
wahren. Und dazu verleiten “Holocaust- 
Theorien” eher nicht, weil sie uns auf 


Distanz halten und ein normatives, über 
die “Details” hinweg gehendes Denken 
fördern. 

Das Thema ist deprimierend. Viele wei- 
chen ıhm deshalb aus. Der aktuelle Auf- 
klärungsimpetus der deutschen 
Erinnerungskultur zeigt andererseits 
(man denke an den quantitativen Zuwachs 
an Artikeln, Ausstellungen, deutschen 
“Holoeaust-Filmen” etc.), daß auch eine 
seltsam “lebendige” Identifikation mit den 
Opfern möglich ist, die dann einen 
kathartischen (Tausch-) Prozeß in Gang 
setzen kann. Eine bestimmte Empathie 
gegenüber den Opfern wird in dieser 
Erinnerungskultur also durchaus herge- 
stellt. Wir sollten daher auch wissen, wo 
die Grenzen einer Empathie liegen und 
daß wir stets nur ein Verständnis für die 
Tiefe des Abstands zu den Ereignissen 
des Holocaust gewinnen können. Dies 
wiederum ist kein Grund für die Linke, 
den Holocaust zu sakrilisieren und ihn 
auf eine metahistorische Ebene zu heben. 
Die Feststellung, daß der Holocaust (bis- 
lang) einzigartig ist, ist keine Glaubens- 
[rage, sondern ist immer wieder anhand 
der Ereignisse und durch Vergleiche zu 
belegen. 


Überarbeiteter Vortrag auf der Berliner 
Konferenz “Frieden mit Auschwitz - 
Deutschland wiedergutgemacht”, 2. 
3.Juli 1999 


Offener Brief an die 
Minister Fischer und Scharping 


Sehr geehrter Herr Außenminister! 
Sehr geehrter Herr Verteidigungsmini- 
ster! 


Der Verteidigungsminister hatte bereits 
vor der völkerrechtswidrigen Aggressi- 
on der NATO gegen Jugoslawien, an der 
die Bundeswehr in verfassungswidriger 
Weise teilnimmt, bei einem Bundeswehr- 
besucht in Auschwitz gesagt: Um ein 
neues Auschwitz zu verhindern, “ıst die 
Bundeswehr in Bosnien”, und daß sie 
darum “wohl auch in das Kosovo gehen” 
wird. In Erklärungsnot geraten, berief 
sich auch der Außenminister auf die 
neue Art der Auschwitzlüge, um den 
verhängnisvolien Verstoß gegen die 
gerade auf Grund der Lehren von fa- 
schistischem Krieg und Holocaust ge- 
schaffere UNO-Charta zu begründen. 


Wir Überlebenden von Auschwitz und 
anderen Massenvernichtungslagern ver- 
urteilen den Mißbrauch, den Sie und 
andere Politiker mit den Toten von 
Auschwitz, mit dem von Hillerfaschisten 
im Namen der deutschen Herrenmen- 
schen vorbereiteten und begangenen 
Völkermord an Juden, Sinti und Roma 
und Slawen betreiben. Was Sıe tun, ist 
eine aus Argumentationsnot für ihre ver- 
hängnisvolle Politik geborene 
Verharmlosung des ın der bisherigen 
Menschheitsgeschichte einmaligen Ver- 
brechens. 


Diese Ihre Vorgehensweise soll offenbar 
einen schwerwiegenden und nicht ent- 
schuldbaren Verstoß gegen dıe Charta 
der Vereinten Nationen rechtfertigen. Die 
gegen Deutschland und Japan siegrei- 
chen Völker haben sich diese Charta 
1945 gegeben, um “künftige Geschlech- 
ter vor der Geißel des Krieges zu bewah- 
ren, die zweımal zu unseren Lebzeiten 
unsagbares Leid über dıe Menschheit 
gebracht hat,” — das bekanntlich von 
deutschem Boden ausging. Sie beschlos- 


- 


Überlebende protestieren gegen die Gleichsetzung von 


Auschwitz mit dem Kosovo 


sen, die “Kräfte zu vereinen, um den 
Weltfrieden und die Internationale Si- 
cherheit zu wahren.” 


Weltfrieden und internationale Sicher- 
heit werden jetzt gefährdet, indem ge- 
gen ein Gründungsmitglied der UNO 
Krieg geführt wird. Krieg von deutschem 
Boden aus, Krieg gegen ein Land, das 


größte Opfer im Kampf gegen Hitler . 


brachte und Unschätzbares zur Befrei- 
ung Europas vom Faschismus leistete. 
Sich als Begründung für einen solchen 


Krieg auf Auschwitz zu berufen, ist 
infam. 


Das Vorgehen der jugoslawischen Füh- 
rung gegen albanısche Minderheiten ver- 
stößt gegen die Menschenrechte. Wir 
verurteilen es. Wir verurteilen es wie wir 
das Vorgehen der türkischen Regierung 
gegen die Kurden verurteilen und das 
Vorgehen der israelischen Führung ge- 
gen die Palästinenser verurteilt haben. 
Stets haben wir gefordert — und wir tun 
es auch jetzt -- daß dagegen mit den Mit- 
teln vorgegangen wird, die der UNO zu 
Gebote stehen. Wer die antifaschisti- 
sche, den Menschenrechten verpflich- 
tete Rolle der UNO nicht nutzt, son- 
dern die UNO ausschaltet und 
schwächt, der hat jedes Recht verlo- 
ren, sich auf antifaschistische Postula- 
te wie “Nie wieder Auschwitz” zu be- 
ziehen, zumal er damit zugleich das 
Recht auf Krieg begründet. Die Fol- 
gen eines solchen Handelns werden ein 
Wiedererwachen der Kräfte sein, die 
1945 entscheidend geschlagen zu sein 
schienen, 


Sehr geehrte Herren Minister! 


Wir fragen Sıe angesichts Ihrer Verlaut- 
barungen und politischen Praxis: 


Soll vergessen sein, daß in diesem Jahr- 
hundert zweimal über Serbien von deut- 


schem Boden aus Vernichtung und Ver- 
wüstung hinweggingen? Soll vergessen 
sein das Massaker an einer Million Ser- 
ben, begangen von deutschen Nazis im 
Zweiten Weltkrieg und ihren in- und 
ausländischen willigen Vollstreckern? 
Nach den Juden hatten die Slawen ın 
Serbien — gemessen an ihrer Gesamtbe- 
völkerung - die meisten Opfer zu bekla- 
gen. 


Soll vergessen sein, daß die Zerschla- 
gung Serbiens von 1914 bis 1918 jenem 
Heeresgruppenbefehlshaber und 
Totenkopfhusaren August von Macken- 
sen übertragen war, der 1915 und dann 
immer wieder das “rücksichtsiose Vor- 
gehen” gegen die serbische Bevölkerung 
befahl und der dann unter Hitler bis zu- 
letzt als Propagandist half — bis zum 
Aufruf zum Opfertod der Jugendlichen 
als Volkssturm — und nach dem die Bun- 
deswehr immer noch eine Kaserne in 
Hildesheim benennt? 


Soil vergessen sein, daß nicht nur kai- 
serliches Heer, Reichswehr und Wehr- 
macht erprobte Serbenschlächter ın ih- 
ren Reihen hatten, sondern auch die 
Bundeswehr? Wir verweisen auf 
Wehrmachtsoberst Karl-Wilhelm Thilo, 
der in der Bundeswehr Generalmajor und 
Kommandeur der |. Gebirgsdivision — 
jener Division, die nun wieder auf dem 
Balkan die deutsche Fahne vertritt — so- 
wie stellvertretender Heeresinspekteur 
wurde. Er unterzeichnete Massenmord- 
befehle gegen Jugoslawien und er schrieb 
mit an Büchern, die in der Bundeswehr 
kursierten, um den Völkermord zu prei- 
sen, so H. Lanz (Hg.) “Gebirgsjäger — 
Die I. Gebirgsjäger-Division 1935/ 
1945". 


Soll vergessen sein, dal der Krieg der 
Bundeswehr gegen Serbien eindeutig 
gegen das Völkerrecht verstößt, nicht nur 
gegen die UNO-Charta, sondern auch 


u 


en NATO-Vertrag, die Schlußakte von 
Helsinki, gegen das Grundgesetz und den 
Zwei-Plus-Vier-Vertrag? Deutschland 
hat sich immer wieder zur Einhaltung 
der UN-Charta verpflichtet und sie nun 
mit dein Angriff auf Jugoslawien mit 
Füßen getreten. Die Bundeswehr verstieß 
gegen die Befenie aus dem politischen 
Raum: “Darüber hinaus hai die Bundes- 
resıerung das Verbot der Führung eines 
Angriifskrieges ... bekräftigt.” (Aus dem 
Zwei-Plus-Vier-Vertrag vom 12. Septem- 
ber 1990. Zitiert nach “Weißbuch 1994” 


der Bundeswehr.) 


Soll vergessen sein,daß Jugoslawien mit 
dem Krieg zur Unterzeichnung eines 
Vertrages gezwungen werden soll, der 
nur mit dem Münchner Diktat von 1938 
verglichen werden kann, mit dem die 
CSR zerstört wurde, wie heute Jugosla- 
wien zerstört werden soll? “Ein Vertrag 
ist nichtig, wenn sein Abschluß durch 
Androhung oder Anwendung von Ge- 
walt unter Verletzung der in der Charta 
der Vereinten Nationen niedergelegten 
Grundsätze des Völkerrechts herbeige- 
führt wurde.” So heißt es im Wiener 
Übereinkommen über das Recht der Ver- 
träge, Artikel 52. 


Wir fordern entschieden: Schluß mit 
dem Krieg gegen Jugoslawien und als 
Sofortmaßnahme: Einstellung der 
Bombardements. Verhandeln statt 
schießen. Wir fordern die Wie- 
üsrherstellung der UNO-Charta und 
Stärkung der UNO. Als Beitrag zu 
Verwirklichung und Verteidigung der 
antifaschistischen Errungenschaften 
der Völker. 
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Frieden mit Auschwitz - Krieg im Kosovo . 


Deutschland 


wiedergutgemacht 


- 


Aufruf zur Konferenz gegen die Versöhnung 
mit der deutschen Vergangenheit, Humboldt- 
universität, Berlin 2. — 3. Juli 1999 


Seit dem 24. März 1999 führt Deutsch- 
land wieder Krieg. Einen Krieg, der mit 
der Losung NIE WIEDER,AUSCH- 
WITZ legitimiert wird: Deutschland 
kämpft im Rahmen der Nato gegen die 
»Dikatoren« und »Völkermörder«. So 
dokumentiert Deutschland, dass es ge- 
läutert ist und auf die Einhaltung der 
Menschenrechte pocht. Es war einer rot- 
grünen Bundesregierung vorbehalten, 
die letzten als Fesseln empfundenen Be- 
schränkungen aufzuheben, die einen 
deutschen Angriffskrieg auf Länder, die 
unter der deutschen Besatzung litten, 
undenkbar schienen ließen. Eine Bun- 
desregierung, die wie ihre Vorgängerin- 
nen nicht willens ist, alle NS-Opfer zu 
entschädigen, beansprucht das 
Definitionsrecht darüber, was Auschwitz 
gewesen Ist und was heute »Auschwitz« 
sein soll. 

Wie geläutert dieses Deutschland ist und 
was man hier aus der Vergangenheit ge- 
lernt hat, zeigt sich nicht zuletzt am 
Umgang der rotgrünen Bundesregierung, 
der deutschen Unternehmen und der 
deutschen Justiz mit den Forderungen 
der Überlebenden der Nazizwangsarbeit 
nach finanzieller Entschädigung. Die 
Bundesregierung weigert sich, mit den 
Organisationen der Überlebenden in 
Deutschland auch nur zu reden; die deut- 
schen Unternehmen wollen sich mit Al- 
mosen Expansionschancen auf den in- 
ternationalen Märkten sichern; die deut- 
sche Justiz handelt in diesem Sinne, in- 
dem z.B. das Bonner Landgericht für die 
Sammelklage von 22 000 polnischen 
chemaligen Zwangsarbeiterinnen und 
Zwangsarbeitern einen 
Prozesskostenvorschuss von DM 18 Mil- 
lionen forderte. 


Im April wandten sich 14 Überlebende 
der Shoah in einem offenen Brief an 
Außenminister Fischer und Verteidi- 
gungsminister Scharping: »Wir Überle- 
benden von Auschwitz und anderen 
Massenvernichtungslagern verurteilen 
den Mißbrauch, den Sie und andere Po- 
litiker mit den Toten von Auschwitz, mit 
dem von Hitlerfaschisten im Namen der 
deutschen Herrenmenschen vorbereite- 
ten und begangenen Völkermord an Ju- 
en, Sinti und Roma und Slawen betrei- 
ben. Was Sie tun, ist eine aus 
Argumentationsnot für ihre verhängnis- 
volle Politik geborene Verharmlosune 
des in der bisherigen Menschheitsge- 
schichte einmaligen Verbrechens.« Sie 
fordern die sofortige Einstellung der 
Bombardements und verurteilen, dass 
zugunsten des Auftrages NIE WIEDER 
AUSCHWITZ die Forderung NIE WIE- 
DER KRIEG für obsolet erklärt wird. 
Das bundesweite Bündnis gegen IG Far- 
ben setzt sich seit über zehn Jahren da- 
für ein, dass die Nachfolgegesellschaft 
des während des letzten deutschen Krie- 
ges weltweit größten Konzerns aufgelöst 
wird und alle NS-Opfer finanziell ent- 
schädigt werden. In der Geschichte der 
»IG Farbenindustrie in Abwicklung AG« 
(IG Farben) präsentiert sich westdeutsche 
Nachkriegsgeschichte wie im Brennglas. 
Ihre Existenz verdankt die IG Farben- 
Abwicklungsgesellschaft bis heute dem 
weitgehend erfolgreichen Versuch, die 
enge Zusammenarbeit der deutschen 
Unternehmen mit dem nationalsoziali- 
stischen deutschen Staat zu tabuisieren 
-- seit ihrer Gründung 1954 führt sie ei- 
nen Kleinkrieg gegen die Überlebenden 
um jede Mark. Nach 1989 gab es auch 
für die Nachfolger eines Konzerns, ohne 


den-der zweite Weltkrieg nicht möglich 
gewesen wäre, offensichtlich keine Be- 
schränkungen mehr. Seit der deutschen 
Vereinigpng versuchte IG Farben mehr- 
mals, aber. bislang erfolglos, enteignete 
Besitztingen zurückzubekommen. 

In den Monaten nach dem Regierungs- 
wechsel hat sich die Ausgangsposition 
der Arbeit des Bündnisses vollkommen 
verändert: Während Deutschland mit der 
Begründung, aus der Vergangenheit ge- 
lernt zu haben, wieder Krieg führt, geht 
der Kleinkrieg gegen die Überlebenden 
der Nazi-Verbrechen unvermindert wei- 
ter. Während wieder deutsche Bomben 
auf Belgrad fallen, soll voraussichtlich 
ausgerechnet am 1. September 1999, dem 
60. Jahrestag des Überfalls der deutschen 
Wehrmacht auf Polen, der Fonds der 
deutschen Unternehmen gegründet wer- 
den. Damit wollen sich diese mit finan- 
ziellen Abfindungen Rechtssicherheit 


gegen Klagen von Überlebenden erkau- 
fen, es soll endgültig ein Schlußstrich 
unter die deutschen Verbrechen gezogen 
werden. Dieses Projekt dient in keiner 
Weise dazu, den Forderungen der Über- 
lebehden in angemessener Form gerecht 
zu werden. 'r E 

Folglich geht es nicht mehr darum, für 
die Forderungen der Überlebenden über- 
haupt eine Öffentlichkeit zu schaffen, 
sondern darum, die Erpressung der Über- 
lebenden mit ihrem hohen Alter und ih- 


_ rer oft elenden sozialen Lage zu verhin- 


dern; es geht nicht mehr nur darum, die 
Wahrheit der Nazi-Verbrechen öffentlich 
zu machen, sondern darum, die 
Instrumentalisierung dieser Verbrechen 
für deutsche Großmachtambitionen zu 
kritisieren. 

Über die Folgen der militärischen Ver- 
söhnung mit der deutschen Vergangen- 
heit wollen wir am 2. und 3. Juli 1999 


auf der Konferenz Deutschland: wieder- 
gutgemacht in Berlin diskutieren. Unab- 
hängig davon, ob es bis dahin einen 
Waffenstillstand gibt oder der Einsatz der 
Bodentruppen näher gerückt ist: die Aus- 
gangsbedingungen einer dem Antifa- 
schismus verpflichteten Kritik der deut- 
schen »Normalisierung« haben sich 
grundlegend verändert. 

Bundesweites Bündnis gegen IG Farben 


Dem Bündnis gegen IG Farben gehören unter ande- 
rem an: Auschwitz-Komitee in der BRD; Dachver- 
band der kritischen Aktionärinnen und Aktionäre; 


.. Kampagne Nie wieder!; Antifaschistische Aktion. 


Berlin (organisiert in der AA/BO); Coordination ge- 
gen Bayer-Gefahren; Vereinigung der Verfolgten des 
Nazi-Regimes — Bund der Antifaschistinnen und 
Antifaschisten; Antifaschistische Gruppe Frankfurt/ 
Main; Gegen das Vergessen, Frankfurt/Main; Antifa/ 
Antira-Gruppe felS; Antirassistische Gruppe, Würz- 
burg; Junge Linke; Marburger Bündnis gegen IG 
Faroven; Berliner Bündnis gegen IG Farben, Frank- 
furter Bündnis gegen IG Farben u.v.a. 


7 Mark 


